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A. Problem und Regelungsbedirfnis

Nach 8§ 5 des Landesbesoldungsgesetzes und § 4 Abs. 1 des
Landesbeamtenver-sorgungsgesetzes sind die Bezlige der Beamtinnen und
Beamten, der Richterinnen und Richter sowie der Versorgungsempféangerinnen und
Versorgungsempfanger ent-sprechend der Entwicklung der allgemeinen
wirtschaftlichen und finanziellen Verhalt-nisse regelmaldig anzupassen. Der
Gesetzgeber gewahrleistet damit die aus Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes
resultierende Verpflichtung, die Betroffenen und ihre Familien lebenslang

amtsangemessen zu alimentieren.

Schon der Koalitionsvertrag 2021-2026 enthalt vor diesem Hintergrund die Aussage,
dass im Rahmen der finanziellen Moglichkeiten angestrebt wird, die Tarifabschliisse
der Tarifgemeinschaft deutscher Lander fur die Beschaftigten des Landes auch fur
die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie die Versorgungsemp-
fangerinnen und Versorgungsempfanger, wie schon in den Jahren seit 2015, zeit-
gleich und systemgerecht zu tbernehmen.

Infolgedessen sieht der Gesetzentwurf eine lineare Anpassung entsprechend der
tarifichen Linearsteigerung zum 1. Dezember 2022 um 2,8 v. H. vor.
Anwarterinnen und Anwarter sowie Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare

erhalten zum 1. Dezember 2022 eine Erh6hung des Grundbetrags von 50 EUR.

Ferner ist in Anlehnung an die Tarifeinigung vorgesehen, auch den Beamtinnen und
Beamten sowie den Richterinnen und Richtern zur Abmilderung der zuséatzlichen Be-
lastungen durch die COVID-19-Pandemie eine einmalige Corona-Sonderzahlung in
Hohe von 1 300 EUR beziehungsweise in Hohe von 650 EUR fur Anwérterinnen und

Anwarter zuséatzlich zu den ohnehin geschuldeten Bezligen zu gewéhren.
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Gleichzeitig beriicksichtigt der Gesetzentwurf jlingste Prazisierungen des Bundesver-
fassungsgerichts zur Alimentation kinderreicher Beamten- und Richterfamilien sowie
zur Absicherung des Mindestabstands der Alimentation in den untersten Besol-

dungsgruppen zum sozialrechtlichen Grundsicherungsniveau.

Dartber hinaus soll zur Steigerung der Attraktivitat rheinland-pfalzischer Beamten-
und Richterverhéltnisse im Wettbewerb offentlicher und privater Arbeitgeber sowie
zur Forderung der klimaneutralen Mobilitat eine Entgeltumwandlung zur Nutzung fur

vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrrader ermoglicht werden.

Schlief3lich werden mit dem Gesetzentwurf redaktionelle Anpassungen sowie weitere

punktuelle Anderungen vorgenommen.

B. Losung
Der vorliegende Gesetzentwurf tragt dem aufgezeigten Regelungsbedirfnis Rech-

nung.

Die Ubernahme des Tarifergebnisses verlangt neben Anderungen der maRgeblichen
Bestimmungen fir Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter sowie Anwar-
terinnen und Anwarter Folgeregelungen fir Versorgungsempfangerinnen und Ver-
sorgungsempfanger des Landes sowie Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferenda-

re.
Im Ubrigen sind Bestimmungen des Landesbesoldungsgesetzes, des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes, der Landeserschwerniszulagenverordnung und der Lan-
desmehrarbeitsvergutungsverordnung zu andern.

Die Regelungen berticksichtigen die Bevolkerungs- und Altersentwicklung.

C. Alternativen

Keine.



D. Kosten

Die Anpassung der Bezuige um 2,8 v. H. zum 1. Dezember 2022 bedingt Mehrkosten
fur das Land im Jahr 2022 in Hohe von insgesamt rund 13,5 Mio. EUR. Im Haushalt
2022 ist entsprechende Vorsorge getroffen. Die Linearsteigerung wirkt naturbedingt

in den Folgejahren fort.

Die Gewahrung der steuerfreien Corona-Sonderzahlung fuihrt zu weiteren Mehrko-
sten im Jahr 2022 in H6he von rund 78,5 Mio. EUR.

Die Adaption der rheinland-pfalzischen Bezige an die verschéarfte Alimentations-
rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist schlie3lich mit Mehrkosten in ei-

ner Grélenordnung von jahrlich rund 14 Mio. EUR verbunden.

Mehrkosten entstehen auch bei den der Aufsicht des Landes unterstehenden Kor-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, wenn und soweit die-

se Uber Beamtinnen und Beamte verfiigen.

Die Ermdglichung einer Entgeltumwandlung fur die Nutzung vom Dienstherrn gelea-
ster Dienstfahrrader ist als solche hingegen mit keinen Mehrkosten verbunden, etwas
anderes kann fur die Umsetzung eines konkreten Leasingmodells in einem zweiten

Schritt in Abhangigkeit von den jeweiligen Vertragskonditionen gelten.

Das Konnexitatsprinzip ist beziglich der kommunalen Gebietskdrperschaften nicht
berthrt.

E. Zustandigkeit

Federfilhrend ist das Ministerium der Finanzen.
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Landesgesetz
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2022
(LBVANpG 2022)

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Einmalige Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(Corona-Sonderzahlung)

Zur Abmilderung der zusatzlichen Belastung durch die COVID-19-Pandemie wird

den Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richtern sowie Rechtsreferenda-

rinnen und Rechtsreferendaren eine einmalige Sonderzahlung gewahrt. Die Hohe

der Sonderzahlung betrdgt 1 300 EUR. Fur Beamtinnen und Beamte auf Widerruf

sowie fur Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare in einem besonderen 6ffent-

lich-rechtlichen Ausbildungsverhaltnis gilt Satz 2 entsprechend mit der Mal3gabe,

dass die Sonderzahlung 650 EUR betragt. Die Sonderzahlung wird nur gewabhrt,

wenn

1. die in den Satzen 1 und 3 genannten Personen am 29. November 2021 unter den
Geltungsbereich des Landesbesoldungsgesetzes oder der Landesverordnung
Uber die Gewahrung von Unterhaltsbeihilfen an Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare fallen,

2. das Dienst- oder Ausbildungsverhaltnis am 29. November 2021 besteht und

3. in der Zeit vom 1. Januar 2021 bis einschlieBlich zum 29. November 2021 an min-
destens einem Tag Anspruch auf Dienstbezlige, Anwarterbezlige oder Unterhalts-
beihilfen bestanden hat.

8 9 Abs. 1 des Landesbesoldungsgesetzes findet entsprechende Anwendung. Mal3-

gebend sind jeweils die Verhéltnisse am 29. November 2021. Bei Beurlaubung oder

Elternzeit ohne Anspruch auf Dienstbeziige, Anwarterbezige oder Unterhaltsbeihil-

fen am 29. November 2021 sind die Verhdaltnisse am Tag vor Beginn der Beurlau-

bung oder Elternzeit mal3gebend. Die Sonderzahlung wird jeder oder jedem Berech-

tigten nur einmal gewahrt; bei mehreren Dienstverhdltnissen gilt 8 14 des



Landesbesoldungsgesetzes entsprechend. Die Sonderzahlung bleibt bei sonstigen

Besoldungsleistungen unbericksichtigt.

Artikel 2

Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezige fur das Jahr 2022

(1) Die in den Anlagen 6 bis 11 des Landesbesoldungsgesetzes vom 18. Juni 2013
(GVBI. S. 157 -158-), zuletzt geandert durch Artikel 3 Nr. 1 bis 9 und 11 dieses Ge-
setzes, BS 2032-1, ausgewiesenen Betrage werden wie folgt geandert:

1.

um 2,8 v. H. werden ab dem 1. Dezember 2022 erhoht

a)

b)
c)

d)

f)

die Grundgehaltssatze der Landesbesoldungsordnungen A, B, W, R und
C (kw),

der Mindestbetrag nach 8 37 Abs. 1 Satz 3 des Landesbesoldungsgesetzes,
der Familienzuschlag, mit Ausnahme der Erhéhungsbetrage fur die Besol-
dungsgruppe A 5 der Landesbesoldungsordnung A sowie der Betrdge nach
8 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 fur jedes weitere zu berlcksichtigende Kind und der
dazugehdrigen mietenstufenabhangigen Aufstockungsbetrage,

die Amtszulagen, die in den FuBnoten zu Amtern der Landesbesoldungs-
ordnungen A, B und R ausgebracht sind,

die Allgemeine Zulage nach Nummer 12 der Vorbemerkungen zu den Lan-
desbesoldungsordnungen A und B sowie nach Nummer 2 der Vorbemer-
kungen zu der Landesbesoldungsordnung C (kw),

die Betrage der Grundgehaltsspannen der Anlage 11;

um 50 EUR werden ab dem 1. Dezember 2022 die Anwartergrundbetrage er-
hoht.

(2) Die Erhohung nach Absatz 1 Nr. 1 gilt entsprechend fur die

1.

Grundgehaltssatze

a)

b)

c)

fortgeltender Besoldungsordnungen und Besoldungsgruppen der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer,
in den Regelungen Uber kiinftig wegfallende Amter,

in Zwischenbesoldungsgruppen der Landesbesoldungsordnung A,



2. Amtszulagen in Uberleitungsvorschriften oder in Regelungen tber kiinftig weg-
fallende Amter,

3. Hochstbetrage fur Sondergrundgehélter und Zuschiisse zum Grundgehalt sowie
festgesetzten Sondergrundgehélter und Zuschisse nach fortgeltenden Besol-
dungsordnungen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

4. in festen Betrdgen ausgewiesenen Zuschisse zum Grundgehalt nach § 67
Abs. 4 des Landesbesoldungsgesetzes,

5. Leistungsbezige fur Beamtinnen und Beamte der Landesbesoldungsordnung W,
soweit diese Bezlige nach 8§ 38 des Landesbesoldungsgesetzes an regelmalii-
gen Besoldungsanpassungen teilnehmen.

(3) Fur Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger gelten die Erho-
hungen nach den Absétzen 1 und 2 fir die dort angefiihrten Besoldungsbestandteile,
sofern diese Grundlage der Versorgung sind, und andere versorgungswirksame Be-
zugebestandteile, soweit fur diese die Teilnahme an den regelméRigen Beziligean-

passungen nicht eingeschrankt oder ausgeschlossen ist, entsprechend.

(4) Ist der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten, erhdhen sich die Versor-
gungsbezlge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsge-
setz in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde liegt, entspre-
chend Absatz 3, jedoch um 0,1 Prozentpunkte vermindert; dies gilt entsprechend fir
Hinterbliebene einer oder eines vor dem 1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsemp-
fangerin oder Versorgungsempfangers. Fur Versorgungsbezige, die in festen Betra-
gen festgesetzt sind, sowie fur den Betrag nach Artikel 13 § 2 Abs. 4 des Finften
Gesetzes zur Anderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai 1990 (BGBI.
| S. 967) gilt Satz 1 sinngemal.

Artikel 3

Weitere Anderung des Landesbesoldungsgesetzes



Das Landesbesoldungsgesetz vom 18. Juni 2013 (GVBI. S. 157 -158-), zuletzt gean-
dert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBI. S. 543), BS 2032-

1, wird wie folgt gedndert:

1.

Dem 8§ 2 Abs. 3 werden folgende Séatze angefugt:
»<Ausgenommen hiervon sind Leistungen im Rahmen einer Entgeltumwandlung
fur vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrrader, die den Beamtinnen und Beamten
sowie Richterinnen und Richtern auch zur privaten Nutzung tberlassen werden,
wenn es sich um Fahrrader im verkehrsrechtlichen Sinne handelt. Eine Entgel-
tumwandlung nach Satz 2 setzt ferner voraus, dass sie fir eine MalRnahme er-
folgt, die vom Dienstherrn den Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und
Richtern angeboten wird und es diesen freigestellt ist, ob sie das Angebot an-
nehmen.”
In 8§ 25 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe ,A 4“ durch die Angabe ,A 5“ ersetzt.
In § 38 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort ,laufende” gestrichen.
8§ 41 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 Satz 2 wird gestrichen.
b) In Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe ,4 bis 7 durch die Angabe ,3 bis 6“ er-

setzt.
Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefiigt:

341 a

Sonderzuschlag zum Familienzuschlag

(1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 2 wird ein Sonderzuschlag
zum Familienzuschlag gemalR Anlage 7 gewahrt. Der Betrag vermindert sich um
die zustehende Allgemeine Zulage, um die zustehenden Amts- und Stellenzula-
gen sowie um Ausgleichs- und Uberleitungszulagen, die wegen des Wegfalls

oder einer Verminderung solcher Bezuige zustehen.

(2) Anspruch auf den Sonderzuschlag gemaR Absatz 1 Satz 1 haben nach Mal3-
gabe der Anlage 7 Beamtinnen und Beamte mit Anspruch auf den Familienzu-
schlag nach 8§ 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie gleichzeitigem Anspruch auf den
Familienzuschlag nach 8 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 fur mindestens zwei Kinder, de-

ren Ehe- oder Lebenspartnerin oder Ehe- oder Lebenspartner tber kein monatli-



10.

11.

ches Arbeitsentgelt in HOhe mindestens des Hochstbetrags einer geringfligigen

Beschéaftigung gemal § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch oder

Uber kein aufaddiertes Arbeitsentgelt im Kalenderjahr in Hohe mindestens des

Zwolffachen des Hochstbetrags einer geringfiigigen Beschéaftigung gemald 8 8

Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch verfugt. Zum Arbeitsentgelt

zéhlen auch Leistungen im Sinne des 8 32 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG."

Anlage 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 5 Buchst. a der Vorbemerkungen zu den Landesbesoldungsord-
nungen A und B werden die Worte ,den Besoldungsgruppen A 4 bis“ durch
die Worte ,der Besoldungsgruppe“ ersetzt.

b) Die Besoldungsgruppe A 4 der Landesbesoldungsordnung A wird gestri-
chen.

Anlage 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird in der Tabelle nach den Spaltenuberschriften ,Grund-
amtsbezeichnung, Zusatz die erste Zeile mit den Bezeichnungen ,Besol-
dungsgruppe A 4 Hauptwachtmeisterin, Hauptwachtmeister und dem Zu-
satz ,Justiz-“ gestrichen.

b) Nummer 5 Satz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Buchstabe a wird gestrichen.
bb) Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe a und wie folgt geédndert:

Die Worter ,Amtsmeisterin, Amtsmeister,“ werden gestrichen.
cc) Die bisherigen Buchstaben ¢ und d werden Buchstaben b und c.

Anlage 6 Nr. 1 erhalt die aus Anlage | zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

Die Anlagen 7 bis 9 erhalten die aus Anlage Il zu diesem Gesetz ersichtliche

Fassung.

Die Anlagen 6 bis 11 erhalten die aus Anlage Ill zu diesem Gesetz ersichtliche

Fassung.

Die Inhaltstibersicht wird entsprechend den vorstehenden Bestimmungen gean-

dert und die Angaben ,Anlage 12 Erschwerniszulagen® und ,Anlage 13 Uberlei-

tungsubersicht* werden gestrichen.



Artikel 4
Anderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 18. Juni 2013 (GVBI. S. 157 -208-), zu-
letzt geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBI. S. 543),
BS 2032-2, wird wie folgt geandert:

1. In 8 24 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte ,65 v. H. aus der Stufe 7 der Besol-
dungsgruppe A 4“ durch die Worte ,60,6 v. H. aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 5° ersetzt.

2. 845 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 erhalt folgende Fassung:
,Das Unfallruhegehalt betragt mindestens 66,7 v. H. aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe A 5;“

3. 873 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 1 erhéalt folgende Fassung:

,1. fur Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie Witwen und
Witwer die ruhegehaltfahigen Dienstbezlige aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein
Betrag in HOhe des 1,4-Fachen der jeweils ruhegehaltfahigen Dienstbe-
zuige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5, zuzuglich des jeweils
zustehenden Unterschiedsbetrags nach § 64 Abs. 2,*.

b) Nummer 3 erhalt folgende Fassung:

»3. fur Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstun-
fahigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, oder nach § 39 Abs. 2
und 3 LBG in den Ruhestand versetzt worden sind, bis zum Ablauf des
Monats, in dem sie die Regelaltersgrenze nach § 37 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 3 LBG erreichen, 71,75 v. H. der ruhegehaltfahigen Dienstbezlige
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt
berechnet, mindestens aus einem Betrag in Hohe des 1,4-Fachen der
jeweils ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe A 5, zuziglich des jeweils zustehenden Unterschiedsbe-
trags nach 8 64 Abs. 2 sowie 470 Euro.”

4. Dem 8§ 88 wird folgender Absatz 6 angefugt:



,(6) Fur die im Zeitpunkt der besoldungsrechtlichen Anhebung der Besoldung
von A 4 auf A 5 zum 1. Januar 2022 vorhandenen Versorgungsempfangerinnen
und Versorgungsempfanger, deren erdiente Ruhegehalter auf der Grundlage der
ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus der Besoldungsgruppe A 4 ermittelt wur-
den, werden die erdienten Ruhegehélter weiterhin auf der Grundlage dieser Be-
soldungsgruppe ermittelt und entsprechend 8§ 4 angepasst.”

5. Die Anlage erhalt die aus Anlage IV zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

Artikel 5
Anderung der Landesmehrarbeitsvergiitungsverordnung

Die Landesmehrarbeitsvergitungsverordnung vom 3. Juli 2012 (GVBI. S. 221), zu-
letzt ge&ndert durch die Artikel 6, 7 und 8 des Gesetzes vom 18. Juni 2019 (GVBI. S.
119), BS 2032-1-2, wird wie folgt geandert:
1. In 82 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe ,A 4“ durch die Angabe ,A 5 ersetzt.
2. 8§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:
»,(1) Die Verglutung betragt je Stunde bei Beamtinnen und Beamten in den Be-

soldungsgruppen

A5hisAS8 16,33 EUR,
A9 bisA12 22,39 EUR,
A 13 bis A 16 30,86 EUR'”

b) In Absatz 3 werden folgende Zahlen ersetzt:
aa) in Nummer 1 ,20,29“ durch , 20,86,
bb) in Nummer 2 ,25,09“ durch ,25,79%,
cc) in Nummer 3 ,29,83“ durch ,30,67“ und
dd) in Nummer 4 ,34,83" durch ,35,81"
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Artikel 6
Anderung der Landeserschwerniszulagenverordnung

Die Landeserschwerniszulagenverordnung vom 14. Juli 2015 (GVBI. S. 181), zuletzt
geandert durch Verordnung vom 17. Marz 2021 (GVBI. S. 164), BS 2032-1-5, wird
wie folgt geandert:

In 8 4 Abs. 1 werden folgende Zahlen ersetzt:

1. in Nummer 1 ,3,61“ durch ,3,71%,

2. in Nummer 2 ,1,01“ durch ,1,04 und

3. in Nummer 3 ,1,86“ durch ,,1,91"

Artikel 7

Anderung der Landesverordnung iiber die Gewahrung von Unterhaltsbeihilfen

an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare

Die Landesverordnung uber die Gewahrung von Unterhaltsbeihilfen an Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare vom 3. Februar 2000 (GVBI. S. 99), zuletzt ge-
andert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 18. Juni 2019 (GVBI. S. 119), BS 315-1-2,
wird wie folgt geandert:
8 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erhélt folgende Fassung:
,1. einem Grundbetrag

ab 1. Dezember 2022 von monatlich 1.404,86 EUR, und®.

Artikel 8
Uberleitung

(1) Die am 1. Januar 2022 im Amt befindlichen Beamtinnen und Beamten mit der
Amtsbezeichnung ,Amtsmeisterin, Amtsmeister® oder ,Hauptwachtmeisterin, Haupt-
wachtmeister” in der Besoldungsgruppe A 4 der Landesbesoldungsordnung A wer-
den an diesem Tag mit der Amtsbezeichnung ,Oberamtsmeisterin, Oberamtsmeister”
oder ,Erste Hauptwachtmeisterin, Erster Hauptwachtmeister” in die Besoldungsgrup-

pe A 5 der Landesbesoldungsordnung A Ubergeleitet. Fur die Dienstbezeichnungen

-11 -
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der Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst zum ersten Ein-

stiegsamt gilt Entsprechendes.

(2) Die am 1. Januar 2022 der jeweiligen Stufe 1 der Besoldungsgruppen A 4 bis A 7
zugeordneten Beamtinnen und Beamte werden an diesem Tag unter Berucksichti-
gung der Uberleitung nach Absatz 1 der jeweiligen Stufe 2 der Besoldungsgruppen A
5 bis A 7 zugeordnet. Mit dieser Zuordnung beginnt das weitere Aufsteigen in den
Stufen; eine Vorverlegung durch bericksichtigungsfahige Zeiten gemal § 29 Abs. 2

Satz 2 des Landesbesoldungsgesetzes findet dabei nicht statt.

Artikel 9

Inkrafttreten

Es treten in Kraft:

1. Artikel 1 mit Wirkung vom 29. November 2021,

2. Artikel 3 Nr. 1, 2, 5 bis 9 und 11, Artikel 4 Nr. 1 bis 4, Artikel 5 Nr. 1 und Artikel 8
mit Wirkung vom 1. Januar 2022,

3. die Artikel 2 und 3 Nr. 10, Artikel 4 Nr. 5, Artikel 5 Nr. 2 und die Artikel 6 und 7
am 1. Dezember 2022,

4. das Gesetz im Ubrigen am Tage nach der Verkiindung.

-12 -
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Anlage |

(zu Artikel 3 Nr. 8)

1. Landesbesoldungsordnung A (guiltig ab 1. Januar 2022)

Grundgehaltssatze
(Monatshetrage in Euro)

Besol- 2-Jahres- 3-Jahres- 4-Jahres- 5-Jahres-
dungs- Rhythmus Rhythmus Rhythmus Rhythmus
gruppe Stufe

2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
A5 2.539,09 | 2.600,58 | 2.662,07 | 2.723,59 | 2.785,07 | 2.846,60 | 2.908,12 | 2.970,06 | 3.031,97
A6 2.579,41| 2.646,95 | 2.714,49 | 2.781,98 | 2.849,53 | 2.917,09 | 2.984,62 | 3.052,13 | 3.142,96
A7 2.637,22 | 2.721,01 | 2.804,76 | 2.888,53 | 2.972,32 | 3.056,11 | 3.115,91 | 3.175,76 | 3.235,60
A8 2.722,21 | 2.793,77 | 2.901,14 | 3.008,54 | 3.115,84 | 3.223,23 | 3.294,82 | 3.366,36 | 3.437,99 | 3.509,51
A9 2.841,21| 2.911,65| 3.026,23 | 3.140,79 | 3.255,38 | 3.369,98 | 3.448,73 | 3.527,53 | 3.606,32 | 3.685,08
A 10 3.003,85 | 3.100,33 | 3.245,00 | 3.389,73 | 3.534,43 | 3.679,18 | 3.775,64 | 3.872,11 | 3.969,61 | 4.068,30
A1l 3.428,51 | 3.576,76 | 3.725,03 | 3.873,30 | 4.023,87 | 4.125,01 | 4.226,12 | 4.327,29 | 4.428,99 | 4.532,14
A12 3.670,28 | 3.847,10 | 4.026,21 | 4.207,06 | 4.387,90 | 4.510,67 | 4.633,64 | 4.756,58 | 4.879,58 | 5.002,59
A13 4.107,31| 4.302,59 | 4.499,90 | 4.699,08 | 4.898,27 | 5.031,05 | 5.163,87 | 5.296,63 | 5.429,48 | 5.562,27
A 14 4.269,10 | 4.524,86 | 4.783,13 | 5.041,43 | 5.299,76 | 5.471,92 | 5.644,14 | 5.816,40 | 5.988,60 | 6.160,80
A 15 5.538,66 | 5.822,64 | 6.049,83 | 6.277,07 | 6.504,23 | 6.731,44 | 6.958,64
A 16 6.111,67 | 6.440,13 | 6.702,88 | 6.965,69 | 7.228,44 | 7.491,22 | 7.753,93
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Anlage Il
(zu Artikel 3 Nr. 9)

Anlage 7

Glltig ab 1. Januar 2022

1. Familienzuschlag

(Monatsbetréage in Euro)

1 |Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 75,01

2 |Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
a) fur das erste und zweite zu beriicksichtigende Kind je 210,43 *)
b) fir jedes weitere zu beriicksichtigende Kind je 605,00
*) Ein Betrag von 5,46 EUR ist fur jedes Kind, fir das der oder dem Berechtigten in dem jew eiligen
Monat ein Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zusteht und gew ahrt wird, von einer Kiirzung
nach § 9 Abs. 1 auszunehmen.

3 |Erhéhungsbetrage fir die Besoldungsgruppe A 5
Der Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhéht sich
a) fur das erste zu beriicksichtigende Kind um 5,32
b) fir das zweite zu beriicksichtigende Kind um 15,98

4 Mietenstufenabhéngige Aufstockungsbetréage
Der Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhéht sich fir das dritte und
jedes weitere zu beriicksichtigende Kind
a) in der Mietenstufe V um je 19,00
b) in der Mietenstufe VI um je 43,00
¢) in der Mietenstufe VIl um je 68,00
Maf3geblich fur die Zuordnung sind die fir die Wohngemeinde der Beziigeempféangerin oder des
Bezligeempféangers geméald § 12 Abs. 1 des Wohngeldgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 3 der
Wohngeldverordnung geltenden Mietenstufen. Als Wohngemeinde gilt der Ort der Hauptw ohnung im
Sinne von § 21 Abs. 2 und 4 und § 22 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes, w as auf Anforderung
durch eine amtliche Meldebestétigung nach § 24 Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes nachzuw eisen
ist. Andert sich die Hauptw ohnung, gilt die der bisherigen Wohngemeinde zugeordnete Mietenstufe
bis zum letzten Tag des Monats, w elcher in der amtlichen Meldebestétigung als Auszugsmonat
benannt ist, und die der neuen Wohngemeinde zugeordnete Mietenstufe ab dem ersten Tag des
Monats, der demin der antlichen Meldebestatigung genannten Einzugsmonat folgt.

5 |Anrechnungsbetrag nach § 41 Abs. 5
- in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 8 125,70
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 133,44

2. Sonderzuschlag zum Familienzuschlag

(Monatsbetrage in Euro)

Besol-
dungs- Stufe
gruppe
2 3 4 5 6 7 8
A5 389,00 | 328,00 | 267,00 | 206,00 | 145,00 84,00 23,00
A6 370,00 | 303,00 | 236,00 | 169,00 | 102,00 35,00
A7 314,00 | 231,00 | 148,00 65,00
A8 229,00 | 158,00 51,00
A9 110,00
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Anlage 8
Gultig ab 1. Januar 2022

Zulagen
(Monatsbetrage in Euro)
- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Dem Grunde nach geregelt in Betrag Dem Grunde nach geregelt in Betrag
Landesbesoldungsordnungen A und B Lande sbesoldungsordnungen A und B
Besoldungsgruppen FuBRnote Vorbemerkungen
AS 1,2 81,60 Nummer 12
AB 1 81,60 A 6 (Einstiegsamt) bis A 8 23,00
A9 1 324 64 A 9 (soweit nicht Einstiegsamt) 90,02
A 46 185,87 A 9 (Einstiegsamt) bis A 13 100,10
A2 3 222,96
A 13 1,3 222,96
A13 45,6 325,23 Lande shesoldungsordnung R
A4 1 222 96 Besoldungsgruppen FuBnote
A 14 2 334,42 R1 1 246,53
A 15 1 222,96 | R2 3,4,57.8 246,53
A 16 8 24939 | R3 3 246,53
A 12 (kw) 3,4 185,87 R9 1 1.110,31
A 13 (kw) 1 222,96
A 14 (kw) 1 222,96
B2 4 246,53
B8 1 511,51
B9 1 1.110,31

Anlage 9

Glltig ab 1. Januar 2022

Anwartergrundbetrag
(Monatsbetrage in Euro)

Einstiegsamt, in das die Anwarterin oder der Anwarter nach Abschluss

. . . o Grundbetrag
des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
A 5bis A8 1.271,65
A9bis A1l 1.307,85
A 12 1.453,55
A 13 1.486,71
A 13 + Allgemeine Zulage
(Nummer 12 Abs. 1 der Vorbemerkungen

zu den Landesbesoldungsordnungen A und B)

oderR 1 1.523,13
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Anlage llI

(zu Artikel 3 Nr. 10)

1. Landesbesoldungsordnung A

Anlage 6

Giltig ab 1. Dezember 2022

Grundgehaltssatze
(Monatsbetrage in Euro)
Besol- 2-Jahres- 3-Jahres- 4-Jahres- 5-Jahres-
dungs- Rhythmus Rhythmus Rhythmus Rhythmus
gruppe Stufe
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
A5 2.610,18| 267340 | 2.736,61| 2.799,85 | 2.863,05 | 2.926,30 | 2.989,55 | 3.053,22 | 3.116,87
A6 2.651,63|2.721,06 | 2.790,50 | 2.859,88 | 2.929,32 |2.998,77 | 3.068,19 | 3.137,59 | 3.230,96
AT 2.711,06|2.797,20 [ 2.883,29 | 2.969,41 | 3.055,54 | 3.141,68 | 3.203,16 | 3.264,68 | 3.326,20
A8 2.798,43|2.872,00|2.982,37 | 3.092,78 | 3.203,08 | 3.313,48 | 3.387,07 | 3.460,62 | 3.534,25| 3.607,78
A9 2.920,76 | 2.993,18 [ 3.110,96 | 3.228,73 | 3.346,53 | 3.464,34 | 3.545,29 | 3.626,30 | 3.707,30 | 3.788,26
A 10 3.087,96|3.187,14 | 3.335,86 | 3.484,64 | 3.633,39|3.782,20 | 3.881,36 | 3.980,53 | 4.080,76 | 4.182,21
A11 3.524,51|3.676,91| 3.829,33 | 3.981,75|4.136,54 [ 4.240,51 | 4.344,45 | 4.448,45| 4.553,00 | 4.659,04
A 12 3.773,05|3.954,82 | 413894 | 4.324,86 | 4510,76 | 4.636,97 | 476338 | 4.889,76 | 5.016,21 | 5.142,66
A 13 4.222,31(4.423,06 | 4.625,90 | 4.830,65|5.035,42|5.171,92 | 5.308,46 | 5.444,94 | 5581,51 | 5.718,01
A14 438863 [4.651,56 | 4.917,06 | 5.182,59 | 5.448,15 | 5.625,13 | 5.802,18 | 5.979,26 | 6.156,28 | 6.333,30
A 15 5.693,7415.985,67 | 6.219,23 | 6.452,83 | 6.686,35| 6.919,92 | 7.153,48
A 16 6.282,80 | 6.620,45 | 6.890,56 | 7.160,73 | 7.430,84 | 7.700,97 | 7.971,04
2. Landesbesoldungsordnung B
Grundgehaltssitze
(Monatsbetrdge in Euro)
Besoldungs- Betrag
gruppe
B1 7.153,48
B2 8.312,83
B3 8.803,61
B4 9.317,67
B5 9.907,46
B6 10.464, 36
B7 11.006,15
B8 11.570,77
B9 12.271,85
B 10 14.449,00
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3. Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssatze
(Monatsbetrage in Euro)
Besoldungs- W1 W 2 w3
gruppe
Betrag 5.111,04 6.223,73 7.062,27

Leistungsbeziige als Mindestbetrag nach § 37 Abs. 1 Satz 3
(Monatsbetrége in Euro)

Besoldungs- W2 W3
gruppe
Betrag 381,62 381,62

4.Landesbesoldungsordnung R

Grundgehaltssatze
(Monatsbetrége in Euro)
Besoldungs- Stufe
gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
R1 4.523,95 | 4.728,73 | 4.836,54 | 5.114,62 | 5.392,72 | 5.670,78 | 5.948,88 | 6.226,95 | 6.505,06 | 6.783,13 | 7.061,20 | 7.339,34
R2 5.502,23 | 5.780,29 | 6.058,38 | 6.336,46 | 6.614,54 | 6.892,66 | 7.170,73 | 7.448,76 | 7.726,89 | 8.004,94
R3 8.803,61
R 4 9.317,67
R5 9.907,46
R 6 10.464,36
R7 11.006,15
R8 11.570,77
R9 12.271,85
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Anlage 7

Glltig ab 1. Dezember 2022

1. Familienzuschlag

(Monatsbetrége in Euro)

1 |Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 77,11

2 |zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
a) fur das erste und zweite zu berlicksichtigende Kind je 216,32 *)
b) fir jedes weitere zu beriicksichtigende Kind je 605,00
*) Ein Betrag von 5,46 EUR ist fiir jedes Kind, fur das der oder dem Berechtigten in dem jew eiligen
Monat ein Zuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zusteht und gew ahrt wird, von einer Kiirzung
nach § 9 Abs. 1 auszunehmen.

3 |Erhohungsbetrage fir die Besoldungsgruppe A 5
Der Zuschlag nach 8§ 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhéht sich
a) fur das erste zu beriicksichtigende Kind um 5,32
b) fir das zweite zu beriicksichtigende Kind um 15,98

4 Mietenstufenabhéngige Aufstockungsbetrage
Der Zuschlag nach 8 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erhéht sich fur das dritte und
jedes weitere zu berticksichtigende Kind
a) in der Mietenstufe V um je 19,00
b) in der Mietenstufe VI um je 43,00
c) in der Mietenstufe VIl um je 68,00
Maf3geblich fiir die Zuordnung sind die fiir die Wohngemeinde der Beziligeempféngerin oder des
Beziigeempfangers geméaf § 12 Abs. 1 des Wohngeldgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 3 der
Wohngeldverordnung geltenden Mietenstufen. Als Wohngemeinde gilt der Ort der Hauptw ohnung im
Sinne von § 21 Abs. 2 und 4 und § 22 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes, w as auf Anforderung
durch eine amtliche Meldebestatigung nach § 24 Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes nachzuw eisen
ist. Andert sich die Hauptw ohnung, gilt die der bisherigen Wohngemeinde zugeordnete Mietenstufe
bis zum letzten Tag des Monats, w elcher in der amtlichen Meldebestétigung als Auszugsmonat
benannt ist, und die der neuen Wohngemeinde zugeordnete Mietenstufe ab dem ersten Tag des
Monats, der demin der amtlichen Meldebestétigung genannten Einzugsmonat folgt.

5 |Anrechnungsbetrag nach § 41 Abs. 5

- in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 8 129,22
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 137,18

2. Sonderzuschlag zum Familienzuschlag

(Monatsbetrage in Euro)

Besol-
dungs- Stufe
gruppe
2 3 4 5 6 7 8
A5 389,00 | 328,00 | 267,00 | 206,00 | 145,00 84,00 23,00
A6 370,00 | 303,00 | 236,00 | 169,00 | 102,00 35,00
AT 314,00 | 231,00 | 148,00 65,00
A8 229,00 | 158,00 51,00
A9 110,00
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Anlage 8

Giltig ab 1. Dezember 2022

Zulagen
(Monatsbetrage in Euro)
- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Dem Grunde nach geregelt in Betrag Dem Grunde nach geregelt in Betrag
Landesbesoldungsordnungen A und B Landesbesoldungsordnungen A und B
Besoldungsgruppen Fullnote Vorbemerkungen
A5 1,2 83,88 Nummer 12
AB 1 83,88 | A 6 (Einstiegsamt) bis A 8 23,64
A9 1 333,73 | A 9 (soweit nicht Einstiegsamt) 92,54
A 11 4,6 191,07 | A 9 (Einstiegsamt) bis A 13 102,90
A12 3 229,20
A13 1,3 229,20
A13 4.5 6 334 34 Landesbesoldungsordnung R
A 14 1 229,20 Besoldungsgruppen FuB note
A 14 2 343,78 | R1 1 253,43
A15 1 22920 | R2 3,457, 8 253,43
A 16 8 256,37 | R3 3 253,43
A 12 (kw) 3,4 191,07 | R9 1 1.141,40
A 13 (kw) 1 229,20
A 14 (kw) 1 229,20
B2 4 253,43
B8 1 525,83
B9 1 1.141,40
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Anlage 9
Gilltig ab 1. Dezember 2022

Anwartergrundbetrag
(Monatsbetrage in Euro)

Einstiegsamt, in das die Anwarterin oder der Anwarter nach Abschluss

. . . o Grundbetrag
des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
A5bisA8 1.321,65
A9bisA1ll 1.357,85
A12 1.503,55
A13 1.536,71
A 13 + Allgemeine Zulage
(Nummer 12 Abs. 1 der Vorbemerkungen

zu den Landesbesoldungsordnungen A und B)

oder R1 1.573,13

Landesbesoldungsordnung C (kw)

Anlage 10
Giltig ab 1. Dezember 2022

Grundgehaltssitze
(Monatsbetrage in Euro)
Besol- Stufe
dungs-
gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

C1 |305638)|408847|422231|42356,15(4.490,03

462590 | 4762, 40

489886503542 | 5171 92

5.308,46 | 5.444

94 | 5581 51| 571801

C2 |3.964,56)|4.176,26 | 4.389,61 | 4.604,50 | 4.822,06

5.039,65 | 5.257,19

5.474,73 | 5.692,32 | 5.909 86

6.127,42 | 6.344

.98 | 6.562,53 | 6.780,11 | 6.997,67

C3 1434950459240 |4.838,74 [ 5.085,08 [ 5.321,43

5.577,77 | 5.824,08

6.070,43 [ 6.316,80 | 6.563,14

6.809,46 | 7.055

,80 | 7.302,16 | 7.54846 | 7.794.81

C4 550578 )5.753,40 | 6.001,07 | 6.248,70 | 6.496,35

6.743,97 | 6.991,60

7.239,22 | 7.486,84 | 7.734 46

7.982,14 | 8.229

77 18.477,37 | 8.72501 | 8.972,66

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergiitungen
(Monatsbetrége in Euro)
- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Dem Grunde nach geregelt in Betrag Dem Grunde nach geregelt in Betrag
Landesbesoldungsordnung C (kw) Hochschulleitungs-Stellenzulagenverordnung

§ 1Abs. 1
Vorbemerkungen

Nummer 1 Sp. 2. Nummer 4 Sp. 2 119,84
Nummer 2 102,90

Nummer 1 Sp. 3, Nummer 4 Sp. 3 239,67
Besoldungsgruppe Fulnote Mummer 2 Sp. 2. Nummer 5 Sp. 2

Nummer 7 und 8 Alt. 1 66,58
Cc2 1 108,67

Nummer 2 Sp. 3, Nummer 5 Sp. 3 159,79

Mummer 3 Sp. 2. Nummer 6 Sp. 2

Nummer 9 und 10 bis zu 6658

Nummer 3 Sp. 3. Nummer 6 Sp. 3 bis zu 133,15

Nummer 8 Alt. 2 bis zu 186,41
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Auslandsbesoldung
(Monatsbetrage in Euro)

Anlage 11
Giltig ab 1. Dezember 2022

Grund-] Stufe
gehalty 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
spanne
von 3 447 812 740,03|3.093,20| 3. 483,22|3.026,30| 4 430, 08|5.034 41| 5. 712.66|6.483 41| 7.350,06|8 354,01| 0.484,52| 10.760,03|12. 228,53
bis | 2447.80|2 749,92|3.093 19|3.483,21|3 926 38| 4.439,07|5.034 40[5.712,65|6 483 40|7.350,05|8.354,00]0 484,51 10.769,02| 12 208, 52
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Anlage IV
(zu Artikel 4 Nr. 5)
Anlage
(zu den 88 66 bis 69)
Gultig ab 1. Dezember 2022

Zuschlage nach den 88 66 bis 69

(1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 66 Abs. 1 betragt fur jeden Monat der Kinder-
erziehungszeit 2,98 Euro.

(2) Der Kindererziehungsergédnzungszuschlag nach § 66 Abs. 6 betragt fur jeden ange-
fangenen Monat, in dem die darin genannten Voraussetzungen erfillt waren,

1. im Falle von § 66 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 1,01 Euro,

2.1im Falle von 8 66 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 0,72 Euro.

(3) Der Kinderzuschlag nach 8§ 67 betragt fir jeden Monat der Kindererziehungszeit, in
dem die Voraussetzungen des 8 67 Abs. 1 erfullt waren,
1. fur die ersten 36 Monate 2,00 Euro,

2. fur jeden weiteren Monat 1,01 Euro.

(4) Der Pflegezuschlag nach § 68 Abs. 1 betragt fir jeden Monat der nicht erwerbsma-

RBigen Pflege 2,37 Euro.

(5) Der Kinderpflegeergédnzungszuschlag nach 8§ 68 Abs. 3 betragt fur jeden Monat der
nicht erwerbsmafigen Pflege 1,01 Euro.
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Begrundung

A. Allgemeines

Inhaltliche Zusammenfassung

Die Bezilige der Beamtinnen und Beamten, der Richterinnen und Richter sowie der
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger werden in Anlehnung an
die am 29. November 2021 erzielte Tarifeinigung in den Tarifverhandlungen fur die
Beschaftigten der Lander zum 1. Dezember 2022 um 2,8 v. H. angepasst. Damit

Ubertragt das Land zeitgleich und systemgerecht das lineare Tarifergebnis.

Die Dynamisierung gilt ebenso fur die Bezigeempfangerinnen und Bezligeemp-
fanger der Gemeinden, der Gemeindeverbande und der sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen
Rechts.

Anwarterinnen und Anwarter sowie Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare
profitieren — ebenfalls zeitgleich und systemgerecht zum Tarifergebnis — zum 1. De-
zember 2022 von einer pauschalen Erh6hung des Anwartergrundbetrags bezie-

hungsweise der Unterhaltsbeihilfen von 50 EUR.

Daneben haben sich die Tarifvertragsparteien auf eine Corona-Sonderzahlung fir
Beschaftigte in einem Arbeitsverhéltnis geeinigt. Die Sonderzahlung betragt 1 300
EUR fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 650 EUR fur Auszubildende.
Der Gesetzentwurf sieht vor, diese einmalige Corona-Sonderzahlung auf die Emp-
fangerinnen und Empfanger von Dienstbeziigen sowie auf Empfangerinnen und
Empfanger von Anwarterbeziigen und Unterhaltsbeihilfen zeitgleich und systemge-

recht zu Ubertragen.

Der Gesetzentwurf umfasst ferner die dezidierte Aufbereitung der rheinland-
pfalzischen Alimentation unter Berlcksichtigung der jingsten Prazisierungen des

Bundesverfassungsgerichts zur Alimentation kinderreicher Beamtenfamilien sowie
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zur Absicherung eines Mindestabstands der Alimentation in den untersten Besol-
dungsgruppen zum sozialrechtlichen Grundsicherungsniveau (vgl. BVerfG — 2 BvL
6/17 u. a. und 2 BvL 4/18). Ergdnzend werden im Wettbewerb privater und 6ffentli-
cher Arbeitgeber die Einkommensmdglichkeiten gerade von Berufsanfangerinnen
und Berufsanfangern verbessert, indem die unterste Besoldungsgruppe A 4 zugun-
sten der Besoldungsgruppe A 5 sowie die jewelils erste Erfahrungsstufe bis zur Be-
soldungsgruppe A 7 gestrichen werden. Im Sinne einer atypischen Auffangregelung
findet sich ferner die Einfuhrung eines Sonderzuschlags fir spezifische Familienkon-
stellationen sowie dariber hinaus die Erhéhung des kinderbezogenen Familienzu-
schlags fur dritte und weitere Kinder verbunden mit einem zusatzlichen, mietenstu-
fenabhangigen Aufstockungsbetrag unter besonderer Berilicksichtigung der

Flachenstruktur des Landes Rheinland-Pfalz.

Schlief3lich wird zur Steigerung der Attraktivitat des Landes als Arbeitgebermarke
und im Sinne eines aktiven Beitrags zum Klima- und Immissionsschutz sowie zur
Gesunderhaltung der Bediensteten im Landesbesoldungsgesetz die rechtliche
Grundlage fir eine Entgeltumwandlung zur Nutzung fur vom Dienstherrn geleaste

Dienstfahrrader geschaffen.

Finanzielle Auswirkungen

Die Dynamisierung der Bezilige bedingt fir das Land Mehrkosten in H6he von rund
13,5 Mio. EUR im Jahr 2022. Der Haushalt 2022 hat eine entsprechende Vorsorge

getroffen. Die Linearsteigerung wirkt naturgemalf? in den Folgejahren fort.

Daruiber hinaus fuhrt die Gewéhrung einer steuerfreien Corona-Sonderzahlung fir
die Beamten- und Richterschaft des Landes zu Mehrkosten in H6he von 78,5 Mio.
EUR fur das Jahr 2022.

Die Anpassungen des Landesbesoldungsgesetzes an die verfassungsrechtlichen

Vorgaben zur Alimentation kinderreicher Familien beziehungsweise zum notwendi-

gen Abstand zur sozialrechtlichen Grundsicherung sowie die sonstigen Mal3hahmen
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der Attraktivitatsverbesserung werden jahrlich rund 14 Mio. EUR zusatzlichen finan-
ziellen Aufwand bedeuten.

Daneben ist die Ermdglichung der Entgeltumwandlung fir ein Dienstradleasing
grundsatzlich kostenneutral. In Abh&ngigkeit von den vertraglichen Konditionen ent-
sprechender Dienstleister kdnnen Folgekosten jedoch bei der praktischen Umset-
zung eines Leasingmodells entstehen. Diese sind gegenwartig noch nicht zu bezif-

fern.

Soweit von den in diesem Gesetz vorgesehenen Anpassungen auch die kommuna-
len Gebietskdrperschaften tangiert sind, ist das Konnexitatsprinzip nicht betroffen, da
ein Konnexitatstatbestand nicht erfillt ist (vgl. Artikel 49 Abs. 5 der Verfassung fur
Rheinland-Pfalz, 8 1 Abs. 1 des Konnexitatsausfihrungsgesetzes vom 2. Marz 2006
— GVBI. S. 53, BS 2020-5 -).

Ergebnis der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbdnde und des Kommu-

nalen Rates sowie der Anhérung anderer Stellen

Die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und die kommunalen Spitzenverban-

de wurden gemalf3 § 98 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes beteiligt.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund Rheinland-Pfalz / Saarland (DGB) sowie der dbb
beamtenbund und tarifunion, landesbund rheinland-pfalz (dbb) befiirworten dabei mit
ihren Stellungnahmen ausdrticklich sowohl die zeitgleiche und systemgerechte
Ubernahme des Tarifergebnisses als auch die Auseinandersetzung mit der Alimenta-
tionsrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und grundsatzlich die daraus

resultierenden Neuregelungen.
Zu letzterem Punkt weist der dbb, zum Teil unter Bezugnahme auf die Ausfihrungen

im Gesetzentwurf zu den Grundsicherungsleistungen, gleichwohl darauf hin, dass

Sicherheitspuffer zu berlicksichtigen seien.
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Diesbeziiglich stellt das Ministerium der Finanzen klar, dass ebensolche Sicherheits-
puffer selbstverstandlich sowohl bei den einzelnen Berechnungsposten als auch bei
dem vorgesehenen Sonderzuschlag zum Familienzuschlag und den angepassten
Familienzuschlagsbetragen bereits bericksichtigt seien. Darlberhinausgehende
Zahlbetrage, wie im Gesetzentwurf ausfihrlich dargestellt, seien der Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts aber gerade nicht zu entnehmen.

Der dbb fordert im Ubrigen eine Ubertragung der Corona-Sonderzahlung auch auf
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger. Wenigstens sei aber ein
Aquivalent fur diese Gruppe erforderlich, da anderenfalls lediglich eine Linearanpas-
sung zum 1. Dezember 2022 bliebe, Versorgungsempfangerinnen und Versorgungs-

empfanger aber gleichfalls durch eine hohe Inflationsrate belastet seien.

Dazu entgegnet das Ministerium der Finanzen, dass es zeitgleich und systemgerecht
die Tarifeinigung vom 29. November 2021 auf die Beamten- und Richterschaft Gber-
tragen habe. Nach der Protokollerklarung zu § 2 Abs. 1 des Tarifvertrages uber eine
einmalige Corona-Sonderzahlung handele es sich bei der Corona-Sonderzahlung um
eine Beihilfe beziehungsweise eine Unterstitzung des Arbeitgebers zur Abmilderung
der zusatzlichen Belastung durch die Corona-Krise im Sinne des 8§ 3 Nr. 11 a des
Einkommensteuergesetzes. Da Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger aufgrund der Inaktivitdt ihrer Dienstverhaltnisse aber keinen dienstlichen
Mehrbelastungen ausgesetzt waren, sei eine Ubertragung der Corona-
Sonderzahlung auf diese Gruppe weder erforderlich noch sachgerecht. Hinzu kom-
me, dass die Linearanpassung zum 1. Dezember 2022 selbstverstandlich auch fir
die Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger gelte, so dass sich ge-
rade im Vergleich zwischen Bezilige- und Verbraucherpreisentwicklung, wie im Ge-
setzentwurf ausfuhrlich erlautert, iber den maRgeblichen Betrachtungszeitraum ein
deutlicher Reallohnzuwachs ergebe, zumal die Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempfanger auch von den Zusatzanpassungen uber jeweils 2 v. H. in den
Jahren 2019 und 2020 profitiert hatten.

Ferner sei es auch nicht geboten, die Stichtagsregelung in Artikel 1 des Gesetzent-

wurfs zu modifizieren, da auch diese der Tarifeinigung inhaltsgleich entstamme und
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im Sinne einer pauschalierenden und typisierenden Betrachtung einen sachgerech-
ten Interessensausgleich herstelle.

Der DGB fuhrt in seiner Stellungnahme weiter aus, dass die Ermoéglichung eines
Dienstradleasings fur die Beamtinnen und Beamten grundsatzlich zu begruf3en sei.
Anders sehe es jedoch fur die Tarifbeschéaftigten des Landes aus, da eine Entgel-
tumwandlung insbesondere zu einer Verringerung sozialversicherungsrechtlicher
Anspriche, wie etwa bei der gesetzlichen Rente, dem Arbeitslosengeld oder bei der
VBL-Zusatzversorgung, fuhre. Eine Trennung zwischen Beamtinnen und Beamten

sowie Tarifbeschéftigten lehne man seitens des DGB beim Dienstradleasing ab.

Das Ministerium der Finanzen betont demgegeniber, dass mit der vorgesehenen
Anderung des Landesbesoldungsgesetzes lediglich fir die Beamtinnen und Beamten
eine gesetzliche Grundlage fir eine Entgeltumwandlung mit Blick auf ein
Dienstradleasing geschaffen werden kénne. Fragen zu vergleichbaren Regelungen
fur Tarifbeschéaftigte missten gemalf der Tarifautonomie hingegen durch die Tarifver-

tragsparteien beantwortet werden.

Der dbb sieht fur die vorgesehene Entgeltumwandlung hingegen eine steigende
Nachfrage bei den Beamtinnen und Beamten und beflirwortet daher die Regelung fir
diejenigen, die sie nutzen mochten. Allerdings sei abzulehnen, dass Tarifbeschétftigte
nach aktuellem Stand keine Moglichkeit einer entsprechenden Entgeltumwandlung

hatten, so dass es einer zlgigen, tarifrechtlichen Losung beddrfe.

Auch insofern verweist das Ministerium der Finanzen auf die Tarifautonomie der be-
teiligten Tarifvertragspartner, welche ebenso in den Blick nehmen kdnnten, ob es
Alternativen zu einer Entgeltumwandlung, welche der dbb gleichfalls ins Spiel bringt,

gebe.
Im Ubrigen regt der DGB mit seiner Stellungnahme Uber das Tarifergebnis und den

Gesetzentwurf hinausgehende Verbesserungen, wie etwa die Dynamisierung von

Stellenzulagen, an.
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Das Ministerium der Finanzen argumentiert hingegen, dass es angesichts des um-
fangreichen Regelungsinhalts des Gesetzentwurfs gegenwartig keine Notwendigkeit
fur sonstige Besoldungsverbesserungen sehe. Insbesondere habe man durch die
wiederholten Tarifibernahmen und die Zusatzanpassungen von jeweils 2 v. H. in den
Jahren 2019 und 2020 den Fokus auf allgemein wirkende, deutliche Bezluigeverbes-
serungen fir alle Beamtinnen und Beamten gelegt. Punktuelle Verbesserungen bei
den Stellenzulagen, mithin zugunsten einzelner Gruppen von Beamtinnen und Be-
amten, wirden diesem Prinzip widersprechen. Im Ubrigen habe die Landesregierung
mehrfach und umfassend, so etwa in der Drucksache 17/10708, dargelegt, dass sich
gerade die Stellenzulagen im Bund-Lander-Vergleich auch weiterhin auf einem kon-

kurrenzfahigen Niveau bewegen.

Der dbb merkt schlie3lich noch an, dass Berufsanfangerinnen und Berufsanfanger im
1. Einstiegsamt wegen der vorgesehenen Streichung der Besoldungsgruppe A 4 eine
hdhere Besoldung als Berufsanfangerinnen und Berufsanfanger im 2. Einstiegsamt

erhalten wirden.

Das Ministerium der Finanzen entgegnet dem, dass die Tabellenstruktur selbstver-
standlich weiterhin héhere Bezlige in der jeweils héheren Besoldungsgruppe vorse-
he. Die Ausfuihrungen des dbb wirden darauf ful3en, dass dieser zum Grundgehalt
der Besoldungsgruppe A 5 eine Amtszulage hinzuaddiere. Amtszulagen hatten je-
doch eine eigene Funktion im Sinne einer Zwischenbesoldungsgruppe zur Berlck-
sichtigung amtsspezifischer Besonderheiten. Infolgedessen kénne nicht das bloRe
Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 6 mit demjenigen der Besoldungsgruppe A 5

einschliel3lich etwaiger Amtszulagen verglichen werden.

Die kommunalen Spitzenverbande und andere gewerkschaftliche Organisationen

zeigten gegenuber dem Entwurf keinerlei Einwadnde oder Erganzungswiinsche an.

Zum Gesetzentwurf gab es keine inhaltlichen Rickmeldungen seitens der Mitglieder
des Kommunalen Rates und des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz.
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Gesetzesfolgenabschatzung

Von einer Gesetzesfolgenabschatzung wurde im Hinblick auf die begrenzte Wir-

kungsbreite der Vorschriften abgesehen.

Gender-Mainstreaming

Das Prinzip des Gender-Mainstreamings ist bei der Konzeption des Gesetzentwurfs
geprift worden. Die vorgesehenen Regelungen haben keine unterschiedlichen Aus-
wirkungen auf die Lebenssituation von Frauen und Mannern.

Demografischer Wandel sowie Auswirkung auf den Mittelstand

Die gesetzlichen Regelungen haben keine Auswirkungen auf die Bevolkerungs- und

Altersentwicklung. Eine Auswirkung auf den Mittelstand ist ebenfalls nicht gegeben.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1 (Einmalige Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie —

Corona-Sonderzahlung)

Der o6ffentliche Dienst hat sich wahrend der COVID-19-Pandemie vielfaltigen Heraus-
forderungen zu stellen, sei es in Form von zusatzlichen Arbeitsbelastungen, einem
erhohten Mal3 an Flexibilitdt und Einsatzbereitschaft oder einem gestiegenen Risiko
fur die Gesundheit. Zur Abmilderung dieser besonderen Belastungen sowie gleich-
falls als Anerkennung fiir die besonderen Leistungen ist es daher angezeigt, ent-
sprechend der tariflichen Einigung vom 29. November 2021 auch den Beamtinnen
und Beamten sowie den Richterinnen und Richtern im aktiven Dienst eine Corona-
Sonderzahlung im Sinne des 8 3 Nr. 11 a des Einkommensteuergesetzes (EStG)
zusatzlich zu den ohnehin geschuldeten Beziigen zu gewahren. Sie wird bis spate-
stens zum 31. Marz 2022 zur Auszahlung kommen und bleibt dabei grundsatzlich
steuerfrei, soweit in besonderen Einzelfallen — etwa unter Bezugnahme auf die Lei-
stungsbezahlungselemente — nicht bereits weitere Zahlungen nach § 3 Nr. 11 a
EStG gewahrt wurden.

Ein Anspruch auf die Corona-Sonderzahlung besteht flr Personen, die unter den
Geltungsbereich des Landesbesoldungsgesetzes fallen, wenn zum 29. November
2021 ein Dienstverhéltnis und mindestens an einem Tag zwischen dem 1. Januar
2021 und dem 29. November 2021 ein Anspruch auf Dienstbeziige beziehungsweise

auf Anwarterbeziige oder Unterhaltsbeihilfen bestanden hat.

Die Hohe der Corona-Sonderzahlung belduft sich auf 1 300 EUR fur vollbeschéftigte
Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter beziehungsweise auf 650
EUR flr vollbeschéaftigte Anwéarterinnen und Anwarter sowie Rechtsreferendarinnen
und Rechtsreferendare. Bei Teilzeitbeschaftigung findet § 9 Abs. 1 des Landesbe-
soldungsgesetzes entsprechende Anwendung. MalRgebend sind jeweils die Verhalt-
nisse am 29. November 2021. In den Sonderfallen einer Beurlaubung oder Elternzeit

ohne Anspruch auf Dienst- oder Anwarterbeztige sind abweichend hiervon und in
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Anlehnung an die tarifvertragliche Regelung die Beschéaftigungsverhaltnisse am Tag
vor Beginn der jeweiligen Beurlaubung oder Elternzeit mafigebend.

Die einmalige Corona-Sonderzahlung ist bei der Berechnung von sonstigen Besol-
dungsleistungen — etwa von Zuschlagen fir Altersteilzeit oder flr begrenzte Dienst-
fahigkeit — nicht zu bertucksichtigen. Durch die Konkurrenzvorschrift in Satz 8 wird
schlie3lich sichergestellt, dass die Corona-Sonderzahlung jeder oder jedem Berech-
tigten im Anwendungsbereich des Landesbesoldungsgesetzes nur einmal gewahrt

wird.

Zu Artikel 2 (Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezige fur das
Jahr 2022)

Artikel 2 bildet die gesetzliche Grundlage fir die lineare Erhdhung von Besoldung
und Versorgung um 2,8 v. H. zum 1. Dezember 2022 sowie die Erh6hungen der Be-

zuge fur Anwarterinnen und Anwarter um 50 EUR ebenfalls zum 1. Dezember 2022.

Damit folgt der Gesetzgeber auf Basis der zeitgleichen und systemgerechten Uber-
nahme des Tarifergebnisses seiner aus 8 5 des Landesbesoldungsgesetzes (LBesG)
und 8§ 4 Abs. 1 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes (LBeamtVG) beziehungs-
weise der unmittelbar aus dem Alimentationsprinzip des Artikels 33 Abs. 5 des
Grundgesetzes resultierenden Verpflichtung, die Beziige entsprechend der Entwick-
lung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhéaltnisse und unter Be-
ricksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung regelméafiig
anzupassen. Die Tarifvertragsparteien hatten sich am 29. November 2021 auf eine
lineare Entgeltsteigerung zum 1. Dezember 2022 um 2,8 v. H. geeinigt. Dieses line-
are Tarifergebnis wird mit einer linearen Bezligesteigerung von 2,8 v. H. auf die Be-

amten- und Richterschaft zeitgleich tGbertragen.

Das Alimentationsniveau des Landes entspricht — auch unter Berilicksichtigung des
vom vorliegenden Gesetzentwurf erfassten Erhdhungszeitraums sowie der vorgese-
henen, ergdnzenden MalRBhahmen — den Vorgaben, die das Bundesverfassungsge-

richt in seinem Grundsatzurteil vom 5. Mai 2015 (2 BvL 17/09 u. a.) zur amtsange-
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messenen Alimentation der Richterinnen und Richter sowie der Staatsanwaltinnen
und Staatsanwalte, in seinem Beschluss vom 17. November 2015 (2 BvL 19/09 u. a.)
zur amtsangemessenen Alimentation der Beamtinnen und Beamten sowie in seinen
jungsten Beschliissen vom 4. Mai 2020 (2 BvL 4/18 und 2 BvL 6/17 u. a.) zur amts-
angemessenen Alimentation der Richterinnen und Richter sowie der Staatsanwaéltin-
nen und Staatsanwalte und zur amtsangemessenen Alimentation kinderreicher Rich-
ter- und Beamtenfamilien aus Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes unter
Bertcksichtigung der besonderen Prozeduralisierungspflichten des Gesetzgebers

ableitet.

Nach diesen verfassungsgerichtlichen Grundentscheidungen ist im Rahmen einer
Gesamtschau, mithilfe von aus dem Alimentationsprinzip ableitbaren und volkswirt-
schaftlich nachvollziehbaren Parametern, ein durch Zahlenwerte konkretisierter Ori-
entierungsrahmen fir die Bestimmung einer grundsatzlich verfassungsgemal3en Ali-

mentationsstruktur und des Alimentationsniveaus zu ermitteln.

Hierzu eignen sich — so das Bundesverfassungsgericht — finf Parameter, die in des-
sen Rechtsprechung zum Alimentationsprinzip angelegt sind und denen indizielle

Bedeutung zukommt.

Drei der Parameter beruhen auf einem Vergleich der 15-jahrigen Besoldungsentwick-
lung einerseits mit der 15-jahrigen Entwicklung der Tarifentiohnung im o6ffentlichen
Dienst, des Nominallohnindexes sowie des Verbraucherpreisindexes andererseits.
Erganzend ist gegebenenfalls fir einen weiteren gleichlangen Zeitraum, der auch
den Zeitraum der flnf Jahre vor Beginn des vorgenannten 15-jahrigen Betrachtungs-
zeitraums abdeckt und sich mit diesem Zeitraum Uberlappt, eine Vergleichsberech-
nung durchzufuhren, wobei das Bundesverfassungsgericht diese Staffelprifung in
Verscharfung seiner vormaligen Rechtsprechung nunmehr lediglich einschrankend
heranzieht, um statistische Ausreil3er zu bereinigen (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn.
36). Ein Zurtickbleiben von 5 v. H. oder mehr bedeutet insofern eine Uberschreitung

der verfassungsgerichtlich bestimmten Grenzwerte.
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Die beiden Ubrigen Parameter betreffen im Sinne eines systeminternen Besoldungs-
vergleichs den Abstand zwischen den Bruttogehéltern der einzelnen Besoldungs-
gruppen, der innerhalb von funf Jahren nicht um 10 v. H. oder mehr (gemessen am
jeweiligen Ausgangswert) abgeschmolzen werden darf, sowie als Quervergleich die
durchschnittliche Besoldungshéhe von Bund und Landern. Diesbezlglich liegt der
Grenzwert fur eine negative Abweichung ebenfalls bei 10 v. H.

Beim systeminternen Besoldungsvergleich ist neben der Veranderung der Abstande
zu anderen Besoldungsgruppen in den Blick zu nehmen, ob in der untersten Besol-
dungsgruppe der gebotene Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau eingehal-
ten ist. Dieser Mindestabstand wird unterschritten, wenn die Nettoalimentation unter
Bertcksichtigung der familienbezogenen Beziligebestandteile und des Kindergelds
um weniger als 15 v. H. Gber dem Grundsicherungsniveau liegt. Ein Verstol3 gegen
das Mindestabstandsgebot betrifft insofern das gesamte Besoldungsgefiige, als sich
der vom Gesetzgeber selbst gesetzte Ausgangspunkt fur die Besoldungsstaffelung
als fehlerhaft erweist (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Leitsatz Nr. 5 und Rn. 47).

Werden mindestens drei Parameter der ersten Stufe erflllt, besteht die Vermutung
einer verfassungswidrigen Unteralimentation (1. Prifungsstufe), die im Rahmen der
Gesamtabwagung sowohl widerlegt als auch erhartet werden kann (2. Prifungsstu-
fe). Werden umgekehrt bei allen Parametern die Schwellenwerte unterschritten, wird
eine amtsangemessene Alimentation vermutet. Sind ein oder zwei Parameter erflillt,
mussen die Ergebnisse der ersten Stufe, insbesondere das MaR der Uber- bezie-
hungsweise Unterschreitung der Parameter, zusammen mit den auf der zweiten Stu-
fe ausgewerteten alimentationsrelevanten Kriterien im Rahmen der Gesamtabwa-

gung eingehend gewdurdigt werden (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Leitsatz Nr. 7).

Ergibt die Gesamtschau, dass die zur Prifung gestellte Besoldung grundsatzlich als
verfassungswidrige Unteralimentation einzustufen ist, bedarf es auf der dritten Stufe
schlie3lich der Prifung, ob dies im Ausnahmefall verfassungsrechtlich gerechtfertigt
sein kann. Der Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation ist Teil der mit den
hergebrachten Grundsatzen verbundenen institutionellen Garantie des Artikels 33

Abs. 5 des Grundgesetzes. Soweit er mit anderen verfassungsrechtlichen Wertent-
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scheidungen oder Instituten kollidiert, ist er entsprechend dem Grundsatz der prakti-

schen Konkordanz im Wege der Abwéagung zu einem schonenden Ausgleich zu brin-

gen (3. Prufungsstufe).

Das Alimentationsniveau des Landes ist unter Zugrundelegung dieser Vorgaben und

unter Bertcksichtigung des nachfolgend fur die einzelnen Prifungsstufen und Para-

meter konkret dargelegten landesspezifischen Datenmaterials verfassungsgemars.

Vergleich der Besoldungsentwicklung mit der Entwicklung der Tarifentlohnung

im offentlichen Dienst (erster Parameter)

Die Besoldungsentwicklung in Rheinland-Pfalz stellt sich entsprechend den Vorga-

ben des Bundesverfassungsgerichts fur den hier mafigeblichen Ausgangszeitraum
der Jahre 2007 bis 2021 wie folgt dar:

Besoldungs- ab A 10 sowie Besol-
bis A6 A7bisA9
gruppe dungsordnungen B, C, R
Veranderung| Index Veranderung| Index Veréanderung Index

Jahr | zum Vorjahr |2006=100| zum Vorjahr | 2006=100| zum Vorjahr [ 2006=100
2007 1,70% 101,7 1,10% 101,1 0,50% 100,5
2008 2,20% 103,9 1,35% 102,5 0,50% 101,0
2009 3,00% 107,1 3,00% 105,5 3,00% 104,0
2010 1,20% 108,3 1,20% 106,8 1,20% 105,3
2011 1,50% 110,0 1,50% 108,4 1,50% 106,9
2012 1,00% 111,1 1,00% 109,5 1,00% 107,9
2013 1,00% 112,2 1,00% 110,6 1,00% 109,0
2014 1,00% 113,3 1,00% 1117 1,00% 110,1
2015 2,10% 115,7 2,10% 1140 2,10% 112,4
2016 2,30% 118,3 2,30% 116,7 2,30% 115,0
2017 2,00% 120,7 2,00% 119,0 2,00% 117,3
2018 2,35% 123,5 2,35% 1218 2,35% 120,1
2019 3,20% 127,5 3,20% 125,7 3,20% 123,9
2019 2,00% 130,0 2,00% 128,2 2,00% 126,4
2020 3,20% 134,2 3,20% 132,3 3,20% 130,4
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2020 2,00% 136,9 2,00% 134,9 2,00% 133,0

2021 1,40% 138,8 1,40% 136,8 1,40% 134,9
Gesamt 38,8% 36,8% 34,9%

Fur die im vorliegenden Gesetzentwurf darauf aufbauende Anpassung im Jahr 2022

ergeben sich zur Besoldungsentwicklung die folgenden Werte:

Besoldungs- ab A 10 sowie Besol-
bis A6 A7bisA9
gruppe dungsordnungen B, C, R
Veranderung [ Index Veranderung| Index Veranderung Index
Jahr | zum Vorjahr |2007=100| zum Vorjahr |2007=100| zum Vorjahr | 2007=100
2008 2,20% 102,2 1,35% 101,4 0,50% 100,5
2009 3,00% 105,3 3,00% 104,4 3,00% 103,5
2010 1,20% 106,5 1,20% 105,6 1,20% 104,8
2011 1,50% 108,1 1,50% 107,2 1,50% 106,3
2012 1,00% 109,2 1,00% 108,3 1,00% 107,4
2013 1,00% 110,3 1,00% 109,4 1,00% 108,5
2014 1,00% 111,4 1,00% 1105 1,00% 109,6
2015 2,10% 113,7 2,10% 112,8 2,10% 111,9
2016 2,30% 116,4 2,30% 115,4 2,30% 114,4
2017 2,00% 118,7 2,00% 117,7 2,00% 116,7
2018 2,35% 121,5 2,35% 120,5 2,35% 119,5
2019 3,20% 125,4 3,20% 124,3 3,20% 1233
2019 2,00% 127,9 2,00% 126,8 2,00% 125,7
2020 3,20% 132,0 3,20% 130,9 3,20% 129,8
2020 2,00% 134,6 2,00% 133,5 2,00% 132,4
2021 1,40% 136,5 1,40% 135,4 1,40% 134,2
2022 2,80% 140,3 2,80% 139,1 2,80% 138,0
Gesamt: 40,3% 39,1% 38,0%

Die vorgenannten Werte beachten entsprechend den jeweiligen Entscheidungsgrin-
den nur allgemein wirkende lineare Anpassungen. Durch die Ausklammerung von
Einmalzahlungen, von Sockel- und Mindestbetragen sowie des Wegfalls des Ur-

laubsgelds wird die Gesamtentwicklung zwar nicht vollstdndig abgebildet, was jedoch
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fur den hier erforderlichen relativen Vergleich vernachlassigt werden kann (vgl.
BVerfG — 2 BvL 17/09, Rn. 181 ff.).

Eine unter denselben Pramissen nachgezeichnete Entwicklung der Einkommen der
Tarifbeschéftigten im 6ffentlichen Dienst bei Berticksichtigung der im Land Rheinland-
Pfalz malRgebenden Tariferhdhungen des Tarifvertrags fir den offentlichen Dienst der
Lander (TV-L) stellt sich fir den Ausgangszeitraum der Jahre 2007 bis 2021 wie folgt

dar:

Anpassungen .

VAL Veranderung Index

Jahr zum Vorjahr  |2006=100
2007 0,00% 100,0
2008 2,90% 102,9
2009 3,00% 106,0
2010 1,20% 107,3
2011 1,50% 108,9
2012 1,90% 110,9
2013 2,65% 113,9
2014 2,95% 117,2
2015 2,10% 119,7
2016 2,30% 1225
2017 2,00% 124,9
2018 2,35% 127,8
2019 3,20% 131,9
2020 3,20% 136,1
2021 1,40% 138,1
Gesamt 38,1%

Die Tarifentwicklung in dem anschlieRenden Betrachtungszeitraum zeichnet sich

daruber hinaus wie folgt ab:

Anpassungen Verand
eranderun
TV-L o hg Index
zum Vorjahr =
Jahr J 2007=100
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2008 2,90% 102,9
2009 3,00% 106,0
2010 1,20% 107,3
2011 1,50% 108,9
2012 1,90% 110,9
2013 2,65% 113,9
2014 2,95% 117,2
2015 2,10% 119,7
2016 2,30% 122,5
2017 2,00% 124,9
2018 2,35% 127,8
2019 3,20% 131,9
2020 3,20% 136,1
2021 1,40% 138,1
2022 2,80% 141,9
Gesamt 41,9%

Im Einklang mit der vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Berechnungswei-
se verzichtet die vorstehende Aufbereitung der tarifrechtlichen linearen Anpassungen
auf eine Beriicksichtigung der regelmafig gezahlten Jahressonderzahlung (8§ 20 TV-
L). Analog der Verfahrensweise im Beamtenbereich berlcksichtigt die vorstehende
Entwicklung zudem nicht tarifvertraglich vereinbarte Einmalzahlungen, Sockel- und
Mindestbetrage.

Das Bundesverfassungsgericht geht letztlich davon aus, dass die vergleichende Ge-
genuberstellung nach vorstehendem Muster eine moglichst einfache und klare Regel
abbildet, der eine Orientierungsfunktion zukommt. Einer Spitzausrechnung, bei der
insbesondere auch temporare Effekte zum Tragen kamen, wirde demgegentber
eine Objektivitat und mathematische Exaktheit suggerieren, die der Indexbetrachtung
mit ihrer Orientierungsfunktion auf der 1. Prifungsstufe gerade nicht entsprechen
kann (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 30 ff.).

Im Vergleich der Indexwerte ergibt sich fir das Jahr 2021 als Ausgangspunkt der
Anpassung 2022 eine klare Unterschreitung des Grenzwerts, sodass der erste Pa-

rameter als nicht erfillt zu betrachten ist. Bis zur Besoldungsgruppe A 6 liegt die Be-

-37-

37



soldungsentwicklung im Jahr 2021 sogar uber der vergleichbaren Entwicklung der
Tarifentlohnung. Insofern fallt besonders ins Gewicht, dass das Land mit dem
LBVAnpG 2019/2020/2021 zwei Uber das damalige Tarifergebnis hinausgehende
Zusatzanpassungen von jeweils 2 v. H. in den Jahren 2019 und 2020 gewéhren
konnte. Hierdurch wurde nicht nur die Wettbewerbssituation zu anderen Arbeitgebern
klar verbessert, sondern auch ein damaliger Riuckstand gegenuber der Tarifentwick-

lung in einen Vorsprung verwandelt.

Angesichts der zeit- und systemgerechten Ubertragung der Tarifeinigung auf die Be-
amtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter fir das Jahr 2022 werden

sich die Abstande wie oben dargestellt in allen Besoldungsgruppen weiter annéahern.

Vergleich der Besoldungsentwicklung mit der Entwicklung des Nominallohnin-

dexes (zweiter Parameter)

Der zweite Parameter zieht einen Vergleich zwischen der bereits dargestellten Be-
soldungsentwicklung und der Entwicklung des Nominallohnindexes in Rheinland-
Pfalz. Nach den Angaben des Statistischen Landesamts sowie unter Berucksichti-
gung der Herbstprojektion der Bundesregierung von Oktober 2021 zur Entwicklung
der Bruttolohne und -gehalter je Arbeithnehmer (Effektivverdienste) flr das statistisch
noch nicht final aufbereitete Jahr 2021 ergibt sich fir die Jahre 2007 bis 2021 folgen-
de Entwicklung:

Nominalloh- .

nentwicklung Verander.ung Index

Jahr zum Vorjahr 12006=100
2007 1o o
2008 B o
2009 oo o
2010 2.70% 1078
2011 2.80% 105
2012 2.80% 139
2013 2.60% 1169
2014 2.80% 1202

-38-

38



2015 3,30% 124,1
2016 2,10% 126,7
2017 2,40% 129,8
2018 2,90% 133,5
2019 2,30% 136,6
2020 -0,50% 135,9
2021 3,29% 140,4
Gesamt 40,4%

Die Entwicklung der Besoldung liegt demnach in allen Besoldungsgruppen im Jahr
2021 als Ausgangspunkt der Anpassung 2022 im relevanten 15-Jahres-Zeitraum
deutlich unter dem Schwellenwert von 5 v. H., sodass uber alle Besoldungsgruppen
hinweg der zweite Parameter im Sinne des Bundesverfassungsgerichts schon nicht

erfullt ist.

Prognostisch sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, dass sich der zweite Parameter
fur das Jahr 2022 abweichend entwickeln wird. Vielmehr wird erwartet, dass sich
durch die zeit- und inhaltsgleiche Ubernahme des Tarifergebnisses sowie die Zu-
satzanpassungen von jeweils 2 v. H. in den Jahren 2019 und 2020 die positive Ent-
wicklung — auch statistisch — fortsetzen wird. Nach der oben genannten Herbstpro-
jektion der Bundesregierung wird mit einem Zuwachs beim Nominallohn fur 2022 von
3,36 v. H. gerechnet. Die gute Ausgangslage wird sich folglich nicht wesentlich ver-

andern.

Vergleich der Besoldungsentwicklung mit der Entwicklung des Verbraucher-

preisindexes (dritter Parameter)

Als dritten Parameter zieht das Bundesverfassungsgericht den Vergleich zwischen
der Besoldungsentwicklung und der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes her-
an. Neben der oben bereits dargestellten Besoldungsentwicklung ergeben sich nach
den Angaben des Statistischen Landesamts sowie unter Beriicksichtigung der Pro-
gnosen im Finanzplan des Landes Rheinland-Pfalz 2021-2025 fir das statistisch
noch nicht final aufbereitete Jahr 2021 fur den Verbraucherpreisindex in Rheinland-
Pfalz zu den Jahren 2007 bis 2021 die folgenden Werte:
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Verbraucher- )

preisentwicklung Vaandewng Index

Jahr zum Vorjahr  |2006=100
2007 2,00% 102,0
2008 2,40% 104,4
2009 -0,10% 104,3
2010 1,10% 105,5
2011 2,00% 107,6
2012 2,20% 110,0
2013 1,40% 111,5
2014 0,90% 112,5
2015 0,40% 113,0
2016 0,30% 1133
2017 1,40% 114,9
2018 1,70% 116,8
2019 1,30% 1184
2020 0,60% 1191
2021 2,94% 122,6
Gesamt 22,6%

Im Ergebnis zeigt sich damit Gber alle Besoldungsgruppen hinweg im malf3geblichen
15-Jahres-Zeitraum zu diesem Parameter ein mehr als deutliches Plus der Besol-
dungs- gegenuber der Verbraucherpreisentwicklung, sodass der dritte Parameter im
Jahr 2021 als Ausgangspunkt der Anpassung 2022 ebenso nicht erfillt ist. Letztlich
konnten die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter Uber die letz-
ten 15 Jahre einen erheblichen Reallohnzuwachs verbuchen, der durch die Zusatz-
anpassungen von jeweils 2 v. H. im vergangenen Anpassungszeitraum nochmals
vergroRert worden ist. Prognostisch ist aufgrund der zeit- und inhaltsgleichen Ta-
riftbernahme keine umgekehrte Entwicklung zu erwarten, vielmehr wird zum Tragen
kommen, dass die Verbraucherpreissteigerungen im Jahr 2022 voraussichtlich unter
den Werten fir das Jahr 2021 liegen werden. Nach den Prognosen des oben ge-
nannten Finanzplans kann fur vorliegende Zwecke mit einem Zuwachs der Verbrau-

cherpreise fur 2022 von 2,16 v. H. gerechnet werden.
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Entwicklung der Abstande zwischen einzelnen Besoldungsgruppen (vierter

Parameter)

Der vierte Parameter betrifft den Abstand zwischen den Bruttogehdltern der einzel-
nen Besoldungsgruppen, der innerhalb von funf Jahren nicht um 10 v. H. oder mehr
(gemessen am jeweiligen Ausgangswert) abgeschmolzen werden darf.

Die relativen Abstédnde haben sich insofern auch Uber einen langeren Zeitraum be-
trachtet nur geringfugig verandert. In den zuriickliegenden fiinf Jahren fuhrten ledig-
lich die — auch tarifvertraglich vereinbarten — Mindestanpassungsbetréage von jeweils
75 EUR in den Jahren 2016 und 2017 zu einer leichten Abflachung:

Veradnderung
Abstand

Abstand BesGr. A6/ A 16 2016 59,79%
Abstand BesGr. A6/ A 16 2021 59,47% 0,32%
Abstand BesGr. A9 /A 16 2016 52,66%
Abstand BesGr. A9/ A 16 2021 52,47% 0,19%
Abstand BesGr. A 13/ A 16 2016 28,27%
Abstand BesGr. A 13/ A 16 2021 28,27% 0%

Sowohl im Jahr 2021 als Ausgangspunkt der Anpassung als auch im Jahr 2022
selbst, in dem fiur alle Besoldungsgruppen nach dem verfassungsrechtlichen Grund-
satz des Abstandsgebots ein einheitlicher Anpassungssatz gelten wird, wird eine Ab-
standsverringerung um 10 v. H. oder mehr bei Weitem nicht erreicht. Auch der vierte

Parameter unterliegt folglich keinen Bedenken.

Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau

Als Annex zum vierten Parameter fordert das Bundesverfassungsgericht, dass die
Nettoalimentation einer Beamtin oder eines Beamten beziehungsweise einer Richte-

rin oder eines Richters einen Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau einzuhal-

ten hat.
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Das sogenannte Mindestabstandsgebot ist, so das Gericht, ein eigenstandiger, aus
dem Alimentationsprinzip abgeleiteter Grundsatz. Es besagt, dass bei der Bemes-
sung der Besoldung der qualitative Unterschied zwischen der Grundsicherung, die
als staatliche Sozialleistung den Lebensunterhalt von Arbeitsuchenden und ihren
Familien sicherstellt, und dem Unterhalt, der erwerbstatigen Beamtinnen und Beam-
ten sowie Richterinnen und Richtern geschuldet ist, hinreichend deutlich werden
muss. Der Mindestabstand wird folglich unterschritten, wenn die Nettoalimentation
unter Berlcksichtigung der familienbezogenen Beziigebestandteile und des Kinder-
gelds um weniger als 15 v. H. Gber dem Grundsicherungsniveau liegt (vgl. BVerfG —
2 BvL 4/18, Rn. 46 ff.).

Dem Gesetzgeber kommt jedoch insofern ein breiter Gestaltungsspielraum zu, als er
nicht verpflichtet ist, die Grundbesoldung so zu bemessen, dass Beamtinnen und
Beamte sowie Richterinnen und Richter ihre Familie als Alleinverdiener unterhalten
konnen. Vielmehr steht es dem Besoldungsgesetzgeber frei, die tatsachlichen Le-
bensverhaltnisse starker in den Blick zu nehmen. Dies gilt vor allem vor dem Hinter-
grund, dass die vierkdpfige Alleinverdienerfamilie nicht Leitbild der Beamtenbesol-
dung ist (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 47).

Die Vergleichsbetrachtung zwischen Alimentation und Grundsicherung muss folglich
in derjenigen Familienkonstellation erfolgen, die der gesetzgeberischen Grundkon-

stellation entspricht.

Das Land Rheinland-Pfalz hat vor diesem Hintergrund bereits mit der Umstrukturie-
rung des Familienzuschlags zum 1. Januar 2012 durch Artikel 1 des Ersten
Dienstrechtsdnderungsgesetzes (GVBI. S. 43) in der zugrundeliegenden Gesetzes-
begrindung (vgl. Drs. 16/281, S. 47, 52) klar zum Ausdruck gebracht, dass die Al-
leinverdienerfamilie in der gesamtgesellschaftlichen Realitat nicht mehr das bevor-
zugte Lebensmodell darstellt. Vielmehr wurde auf die Doppel- beziehungsweise
Hinzuverdienerehe als gesellschaftliches Grundmodell hingewiesen, welches schon
damals auch der Lebenswirklichkeit der rheinland-pfalzischen Beamtinnen und Be-

amten sowie Richterinnen und Richter entsprach.
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Dies zeigt sich zum jetzigen Zeitpunkt in einer nochmals verstarkten Form, wie meh-
rere Auswertungen des Landesamts fur Finanzen mit Stichtagen zum Juni und Sep-
tember 2021 ergeben haben. Nahezu in allen vierképfigen Beamten- und Richterfa-
milien finden sich Hinzuverdienste der Ehegattin beziehungsweise des Ehegatten,
welche mindestens die Hohe eines Minijobs erreichen. Wenn Uberhaupt noch von
einer Alleinverdienerfamilie gesprochen werden kann, dann allenfalls — in statistisch
vernachlassigbarem Umfang (ca. 1 v. H. der rund 70.000 verbeamteten Bedienste-
ten) — bei lebensalteren Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern
hoherer Besoldungsgruppen. In den unteren Besoldungsgruppen bis A 8 zeigt sich
lediglich sehr vereinzelt das Lebensmodell einer Alleinverdienerfamilie. Gestutzt
werden diese spezifischen Auswertungen bei den Landesbediensteten auch durch
allgemeine statistische Auswertungen. So konnte beispielsweise das Statistische
Bundesamt in 2021 feststellen, dass im Jahr 2019 rund 75 v. H. der Miutter in
Deutschland mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren erwerbstatig waren, bei ei-
nem Anteil der erwerbstatigen Vater mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren von
rund 93 v. H. Der Anteil ist in den letzten Jahren zudem stark gestiegen. 2009 lag er
noch bei rund 67 v. H. der Frauen mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren (vgl.

Pressemitteilung Nr. N 017 des Statistischen Bundesamts vom 5. Marz 2021).

Auch die Wissenschaft verfolgt im Anschluss an die verfassungsgerichtliche Alimen-
tationsrechtsprechung einen ahnlichen Ansatz. So ist — laut Frau Prof. Dr. Gisela
Farber und Herrn Lutz Rodermond in der ZBR 6/2021, S. 186 — die Alleinverdiener-
ehe ,flr weite Teile der Bevolkerung kein Leitbild mehr. Der Qualifikationsgrad und
die Erwerbsbeteiligung von verheirateten Frauen auch mit Kindern, der fir Beamtin-
nen in &dhnlicher Weise gilt wie fir die Partnerinnen von mannlichen Beamten stehen

dieser zur Fiktion geronnenen Lebensrealitat geradezu diametral entgegen.”

Gestutzt wird die tatsachliche Situation durch die langjahrige, zivilrechtliche Entwick-
lung, angefangen bereits bei dem 1958 in Kraft getretenen Gleichberechtigungsge-
setz und der Reform des Ehe- und Familienrechts aus dem Jahr 1977, mit der sich
das Burgerliche Gesetzbuch (BGB) von dem Leitbild der Hausfrauenehe verabschie-
det und in § 1360 BGB die gleichrangige Verpflichtung der Ehegatten eingefuhrt hat-

te, durch Arbeit und Verméogen die Familie angemessen zu unterhalten und autonom
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Uber die Aufgabenverteilung in der Ehe und den Umfang der Erwerbstatigkeit zu ent-
scheiden. Besonders anschaulich ist dabei die Aufbereitung in der NVwZ 7/2018, S.
447 ff. von Klaus FuRRer und Katharina Nowak, die die Entwicklung auch nochmals

mit den verfassungsrechtlichen Alimentationsprinzipien spiegeln.

Infolgedessen ist die Alleinverdienerfamilie schon seit l&angerer Zeit weder Leitbild
noch eine aus der bisherigen Besoldungspraxis abgeleitete BezugsgrofRe. Zur Be-
stimmung der 115%-Grenze der Alimentation einer vierkdpfigen Beamtenfamilie in
Gegenuberstellung mit einer vierkopfigen Familie, die Leistungen der Grundsiche-
rung bezieht, ist fur die Bezligeseite folglich auf ein Hinzuverdienermodell mit minde-

stens einem zusatzlichen Einkommen in Hohe eines Minijobs abzustellen.

Hinzu kommt, dass die nachfolgenden Einzelheiten des Bundesverfassungsgerichts
zur Bestimmung der Hohe des Grundsicherungsniveaus gemal den jungsten Leit-
entscheidungen keine fur den Besoldungsgesetzgeber in jeder Einzelheit verbindli-
che Berechnungsgrundlage darstellen. Vielmehr steht es ihm frei, die HOhe des
Grundsicherungsniveaus mithilfe einer realitatsgerechten Methodik zu bestimmen
(vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 53).

Das zur Bestimmung der Mindestalimentation herangezogene Grundsicherungsni-
veau umfasst dabei alle Elemente des Lebensstandards, der den Empfangerinnen
und Empfangern von Grundsicherungsleistungen staatlicherseits gewahrt wird, un-
abhangig davon, ob diese zum verfassungsrechtlich garantierten Existenzminimum
zéhlen oder Uber dieses hinausgehen und ob zur Befriedigung der anerkannten Be-
durfnisse Geldleistungen gewahrt oder bedarfsdeckende Sach- beziehungsweise
Dienstleistungen erbracht werden (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 50).

Heranzuziehen sind demzufolge zunachst gemal3 8§ 20 des Zweiten Buchs Sozialge-
setzbuch (nachfolgend abgekirzt: SGB Il) die Regelbedarfe fur in einer Bedarfsge-
meinschaft zusammenlebende Erwachsene mit zwei Kindern (BVerfG — 2 BvL 4/18,
Rn. 54). Insofern kann auf die im Existenzminimumbericht der Bundesregierung eta-

blierte Berechnungsmethode zurlckgegriffen werden, bei der die gesetzlichen Re-
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gelbedarfssatze mit der Anzahl der fir die einzelnen Regelbedarfsstufen relevanten
Lebensjahre gewichtet werden (vgl. BT-Drs 19/5400, S. 6).

Hinsichtlich der Kosten der Unterkunft bietet sich ein Rickgriff auf die von der Bun-
desagentur fur Arbeit statistisch ermittelten Werte an (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn.
55 ff.), wenn diese landerspezifisch erhoben und die tatséchlich anerkannten Bedarfe
(,95%-Perzentil“) zugrunde gelegt werden. Bei dem sogenannten 95%-Perzentil
handelt es sich um den Betrag, mit dem im jeweiligen Jahr bei rund 95 v. H. der
Partner-Bedarfsgemeinschaften mit zwei Kindern der anerkannte monatliche Bedarf
fur laufende Kosten der Unterkunft abgedeckt worden ist. Der Anteil der Haushalte,
bei denen ein noch hoherer monatlicher Bedarf fur die laufenden Kosten der Unter-
kunft anerkannt worden ist, liegt bei unter 5 v. H. Auf diese Weise werden die tat-
sachlich als angemessen anerkannten Kosten der Unterkunft erfasst, wahrend zu-
gleich die statistischen Ausreil3er, die auf besonderen Ausnahmeféllen beruhen
maogen, aulRer Betracht bleiben. Damit wird sichergestellt, dass die auf dieser Basis
ermittelte Mindestbesoldung unabhangig vom Wohnort der Beamtin oder des Beam-
ten ausreicht, um eine angemessene Wohnung bezahlen zu kénnen (vgl. BVerfG — 2
BvL 4/18, Rn. 55, 59).

Zum grundsicherungsrechtlichen Bedarf zahlen nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il auch
Heizkosten, sofern sie angemessen sind. Nach der Rechtsprechung des Bundesso-
zialgerichts kdnnen dem bundesweiten Heizspiegel, der jahrlich nach Energietrager
und GroRe der Wohnanlage gestaffelte Vergleichswerte ausweist, Richtwerte ent-
nommen werden (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18. Rn. 62).

Es ist jedoch unter Berlcksichtigung des vorerwahnten Erhebungsspielraums des
Gesetzgebers ebenso zielfihrend, die zu den angemessenen laufenden Kosten der
Unterkunft durch die Bundesagentur fur Arbeit erhobenen Heizkosten entsprechend
der 95%-Perzentil-Betrachtung mit dem dort angegebenen Gesamtbetrag heranzu-
ziehen. Diese sind als Echt-Ausgaben letztlich genauer als die generalisierenden
Erhebungen Uber einen Heizspiegel. AuRerdem beriicksichtigen die erhobenen Ge-
samtausgaben im Gegensatz zu den laufenden Kosten Nachzahlungen fur Neben-

kosten sowie weitere einmalige Kosten wie z. B. Umzugskosten. Durch den Ansatz
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des 95%-Perzentils der Bundesagentur fur Arbeit zu den ,Kosten fur Unterkunft und
Heizung RLP insgesamt” kann somit eine realitatsgerechte und umfassende Beriick-
sichtigung des grundsicherungsrechtlichen Bedarfs in Rheinland-Pfalz in die Berech-

nung einfliel3en.

In Rheinland-Pfalz entwickelten sich diese monatlichen Gesamtkosten laut Auskunft
der Bundesagentur fur Arbeit vom 28. September 2020 beziehungsweise vom 25.
Mai 2021 von 950 EUR im Jahr 2017, Uber gleichbleibende 950 EUR in 2018, auf
1.000 EUR in 2019 und 1.050 EUR im Jahr 2020. Da eine Steigerung des 95%-
Perzentils immer nur in vollen 50-EUR-Schritten abgebildet werden kann, wird fir
Zwecke der vorliegenden Berechnung angenommen, dass im Jahr 2021 weiterhin
ein Betrag von 1.050 EUR im Monat ausreichend ist, zumal nach der Steigerung in
2020 keine Erkenntnisse vorliegen, dass bis 2021 ein erneuter Schwellenzuwachs
von weiteren 50 EUR erfolgt wére. Statistische Erhebungen der Bundesagentur fur

Arbeit stehen fur 2021 insofern noch nicht zur Verfigung.

Daneben sind laut dem Bundesverfassungsgericht die fir Kinder, Jugendliche und
junge Erwachsene Uber den Regelbedarf hinausgehenden Bedarfe fur Bildung und
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (im Folgenden: Bil-
dung und Teilhabe) gesondert zu erfassen. Auch sie zahlen zum sozialhilferechtli-
chen Grundbedarf, wobei im Ausgangspunkt alle Bedarfe des § 28 SGB Il relevant
sind. Wenn jedoch feststeht, dass bestimmte Bedarfe auf auf3ergewohnliche Le-
benssituationen zugeschnitten sind und deshalb tatséachlich nur in Ausnahmefallen
bewilligt werden, kénnen sie aulRer Ansatz bleiben. Nach dem Bundesverfassungs-
gericht durften danach der persénliche Schulbedarf, Aufwendungen fur Schulausflu-
ge und Klassenfahrten, das Mittagessen in Gemeinschaftsverpflegung sowie die Ko-
sten der Teilhabe bei sozialen, sportlichen und kulturellen Aktivitaten dem Grunde
nach zu bericksichtigen sein (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 64 ff.).

Ausgegangen wird fir das Land Rheinland-Pfalz — wie es das Gericht ebenso hand-
habt — als Richtwert zunachst von denjenigen Betragen, fur deren Hohe sich aus
dem Gesetz ein Anhaltspunkt ergibt (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 143). Im Jahr
2021 ist dies der personliche Schulbedarf von 154,50 EUR je Schuljahr, was auf den
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Zeitraum von der Einschulung bis zur Volljahrigkeit umgelegt einem Monatsbetrag
von 8,58 EUR je Kind entspricht. Ferner findet sich im SGB Il zur Teilhabe am sozia-
len und kulturellen Leben in der Gemeinschatt fur Kinder aller Altersstufen ein monat-
licher Betrag von 15 EUR. Hinzu kommt ein Betrag von monatlich 3 EUR fir Schul-
und Kitaausflige. Zu den Aufwendungen fur die gemeinschaftliche Mittagsverpfle-
gung hat der Gesetzgeber mit 8 77 Abs. 11 SGB Il schlie3lich zu erkennen gegeben,
dass er bereits anfanglich mit zusatzlichen Leistungen in Hohe von 26 EUR monat-
lich rechnet. Geht man davon aus, dass Kinder im Durchschnitt erst mit drei Jahren
an den Ausfligen sowie der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung in Kindergarten
und Schule teilnehmen, ergibt sich folglich ein altersgewichteter Betrag von rund 2,50
EUR (Ausfliige) und 21,67 EUR (Mittagessen) je Kind. Insgesamt summieren sich
mithin die aus dem Gesetz abgeleiteten und altersgewichteten Monatsbetrage (8,58
EUR + 15 EUR + 2,50 EUR + 21,67 EUR) auf 47,75 EUR je Kind beziehungsweise
auf 95,50 EUR fur zwei Kinder. Dieser an pauschalierten Werten orientierte Betrag
wurde auf volle 50 EUR monatlich (respektive 100 EUR monatlich bei zwei Kindern)
aufgerundet, um etwaigen weiteren Bedarfen pauschal Rechnung zu tragen. Eine
dariiber hinausgehende Orientierung an atypischen Sonderfallen ist jedoch nicht ge-
boten (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 52).

In einem zweiten Schritt wurden sodann die gesetzlich ableitbaren Pauschalierungen
(600 EUR pro Kind pro Jahr) mit den tatsachlichen Verhaltnissen im Land gespiegelt,
um eine etwaige Notwendigkeit aufzuspuren, Uber das gesetzlich angelegte Niveau
hinausgehende Werte zu berticksichtigen. Dazu wurden statistische Erhebungen bei
einer Reihe von leistungserbringenden Kommunen (Landkreis Mainz-Bingen, Land-
kreis Neuwied, Landkreis Rhein-Hunsrick, Landkreis Ahrweiler, Stadt Koblenz und
Stadt Mainz) unter Berlcksichtigung der Ausgaben und der Anzahl derjenigen vor-
genommen, die den jeweiligen Bedarf auch tatséachlich geltend gemacht haben. Im
Ergebnis lagen dabei die Gesamtausgaben fir Bildung und Teilhabe bezogen auf die
Zahl der Leistungsempfangerinnen und Leistungsempfanger im Durchschnitt bei
rund 370 EUR jahrlich, wobei sich der Maximalbetrag auf rund 420 EUR belief. Ver-
gleicht man diese Werte mit dem dargestellten gesetzlichen Richtwert von 600 EUR,
ist mithin festzustellen, dass die kommunalen Meldungen jedenfalls keinen Anlass

geben, die gesetzlichen Richtwerte nochmals um weitere Betrage zu erhdhen.
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Das Gericht zieht schlie3lich sogenannte Sozialtarife heran, da der Lebensstandard
der Grundsicherungsempfangerinnen und Grundsicherungsempfanger nicht allein
durch Grundsicherungsleistungen bestimmt wird, sondern zum Teil auch Dienstlei-
stungen zu vergunstigten Konditionen angeboten werden. Dazu zahlen beispielswei-
se der freie oder ermalligte Eintritt in Museen, Theater, Opernh&user oder in
Schwimmbader, verglnstigte Konditionen im 6ffentlichen Nahverkehr oder die Bei-
tragsfreiheit im Bereich der Kinderbetreuung. Da Eltern, die keine Sozialleistungen
beziehen, diese Dienste — die Inanspruchnahme vorausgesetzt — zumindest teilweise
zum vollen Preis vergiten missen, konnen sich geldwerte Vorteile ergeben. Das
Bundesverfassungsgericht ist sich insofern gleichwohl der besonderen Schwierigkeit
bewusst, da es keine standardisierte, statistische Erfassung der Grundsicherungsbe-
horden gibt und die Vorteile regional und nach den Lebensumstanden der Betroffe-
nen hochst unterschiedlich ausfallen. In erster Linie verpflichtet das Bundesverfas-
sungsgericht daher den Besoldungsgesetzgeber, die Entwicklung der
Lebensverhéltnisse zu beobachten, um Art und Ausmald der geldwerten Vorteile zu
ermitteln und die Hohe der Besoldung diesen geldwerten Vorteilen kontinuierlich im
gebotenen Umfang anzupassen (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 69 ff.).

Diesem Auftrag ist der Gesetzgeber vorliegend nachgekommen, indem statistische
Erhebungen des Landes bei den Kommunen als Leistungserbringer der Grundsiche-
rung angefordert wurden. Vor allem eine detaillierte, exemplarische Erhebung der
Stadt Trier — dartber hinaus konnten die Leistungserbringer mangels Daten keine
verwertbaren Ansatze liefern — hat dabei gezeigt, dass Verglunstigungen teilweise
zwar angeboten werden (z. B. verbilligte Gebihren in Vereinen, Kinderermafigun-
gen, vergunstigte Eintritte in Museen und kulturelle Einrichtungen, Verginstigungen
in Freizeiteinrichtungen), diese aber einerseits tatsachlich nur in einem vernachlas-
sigbaren Umfang in Anspruch genommen werden und andererseits sich mit dem
Anwendungsbereich des § 28 Abs. 7 SGB Il vielfach decken.

Oftmals unterscheiden angebotene Kindertarife beispielsweise auch nicht danach, ob
die Eltern Grundsicherungsempfanger sind oder nicht. Eine zusatzliche Ersparnis pro

Kind im Sinne eines geldwerten Vorteils kann also insoweit nicht in nennenswertem
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Umfang festgestellt werden. Hinzu kommt, dass die tatséchlichen Zahlbetrage zu
§ 28 Abs. 7 SGB Il nach den vorgenommenen Erhebungen mit durchschnittlich 7
EUR monatlich je Kind weit unterhalb des gesetzlichen Richtwerts von 15 EUR la-
gen, sodass alleine darin ein hinreichender Sicherheitszuschlag besteht, der eine

weitere Hinzurechnung geldwerter Vorteile fur Kinder entbehrlich macht.

Fur Eltern erscheint es dem Gesetzgeber — jedenfalls im Sinne eines Sicherheitszu-
schlags — gleichwohl angemessen, 10 EUR monatlich als pauschale Ersparnis fur
verbilligte Museumseintritte, vergunstigte Vereinsmitgliedschaften oder reduzierte
Theaterkarten anzusetzen, auch wenn diese Leistungen nach den vorgenommenen
Auswertungen praktisch nur in einem verschwindend geringen Umfang in Anspruch

genommen werden.

Dazu addiert sich der Rundfunkbeitrag in Hohe von 214,30 EUR jahrlich, da Grund-
sicherungsempfangerinnen und Grundsicherungsempfanger auf Antrag von der Bei-
tragspflicht befreit werden (vgl. 8 4 Abs. 1 Nr. 3 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags)
und sich insoweit ein quantifizierbarer, geldwerter Vorteil ergibt. Insgesamt ist folglich
aufseiten der Eltern mit einem Ansatz fur geldwerte Vorteile von 334,30 EUR jahrlich

auszugehen.

Weitere Ansatze sind hingegen — unabhéangig von den klaren statistischen Auswer-
tungen — ebenfalls nicht ersichtlich. Denkbar waren zwar Kinderbetreuungskosten,
die die Eltern zu erbringen hatten. Das Land Rheinland-Pfalz hat allerdings bereits im
Jahr 2010 als erstes Bundesland die grundsatzliche Beitragsfreiheit fir das Angebot
in Kindergarten eingefiihrt und damit eine Vorreiterrolle in der Debatte um frihkindli-
che Bildung fiur alle Madchen und Jungen eingenommen, um seit dem 1. Januar
2020 die Beitragsfreiheit fur alle Kinder ab zwei Jahren auch unabhéangig von der
Angebotsform — also Kindergarten oder Krippe — zu gewdhrleisten. Eine spezifische
geldwerte Ersparnis ist somit fir Grundsicherungsempfangerinnen und Grundsiche-
rungsempfanger in Rheinland-Pfalz gegenuber rheinland-pfélzischen Beamtinnen

und Beamten nicht gegeben.
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Gleiches gilt fiir etwaige Einsparungen im OPNV, soweit regionale Verkehrsverbiinde
Uberhaupt vergunstigte Tarife und Fahrpreise fur Sozialleistungsempfangerinnen und
-empfanger anbieten (z. B. Mainzer Mobilitat als Sondermonatskarte), da fur Beam-
tinnen und Beamte gleichsam mindestens ebenso verginstigte personliche Zeitkar-
ten, die an das Dienstverhéaltnis gebunden sind, gegentuberstehen (z. B. Jobticket der
Landesregierung im Verkehrsraum Mainz). Infolgedessen sind spezifische geldwerte

Vorteile auf der Seite der Grundsicherung nicht zu verzeichnen.

Dem Grundsicherungsniveau gegenuberzustellen ist die Nettoalimentation, die einer
vierkopfigen Familie auf Grundlage der untersten Besoldungsgruppe in der ersten
ausgewiesenen Stufe zur Verfiigung steht. Bezugspunkt ist das Gehalt als Ganzes.
Neben dem Grundgehalt sind daher solche Beziigebestandteile zu bertcksichtigen,
die allen Beamtinnen und Beamten einer Besoldungsgruppe gewahrt werden (vgl.
BVerfGE — 2 BvL 4/18, Rn. 72 ff.). In der nachfolgenden Tabelle sind hierbei die Wer-
te fur die Besoldungsgruppe A 5 Stufe 2 (unterste Besoldungsgruppe und Stufe ab

dem Jahr 2022) ausgewiesen.

Bei der Ermittlung des Nettoeinkommens sind die Kosten einer die Beihilfeleistungen
des Dienstherrn erganzenden Krankheitskosten- und Pflegeversicherung in Abzug zu
bringen (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 76). Nach Auskunft des Verbands der Priva-
ten Krankenversicherung (PKV-Verband) vom 11. August 2021 gegenuber der Lan-
desregierung betrug der durchschnittliche monatliche Beitrag fur eine Krankenversi-
cherung in der zugrundeliegenden Fallkonstellation 540 EUR sowie 33,40 EUR fur
eine Pflegeversicherung im Jahr 2020. Aktuellere Erhebungen kann der PKV-
Verband nicht zuliefern, sodass fir einen realitdtsgerechten Ansatz 2021 der Beitrag
von 540 EUR mit der vom PKV-Verband ebenfalls mitgeteilten durchschnittlichen
Steigerungsrate der vergangenen 5 Jahre (3,87 v. H.) auf 560 EUR hochgerechnet
worden ist. Bei der Pflegeversicherung wurde hingegen die bis zu 50-prozentige
Steigerung der Beitrage zum 1. Juli 2021 einkalkuliert (vgl. Ankiindigung des PKV-

Verbands vom 29. April 2021; www.finanzen.de/news/pflegebeitrag-beamte-juli-

2021), sodass von einem Beitrag von 41,75 EUR auszugehen ist.
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Der Ansatz der Kranken- und Pflegeversicherungskosten gilt dabei auch fur die Hin-
zuverdienerfamilie unter Berucksichtigung eines Minijobs, da dieser der Bertcksich-
tigungsfahigkeit im Sinne von 8§ 66 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Landesbeamtengesetzes

und 8 4 Abs. 1 Satz 1 der Beihilfenverordnung Rheinland-Pfalz nicht entgegensteht.

Vom Bruttoeinkommen abzuziehen sind schlie3lich die Steuern. Hierbei wird die
steuerlich gunstigste Steuerklassenwahl — Steuerklasse 3 — unterstellt sowie der
Kinderfreibetrag fur beide Kinder bertcksichtigt. Daneben ist auch die Absetzbarkeit
der Kosten der Kranken- und Pflegeversicherung zu berucksichtigen. Hinzuzurech-
nen ist das Kindergeld. In der untersten Besoldungsgruppe wirkt sich steuerlich der
Kinderfreibetrag nicht glnstiger aus (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 79).

Auf dieser Basis zeigt die nachfolgende Ubersicht schon fiir das Basisjahr 2021,
dass die in der Besoldungsgruppe A 5 Stufe 2 gewéhrte Alimentation den erforderli-
chen Abstand zum Grundsicherungsniveau deutlich wahrt. Gleiches gilt naturlich
auch fur die in 2021 noch existierende unterste Besoldungsgruppe A 4 Stufe 1. Hinzu
kommt, dass die ersten Erfahrungsstufen der untersten Besoldungsgruppen A 4 und
A 5 in der Praxis nahezu keine Rolle spielen. Es ist vielmehr realitdtsnah, dass die
fur die Vergleichsberechnung vorausgesetzte Familienkonstellation mit zwei Kindern
erst in hoheren Besoldungsgruppen oder jedenfalls erst in héheren Erfahrungsstufen

relevant wird, sodass der Abstand sich nhochmals vergrolert.

Familieneinkommen 2021 Grundsicherungsniveau 2021

Grundgehalt (brutto) A 5 St.2 30.469,08 € |Regelbedarf Ehepaar* 9.624,00 €

Familienzuchlag 6.206,04 € |gewichteter durchschnitticher Regelbedarf fir zwei Kinder? 7.549,44 €

Jahresbruttoeinkommen 36.675,12 € |Unterkunftskosten insgesamt (95 %—Perzentil)3 12.600,00 €
gewichtete durchschnittliche Bedarfe fur Bildung und

Lohnsteuer Steuerklasse 11, 2 Kinder* - 1.966,00 € |Teilhabe fir zwei Kinder 1.200,00 €

private Kranken-und Pflegeversicherung - 7.221,00 € |Sozialtarife 334,30 €

Mini-Job Ehegatte 5.400,00 €

Kindergeld 5.256,00 €

Jahresnettoalimenation 38.144,12 € |Jahresgrundsicherungsbedarf 31.307,74 €

Abstand der Nettoalimentation zum Grundsicherungsniveaus: 21,84%

Mindestalimentation (115 % des Grundsicherungsniveaus): 36.003,90

*gem. Anlage zu § 28 SGB Xl

2gem. Anlage zu § 28 SGB XII - Gewichtung gem. 13. Existenzminimumbericht vom 26. Oktober 2020 (BT-Drs. 19/22800), S. 6, 7

% Ubernahme der Werte aus 2020 gem. Auskunft der Bundesagentur fiir Arbeit vom 25. Mai 2021

“Berechnung It. BMF-Abgabenrechner unter Beriicksichtigung des abzugsfahigen Teils der Kranken- und Pflegeversicherung von 488,75 €
5Der Abstand der untersten Besoldungsgruppe A 4 Stufe 1 betréagt 19,16% (Jahresnettoalimenation 37.306,72 €).
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Es bestehen angesichts der Existenzminimumberichterstattung des Bundes und der
dort auch fur die Folgejahre dargelegten Prognosen zur Hohe der Grundsicherung
gegenwartig auch keine Zweifel, dass in absehbarer Zukunft der notwendige Abstand
ebenfalls eingehalten werden wird. Somit ist der vierte Parameter insgesamt nicht

erfullt.

Vergleich der Besoldungshéhe von Bund und Landern (fiinfter Parameter)

Der flnfte Parameter betrachtet die durchschnittliche Besoldungshéhe von Bund und
Landern. Der Bund und die Lander tauschen sich zur Summe der jeweiligen Jahres-
bruttobesoldung turnusméaiig aus. Die Jahresbruttobesoldung bemisst sich geman
den verfassungsgerichtlichen Vorgaben aus dem Grundgehalt der Endstufe der je-
weiligen Besoldungsgruppe sowie aus Einmal- und Sonderzahlungen. Nicht berick-
sichtigt werden Amtszulagen und familienbezogene sowie alle sonstigen Besol-
dungsbestandteile. Fiur das Jahr 2021 als Ausgangspunkt der Anpassung 2022

ergeben sich beispielhaft folgende Abweichungen vom Durchschnitt:

Durchschnitt
Besoldungsgruppe | Rheinland-Pfalz | Bund und andere | Abstand
Lander
A6 37.991,52 € 35.865,15 € -5.60%
A9 45.422,16 € 44.820,81 € -1,32%
A13 67.948,44 € 67.525,69 € -0,62%
A 16 93.047,16 € 92.321,62 € -0,78%
B3 102.765,84 € 101.818,78 € -0,92%
R1 85.673,28 € 84.907,31 € -0,89%

Ein vergleichbares Bild zeigt sich auch fir die Ubrigen Besoldungsgruppen und Be-

soldungsordnungen.
Eine negative Abweichung von 10 v. H. und mehr als Grenzwert fur den funften Pa-

rameter ist schon im Jahr 2021 bei Weitem nicht erreicht. Anhaltspunkte, dass durch

zusatzliche massive Anpassungsschritte anderer Lander jenseits einer Tarifiiber-
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nahme sich dieses Bild in den folgenden Jahren statistisch in Richtung des Grenz-

werts verandern wird, sind ebenso wenig erkennbar.

Auf der 1. Prufungsstufe greift somit insgesamt schon nicht die Vermutung der Ver-
fassungswidrigkeit, da keiner der originaren Grenzwerte im Jahr 2021 als Ausgangs-
punkt der Anpassung 2022 uberschritten ist. Perspektivisch wird fur die Folgezeit

weiterhin eine entsprechend giinstige Entwicklung erwartet.

Der notwendige Abstand der untersten Besoldungsgruppen zum sozialrechtlichen

Existenzminimum ist dabei ebenso klar gewahrt.

Gesamtabwagung

Auf der zweiten Prufungsstufe sind die Ergebnisse der ersten Prifungsstufe mit den
weiteren alimentationsrelevanten Kriterien im Rahmen einer Gesamtabwagung zu-
sammenzufuhren. Dafur sind, nach den Prazisierungen des Bundesverfassungsge-
richts aus 2020, zuné&chst die Feststellungen der ersten Prifungsstufe, insbesondere
das AusmaR der Uber- oder Unterschreitung der Schwellenwerte, im Wege einer
Gesamtbetrachtung zu wirdigen und etwaige Verzerrungen — insbesondere durch
genauere Berechnungen — zu kompensieren. Den funf Parametern der ersten Pri-
fungsstufe kommt fir die Gesamtabwagung eine Steuerungsfunktion hinsichtlich der
Prufungsrichtung und -tiefe zu: Sind mindestens drei Parameter der ersten Prifungs-
stufe erflllt, besteht die Vermutung einer der angemessenen Beteiligung an der all-
gemeinen Entwicklung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhaltnisse und des Le-
bensstandards nicht genigenden und damit verfassungswidrigen Unteralimentation.
Diese kann im Rahmen der Gesamtabwagung sowohl widerlegt als auch erhartet
werden. Werden umgekehrt bei allen Parametern die Schwellenwerte unterschritten,
wird eine angemessene Alimentation vermutet. Sind ein oder zwei Parameter erfiillt,
missen die Ergebnisse der ersten Stufe, insbesondere das MaR der Uber- bezie-
hungsweise Unterschreitung der Parameter, zusammen mit den auf der zweiten Stu-
fe ausgewerteten alimentationsrelevanten Kriterien im Rahmen der Gesamtabwa-

gung eingehend gewdrdigt werden (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 85).
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Aufgrund der vorliegenden Unterschreitung aller Schwellenwerte ist folglich von einer
vermuteten Amtsangemessenheit auszugehen. Die Gesamtabwagung konnte allen-
falls durch deutliche Einschnitte bei den Beamtinnen und Beamten sowie Richterin-
nen und Richtern beziehungsweise deutlich negative Aspekte im Vergleich zu son-
stigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern noch zu einem anderen Ergebnis

fuhren.

Solche Umstande sind aber gerade nicht erkennbar. Vielmehr hat sich in der jling-
sten Vergangenheit eine sehr positive Entwicklung ergeben, die das vermutete Er-
gebnis der ersten Prifungsstufe klar bestatigt. Besonders herauszustellen sind die
zusatzlichen Bezugeanpassungen von jeweils 2 v. H. in den Jahren 2019 und 2020,
mit denen das Land im Sinne eines immensen Kraftakts die Attraktivitat rheinland-
pfalzischer Beamten- und Richterverhaltnisse im Wettbewerb zwischen privaten und
offentlichen Arbeitgebern entschieden starken konnte. Gerade auch im besoldungs-
externen Vergleich hat sich dabei die qualitdtssichernde Funktion der rheinland-
pfalzischen Bezlige bestatigt, wohingegen bei privaten Arbeitgebern — etwa ange-
sichts der Corona-Krise — Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter teils massive Einschnitte

hinnehmen mussten.

So hat sich laut der Bundesagentur flr Arbeit beispielsweise im April 2020 ein Hohe-
punkt fur ein konjunkturelles Kurzarbeitergeld mit knapp 6 Mio. Betroffenen gezeigt.
Zwar sind die Zahlen anschlieRend deutlich zuriickgegangen, bis August 2021 bezo-
gen aber immer noch knapp 1,6 Mio. Personen Kurzarbeitergeld (vgl. Presseinfo Nr.
31 der Bundesagentur fir Arbeit vom 31. August 2021), wohingegen die Beamtinnen
und Beamten sowie Richterinnen und Richter als Ausfluss der besonderen, wechsel-
seitigen Bindung mit dem Land als Dienstherrn ihre volle Besoldung weiterhin bezie-
hen und damit von ihren gesicherten Arbeitsplatzen profitieren konnten. Sie waren
auch in der Pandemie damit eine wesentliche Stitze fur einen funktionierenden
Staat.

Bestatigt wird die qualitatssichernde Funktion der rheinland-pféalzischen Bezlge fer-
ner durch die Entwicklung der Bewerbungszahlen beim Land Rheinland-Pfalz. Ex-

emplarisch sind diese nach einer Auskunft des Landesamts fur Steuern vom 17.
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September 2021 von 1 083 Personen fir die Einstellungskampagne 2020 auf 1 292
Personen fir die Einstellungskampagne 2021 zum 2. Einstiegsamt in der Finanzver-
waltung sowie von 1 027 Personen fur die Einstellungskampagne 2020 auf 1 252
Personen fir die Einstellungskampagne 2021 zum 3. Einstiegsamt in der Finanzver-
waltung gestiegen. Selbst nach Studien der Privatwirtschaft belegt der offentliche
Dienst insgesamt den Spitzenplatz als attraktivste Branche fir die personlichen be-
ruflichen Plane (vgl. Pressemitteilung der Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprufungs-
gesellschaft vom 13. Dezember 2020 unter Berufung auf die EY Studierendenstudie
2020).

Zur attraktiven Grundbesoldung in Rheinland-Pfalz kommen schlief3lich weitere, flan-
kierende MalRnahmen im Besoldungsrecht der jlingsten Vergangenheit, wie bei-
spielsweise die Dynamisierung aller Betrage der Zulage fir Dienst zu unginstigen
Zeiten oder die Anhebung der Stellenzulage im Justizvollzugsdienst.

Alimentative Verbesserungen finden sich erganzend in Artikel 3 dieses Gesetzes, mit
dem sowohl die niedrigste Besoldungsgruppe auf A 5 angehoben als auch die erste
Erfahrungsstufe bis zur Besoldungsgruppe A 7 letztlich um eine Stufe hoher gesetzt

wird.

Nimmt man dartber hinaus erganzend das Versorgungs- und Beihilferecht hinzu,
sind ebenfalls keine Umstéande ersichtlich, die das positive Ergebnis der 1. Prifungs-

stufe zu erschittern vermaogen.

Schlie3lich miussen die unmittelbaren Auswirkungen auch durch dieses Gesetz be-
racksichtigt werden. Die in Artikel 1 vorgesehene Corona-Sonderzahlung an Beam-
tinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter beziehungsweise Anwarterinnen
und Anwarter fuhrt mit steuerfreien Betragen von 1 300 EUR respektive 650 EUR zu
weiteren klaren Einkommenszuwachsen im Jahr 2022 in Anerkennung der besonde-
ren Leistungen wahrend der COVID-19-Pandemie Uber die vorgesehene Linearstei-
gerung hinaus, auch wenn die Sonderzahlung als Einmalbetrag keinen dauerhaften
Effekt generiert und seitens des Bundesverfassungsgerichts damit nicht bei der ver-

gleichenden Parameterbetrachtung der 1. Prifungsstufe bericksichtigt wird.
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Auch die 2. Prufungsstufe bietet somit keinerlei Anhaltspunkte, die das positive Er-
gebnis der 1. Prifungsstufe erschittern kénnten. Auf die 3. Prufungsstufe kommt es

demnach nicht mehr an.

Insgesamt bestehen weder im Jahr 2021 als Ausgangspunkt der Anpassungen noch
im Anpassungsjahr 2022 selbst Zweifel an der Verfassungskonformitat der Beziige.
Es wird die Teilhabe an der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finan-

ziellen Verhaltnisse gewahrt.

Zu Absatz 1

Die Grundgehaltssatze der Landesbesoldungsordnungen A, B, W, R und C (kw)
werden nach Absatz 1 um 2,8 v. H. zum 1. Dezember 2022 erh6ht. An der Erhéhung
nehmen auch der Mindestbetrag nach 8§ 37 Abs. 1 Satz 3 LBesG, der Familienzu-
schlag, die Amtszulagen, die Allgemeine Zulage nach Nummer 12 der Vorbemer-
kungen zu den Landesbesoldungsordnungen A und B sowie nach Nummer 2 der
Vorbemerkungen zu der Landesbesoldungsordnung C (kw) sowie die Grundgehalts-
spannen der Anlage 11 zum Landesbesoldungsgesetz teil. Die Betrage des Famili-
enzuschlags nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 fur dritte und weitere zu bertcksichtigen-
de Kinder sind aus redaktionellen Griinden von der Linearanpassung an dieser Stelle
ausgenommen, da sie durch Artikel 3 eine spezifische Neuregelung erfahren.

Die Anwartergrundbetrage werden entsprechend dem Tarifergebnis absolut um 50

EUR zum 1. Dezember 2022 angehoben.
Zu Absatz 2
Zahlreiche Regelungen des Besoldungsrechts gelten in ihrer Eigenschaft als auslau-

fendes Recht weiter, ohne in den aktuellen Fassungen des Landesbesoldungsgeset-

zes ausdricklich ausgewiesen zu sein.
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Absatz 2 gewahrleistet, dass die diesbeziglichen Besoldungsbestandteile — aber
auch Leistungsbeziige fir die Wahrnehmung von Amtern im Hochschulbereich —

ebenfalls an der in Absatz 1 genannten Besoldungserhdhung teilnehmen.

Zu Absatz 3

Mit dieser Regelung wird die ab dem 1. Dezember 2022 geltende Besoldungserho-
hung um 2,8 v. H. fir die Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger

nachvollzogen.

Zu Absatz 4

Die in Absatz 4 genannten Versorgungsbeziige werden, entsprechend friherer An-
passungsgesetze, um den durchschnittichen Vomhundertsatz der allgemeinen Er-
héhung der Dienstbezlige angepasst. Dieser ergibt sich, indem der allgemeine An-
passungssatz um das Verhaltnis der statischen zu den dynamischen

Bezligebestandteilen verringert wird.

Zu Artikel 3 (Weitere Anderung des Landesbesoldungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Bereits im aktuellen Koalitionsvertrag haben sich die regierungstragenden Parteien in
Rheinland-Pfalz fur ein Dienstrad-Leasing und die entsprechende Mdoglichkeit zur
Entgeltumwandlung fur die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Rich-

ter ausgesprochen.

Mit der vorliegenden Erganzung zum Landesbesoldungsgesetz wird dafir die rechtli-
che Grundlage geschaffen und ein Anreiz fur die Bediensteten gesetzt, mehr Fahrten
mit dem Fahrrad zuriickzulegen, auf dem Weg zum Dienst und privat in der Freizeit.
Das Land will damit einen aktiven Beitrag zum Klima- und Immissionsschutz und fir
die Gesundheit seiner Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter als

Ausfluss des Fursorgegedankens leisten. Dartber hinaus soll auch die Attraktivitat
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des Landes als zukunftsorientierter Arbeitgeber, einerseits im Wettbewerb der offent-
lichen Arbeitgeber und andererseits gegenuber der Privatwirtschaft, verbessert wer-

den.

In 8§ 2 Abs. 3 LBesG wird folglich klargestellt, dass das besoldungsrechtliche Ver-
zichtsverbot nicht Leistungen im Rahmen einer Entgeltumwandlung flr vom Dienst-
herrn geleaste Dienstfahrrader, die den Beamtinnen und Beamten sowie Richterin-
nen und Richtern auch zur privaten Nutzung Uberlassen werden, erfasst, wenn es
sich um Fahrrader im verkehrsrechtlichen Sinne handelt. Eine Entgeltumwandlung
nach dem neuen Satz 2 setzt ferner voraus, dass sie fur eine Malinahme erfolgt, die
vom Dienstherrn den Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern

angeboten wird und es diesen freigestellt ist, ob sie das Angebot annehmen.

Die gesetzliche Klarstellung ist insoweit erforderlich, als das besoldungsrechtliche
Verzichtsverbot nach seinem Normzweck unter Berlcksichtigung des Alimentations-
prinzips und der Rechtsstellung der Beamtenschaft grundsatzlich eng zu definieren
ist und unabhé&ngig davon gilt, ob eine Gegenleistung besteht oder der Verzicht zum
Vorteil der Beamtinnen und Beamten erfolgt (vgl. Schwegmann/Summer, Besol-
dungsrecht des Bundes und der Lander, § 2 BBesG, Rn. 114 ff.; Kimmel/Pohl, Bun-
desbesoldungsrecht, § 2 BBesG, Rn. 13 ff.). Jede Entgeltumwandlung, die letztlich
zu einem Minus der ausgezahlten Bezuge fuhrt, tangiert damit nach ihrer Wirkung
das Verzichtsverbot, so lange der Gesetzgeber, wie hier aufgrund der besonderen
Interessen der Beamten- und Richterschaft, nicht eine andere Bewertung vornimmt

und es sich um eine freiwillige Verfigung der Betroffenen Uber die Beziige handelt.

In Abhangigkeit von der individuellen steuerlichen Situation kann die Entgeltumwand-
lung auch zu finanziellen Vorteilen bei den Bediensteten fuhren, indem die monatli-
chen Raten das Bruttoeinkommen mindern.

Zu den Nummern 2,6 und 7

Die niedrigste Besoldungsgruppe fur Beamtinnen und Beamte wird mit der vorlie-

genden Regelung von A 4 auf A 5 angehoben.
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Das Land kommt damit seiner besonderen Verantwortung fur das erste Einstiegsamt
gemald 8 15 Abs. 2 LBG nach und verbessert die Einkommenssituation — auch unter

Bertcksichtigung der Begleitregelung nach Nummer 5 — dauerhaft und nachhaltig.

Ziel ist dabei nicht nur die alimentative Starkung auch einfacher Tatigkeiten im offent-
lichen Dienst, sondern ebenso die Sicherung qualifizierten Nachwuchses im Wettbe-
werb der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. Vor allem die Justizverwaltung, bei der
sich im Justizwachtmeisterdienst der fast ausschlie3liche Teil der von der Neurege-
lung betroffenen Beamtinnen und Beamten findet, wird ihre Arbeitsbedingungen wei-

ter verbessern konnen.

Gleichzeitig reiht sich die Hebung in die jingsten Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts ein. Denn mit seiner Rechtsprechungsverschérfung betreffend den Mindest-
abstand zum Grundsicherungsniveau (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18) hat es, auch wenn
das Mindestabstandsgebot in Rheinland-Pfalz klar eingehalten wird (vgl. Begriindung
zu Artikel 2), die Starkung der unteren Einkommen als Basis des gesamten Besol-
dungsgefiiges zu einem wesentlichen Ansatzpunkt der Alimentation nach Artikel 33
Abs. 5 des Grundgesetzes herausgearbeitet. Den Gesetzgeber trifft folglich eine be-

sondere Verantwortung und Firsorge.

Zu Nummer 3

Die Streichung des Wortes ,laufend” dient der redaktionellen Klarstellung, dass die
unbefristete Gewahrung eines besonderen Leistungsbezugs nicht nur dann maoglich
ist, wenn zuvor ein monatlich laufender (befristeter), besonderer Leistungsbezug ge-
wahrt wurde, sondern auch in den Féllen, in denen die vorherige Vergabe des be-

sonderen Leistungsbezugs in Form der Einmalzahlung erfolgte.

Die bisherige Formulierung des Absatzes 2 Satz 3 war mit Blick auf den urspringli-
chen Willen des Gesetzgebers und den Sinn und Zweck eines leistungsorientierten
Besoldungssystems, wie sie der W-Besoldung immanent ist, nicht hinreichend klar

formuliert.
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Zweck der Regelung des 8§ 38 Abs. 2 Satz 2 LBesG, wonach ein besonderer Lei-
stungsbezug bei erstmaliger Vergabe nur befristet oder als Einmalzahlung gewéahrt
werden darf, ist namlich, dass die besondere Leistung auf lange Zeit bestatigt sein
muss, damit nicht ein kurzfristiges Ereignis (kurzfristige besondere Leistung) sich bei
den Besoldungsbeziigen dauerhaft erhohend auswirkt. Erst wenn sich bestatigt hat,
dass die besondere Leistung dauerhaft zu erwarten ist, lasst sich eine unbefristete

Honorierung dieser Leistung in der Besoldung rechtfertigen.

Da aber auch die Einmalzahlung eines ,besonderen Leistungsbezugs® tatbestandlich
nach 8§ 38 Abs. 2 Satz 1 LBesG eine festgestellte besondere Leistung, die in der Re-
gel Uber mehrere Jahre erbracht werden muss, voraussetzt, wirde es dem gesetz-
geberischen Zweck folglich zuwiderlaufen, wenn nicht auf die Dauerhaftigkeit der
besonderen Leistung, sondern stattdessen auf die Zahlungsmodalitat des zuvor ge-
wahrten besonderen Leistungsbezugs abgestellt und zur Voraussetzung einer unbe-
fristeten Gewahrung von besonderen Leistungsbeziigen gemacht wirde. Die Zah-
lungsmodalitat ist aber Leistungskriterium. Angesichts des Leistungscharakters der
W-Besoldung wéare es systemwidrig, bei der Frage, ob ein Leistungsbezug dauerhaft
gewahrt werden kann, auf leistungsfremde Aspekte — wie etwa die Art und Weise der

vorherigen Gewahrung eines Leistungsbezugs — abzustellen.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Der bisherige § 41 Abs. 4 Satz 2 LBesG stellte seit seiner Einfuhrung zum 1. Juli
2013 klar, dass auch aufgenommene Kinder einer Lebenspartnerin beziehungsweise
eines Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes einen Anspruch
auf den kinderbezogenen Familienzuschlag begrinden konnten. Aufgrund der zwi-
schenzeitlich erfolgten vollstandigen Gleichstellung der Lebenspartnerschaft im in-
soweit relevanten Einkommensteuergesetz sowie im Bundeskindergeldgesetz sind

die Kinder einer Lebenspartnerin beziehungsweise eines Lebenspartners nunmehr

-60 -

60



jedoch bereits durch die Grundformulierung in 8 41 Abs. 4 Satz 1 LBesG mit umfasst.

Die Klarstellung in Satz 2 kann somit entfallen.

Zu Buchstabe b

Redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nummer 5

Entsprechend den detaillierten Darlegungen in der Begriindung zu Artikel 2 unterliegt
die rheinland-pfalzische Besoldung auch in der ersten Erfahrungsstufe der untersten
Besoldungsgruppe mit Blick auf das verfassungsrechtlich notwendige Abstandsgebot
zur sozialrechtlichen Grundsicherung keinerlei Bedenken. Dies gilt gerade vor dem
Hintergrund, dass sich der rheinland-pféalzische Gesetzgeber — wie oben im Einzel-
nen ausgefuhrt — mit der Umstrukturierung des Familienzuschlags im Jahr 2012 ent-
schieden hat, die Hinzuverdiener- beziehungsweise Doppelverdienerfamilie als Be-
zugsgrofie fir eine amtsangemessene Alimentation heranzuziehen. In Analogie zur
gesellschaftlichen Realitat hat sich auch bei den rheinland-pféalzischen Beamtinnen
und Beamten ein von mehreren Koépfen erwirtschaftetes Gesamteinkommen durch-

gesetzt.

Soweit es gleichwohl in untypischen Einzelfallen unterer Besoldungsgruppen immer
noch die Situation der Alleinverdienerfamilie geben sollte, in der nicht mindestens ein
weiteres Arbeitsentgelt in Hohe des Hochstbetrags einer geringfiigigen Beschéfti-
gung gemal § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch (nachfolgend ab-
gekurzt: SGB V) vorliegt, wird mit dem vorliegenden Sonderzuschlag eine Auffang-
regelung als Ausfluss einer besonderen Firsorge des Dienstherrn fir die
Beamtenfamilie geschaffen, auch wenn es dem Besoldungsgesetzgeber grundsatz-
lich zustiinde, diese Einzelfélle im Rahmen der notwendigerweise pauschalierenden
und typisierenden Betrachtung voéllig auf3en vor zu lassen (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18,
Rn. 52).

-61 -

61



Absatz 1 der Neuregelung normiert folglich den Grundsatz, dass ein Sonderzuschlag
zum Familienzuschlag nur bei Vorliegen spezifischer Familieneinkommenssituatio-
nen und damit nur in klar definierten Ausnahmefallen gewahrt wird. Amts- und Stel-
lenzulagen beziehungsweise daran anknupfende Ausgleichs- und Uberleitungszula-
gen sind insofern auf die jeweiligen Betrdge anzurechnen, da diese die finanzielle

Ausgangslage der Familie entsprechend starken.

Absatz 2 spezifiziert die Tatbestandsvoraussetzungen des Sonderzuschlags zum
Familienzuschlag dahingehend, dass dieser nur solchen Beamtinnen und Beamten
zustehen kann, welche einen Anspruch auf den Familienzuschlag nach § 41 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit 8§ 41 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 sowie gleichzeitig einen An-
spruch auf den Familienzuschlag nach 8 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 flr mindestens zwei
Kinder haben. Auch das Bundesverfassungsgericht orientiert sich letztlich an solch
einer (mindestens) vierkopfigen Familiensituation (vgl. BVerfG 2 BvL 4/18, Rn. 47).
Ferner darf die jeweilige Ehe- oder Lebenspartnerin oder der jeweilige Ehe- oder Le-
benspartner der Beamtin oder des Beamten Uber kein monatliches Arbeitsentgelt in
Hohe mindestens des Hochstbetrags einer geringflgigen Beschaftigung gemal § 8
Abs. 1 Nr. 1 SGB IV oder uber kein aufaddiertes Arbeitsentgelt im Kalenderjahr in
Hohe mindestens des Zwdélffachen des Hochstbetrags einer geringfigigen Beschéfti-
gung gemal § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV verfugen. Im letztgenannten Fall steht der Zu-
schlag fur das gesamte Kalenderjahr zu, ansonsten erfolgt eine Monatsbetrachtung.
Aus Griinden der Gleichbehandlung und unter Bericksichtigung von Sinn und Zweck
der Sonderzuschlagsregelung werden Leistungen im Sinne des § 32 b Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 EStG dem Arbeitsentgelt gleichgestellt, da sie temporére Arbeitsentgeltausfalle

kompensieren.

Die konkreten Zuschlagsbetrage ergeben sich unter Berlcksichtigung der Recht-
sprechung zum Mindestabstandsgebot und gemalf der in der Begrindung zu Artikel
2 im Detail dargelegten Berechnungsmethodik in Abhangigkeit von den jeweiligen
Beziligen ohne Berlcksichtigung eines Ehegatteneinkommens, mithin gestaffelt nach
Besoldungsgruppen und bis maximal zur Besoldungsgruppe A 9 Stufe 2, aus Anlage

7 zum Landesbesoldungsgesetz im Sinne eines zwingenden Anspruchs.
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Es ist unter Berlcksichtigung der Beamten- und Familienstruktur bei den rheinland-
pfalzischen Beamtinnen und Beamten davon auszugehen, dass die Auffangregelung
allenfalls fur wenige Einzelfalle tberhaupt Anwendung finden wird, was ihren Aus-

nahmecharakter nochmals unterstreicht.

Zu den Nummern 8 und 9

Anlage 6 Nr. 1 und die Anlagen 7 bis 9 des Landesbesoldungsgesetzes (Anlagen |
und 1l zu diesem Gesetz) ersetzen aufgrund der Umsetzung der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts sowie der Steigerung der Attraktivitdt des offentlichen

Dienstes zum 1. Januar 2022 die bisherigen Tabellen.

In Anlage 6 Nr. 1 wird zunachst die Streichung der Besoldungsgruppe A 4 in der
Grundgehaltstabelle der Landesbesoldungsordnung A nachvollzogen. Gleichzeitig
wird bis hin zur Besoldungsgruppe A 7 die Tabellenstruktur dahingehend gestarkt,
dass der bislang erste ausgewiesene Tabellenwert gestrichen wird. In Konsequenz
erhoht sich — gerade fur Berufsanfangerinnen und Berufsanfanger — das Grundge-
halt, sodass sich die Position des Landes im Wettbewerb um die fahigsten Kopfe in
FortfUhrung der bisherigen Anstrengungen (vgl. etwa die Zusatzanpassungen von
jeweils 2 v. H. in 2019 und 2020) weiter verbessert. Als reine Stichtagsregelung und
in Anbetracht der vorgenannten Gewinnungsfunktion gilt die Stufenstreichung nicht
fur Bestandsbeamtinnen und Bestandsbeamte in der Form, dass ihre bisherigen Stu-
fenaufstiege entsprechend der Neuregelung nachgezeichnet werden. Sie profitieren
gleichwohl, wenn sie sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neuregelung in der

bisherigen ersten Stufe befinden (vgl. Artikel 8).

Die zu Artikel 2 sowie zu den vorherigen Nummern — hier insbesondere zur Strei-
chung der Besoldungsgruppe A 4 zugunsten der Besoldungsgruppe A 5 — gemach-
ten Ausfuhrungen betreffend die jungste Alimentationsrechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts (vgl. BVerfG — 2 BvL 4/18) gelten auch zur Stufenstreichung.

Dartber hinaus wird in Anlage 8 aufgrund der Streichung der Besoldungsgruppe A 4

die in der Besoldungsgruppe A 6 gewahrte Amtszulage flir Beamtinnen und Beamte
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im Justizwachtmeisterdienst auf den hoheren Betrag der Besoldungsgruppe A 5 an-
gehoben, um insofern eine konsistente Besoldungsstruktur zu gewahrleisten und den
Justizwachtmeisterdienst nicht nur fir Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteiger
attraktiver zu gestalten. In Anlage 9 erfolgt aufgrund der Streichung der Besoldungs-

gruppe A 4 eine redaktionelle Korrektur.

Schliel3lich werden in der Anlage 7 neben der Ausweisung der Betrdge nach 8§ 41 a
LBesG auch die Betrage zum Familienzuschlag gemald § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
LBesG fur das dritte und jedes weitere zu bertcksichtigende Kind entsprechend
Nummer 2 Buchst. b der Zuschlagstabelle deutlich angehoben und ergédnzende, mie-

tenstufenabhéngige Aufstockungsbetrage eingefthrt.

Grundlage hierfur ist die zur nordrhein-westféalischen Rechtslage ergangene Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 (2 BvL 6/17 u. a.), wo-
nach der Bezligeaufwuchs im Netto zwischen der Zwei-Kind- beziehungsweise Drei-
und-mehr-Kind-Familie um 15 v. H. Gber dem jeweiligen grundsicherungsrechtlichen
Gesamtbedarf fur das hinzutretende Kind liegen muss (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u.
a., Rn. 31 ff.).

Zwar handelt es sich um eine Entscheidung zu einem anderen Dienstherrn mit einer
anderen, landesspezifischen Rechtsgrundlage, gleichwohl kommt den Uberlegungen
des Bundesverfassungsgerichts im Sinne einer Leitentscheidung grundsatzliche Be-
deutung fur alle Lander und den Bund zu. So betont das Gericht selbst, dass die in
friheren Entscheidungen entwickelten verfassungsrechtlichen Mal3stdbe, welche
auch in Rheinland-Pfalz bislang fortlaufend herangezogen und berucksichtigt worden
sind, insofern einer Aktualisierung bedirfen, als die Regelungen zu der als Ver-
gleichsmal3stab herangezogenen sozialen Grundsicherung seither grundlegend um-
gestaltet worden sind und auch bei der Berechnung des Nettoeinkommens neue As-
pekte beriicksichtigt werden missen (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 38). Diese
neuerlichen Uberlegungen des Bundesverfassungsgerichts rechtfertigen es aber
gleichzeitig, erst mit Inkrafttreten zum 1. Januar 2022 die nachfolgenden Grundsatze
heranzuziehen, zumal selbst dem beklagten Land Nordrhein-Westfalen eine entspre-

chende Ubergangsfrist zugestanden worden ist.
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Das zur Bestimmung der Mindestalimentation herangezogene Grundsicherungsni-
veau auf der einen Seite der Vergleichsbetrachtung umfasst zunéchst alle Elemente
des Lebensstandards, der den Empfangerinnen und Empfangern von Grundsiche-
rungsleistungen staatlicherseits gewahrt wird, unabhéngig davon, ob diese zum ver-
fassungsrechtlich garantierten Existenzminimum zahlen oder tUber dieses hinausge-
hen und unabhangig davon, ob zur Befriedigung der anerkannten Bedurfnisse
Geldleistungen gewahrt oder bedarfsdeckende Sach- beziehungsweise Dienstlei-
stungen erbracht werden (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 39). Auch insofern ist
der Gesetzgeber — wie schon bei der Bemessung des Mindestabstands zum sozial-
rechtlichen Grundsicherungsniveau in der untersten Besoldungsgruppe (siehe Artikel
2) — zwar gehalten, den Umfang der Sozialleistungen realitéatsgerecht zu bestimmen,
dies kann aber gleichfalls nicht ohne vereinfachende Annahmen gelingen. Die Posi-
tionen missen notwendigerweise typisiert werden, eine Orientierung an atypischen
Sonderfallen ist nicht geboten. Ebenso steht es dem Gesetzgeber frei, die Hohe des
Grundsicherungsniveaus als Ausgangspunkt fur die Bemessung der Untergrenze der
Besoldung mithilfe einer plausiblen und realitatsgerechten Methodik zu bestimmen
(vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 41 1.).

Dies vorausgeschickt geht das Bundesverfassungsgericht davon aus, dass geman
den 88 20 und 23 Nr. 1 SGB Il zur Befriedigung des Regelbedarfs zur Sicherung des
Lebensunterhalts ein monatlicher Pauschalbetrag anerkannt wird. Dabei wird typisie-
rend fUr unterschiedliche Lebensumstande ein unterschiedlicher Regelbedarf ange-
nommen. Fur Kinder richtet sich die Zuordnung zu einer Regelbedarfsstufe nach
dem Lebensalter. Insofern kann zur Bestimmung der gebotenen Mindestalimentation
auf die im Existenzminimumbericht der Bundesregierung etablierte Berechnungsme-
thode zuriickgegriffen werden, bei der die Regelbedarfssatze mit der Anzahl der fur
die einzelnen Regelbedarfsstufen relevanten Lebensjahre gewichtet werden (vgl. BT-
Drs. 19/5400, S. 6). Insoweit darf der Gesetzgeber den flr volljahrige Kinder einer
Bedarfsgemeinschaft maRgeblichen Regelsatz der Regelbedarfsstufe 3 bei der
Durchschnittsbildung auf3er Betracht lassen. Denn diese Regelbedarfsstufe kommt in
der hier malRgeblichen Konstellation nur zum Tragen, wenn das dritte (oder vierte)

Kind volljahrig ist und zwei altere Geschwister hat, die ebenfalls noch kindergeldbe-
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rechtigt sind. Dies durfte allenfalls in seltenen Ausnahmefallen fir einen nennenswer-
ten Zeitraum der Fall sein, selbst wenn insgesamt eine erhebliche Zahl von Kindern
auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres noch kindergeldberechtigt sein sollte
(vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 43 f.).

Hinzu kommen Kosten der Unterkunft, die nach dem Wohngeldrecht abgeleitet wer-
den. Die von der Bundesagentur fir Arbeit im verfassungsgerichtlichen Verfahren 2
BvL 4/18 vorgelegte statistische Auswertung erméglicht demgegeniber zwar eine
realitatsgerechte Erfassung der absoluten Hohe der grundsicherungsrechtlichen Ko-
sten der Unterkunft fir eine Familie. Vorliegend geht es jedoch darum, den Mehrbe-
trag zu ermitteln, der einer Familie mit drei Kindern im Vergleich zu einer Familie mit
zwei Kindern zugestanden wird. Es kommt also auf den relativen Unterschied der
Kosten der Unterkunft an, welcher nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts mit-
hilfe der von der Bundesagentur vorgelegten Daten, denen eine Auflésung in 50-
Euro-Schritten zugrunde liegt, nicht hinreichend genau bestimmt werden kann. Infol-
gedessen verweist das Gericht auf eine alternative Methode entsprechend einem
Ansatz des Bundessozialgerichts, wonach der fir den jeweiligen Wohnort mal3gebli-
che wohngeldrechtliche Miethdchstbetrag mit einem Sicherheitszuschlag von 10 v.
H. den Berechnungen zugrunde zu legen ist, weil die Festsetzung aufgrund der ab-
weichenden Zweckrichtung des Wohngelds nicht mit dem Anspruch erfolgt, die rea-
len Verhaltnisse auf dem Markt stets zutreffend abzubilden (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17
u. a., Rn. 49 ff.).

Zum grundsicherungsrechtlichen Bedarf zahlen nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il fer-
ner Heizkosten, sofern sie angemessen sind. Unter Ruckgriff auf die einschlagige
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts kdnnen dem bundesweiten Heizspiegel,
der jahrlich nach Energietrdger und GrofRe der Wohnanlage gestaffelte Vergleichs-
werte ausweist, Richtwerte entnommen werden. Dass dabei auf bundeseinheitliche
Werte abgestellt wird, steht nicht im Widerspruch zur Fdderalisierung des Besol-
dungsrechts, weil das Grundsicherungsrecht insofern keine Regionalisierung vorsieht
(vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 54).
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Es addieren sich — entsprechend den Ausfiihrungen zu Artikel 2 — tGber den Regel-
bedarf hinaus Bedarfe fir Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in
der Gemeinschaft (,Bildung und Teilhabe“) und sogenannte Sozialtarife, mithin finan-
zielle Vorteile durch angebotene Dienstleistungen zu einem vergunstigten Sozialtarif
(vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 55 ff.), die sich analog den Ausfihrungen des
Bundesverfassungsgerichts in seiner jingsten Leitentscheidung betreffend den Min-
destabstand in der untersten Besoldungsgruppe zum sozialrechtlichen Grundsiche-
rungsniveau bemessen, sodass an dieser Stelle entsprechend Bezug genommen
werden kann (vgl. Begriindung zu Artikel 2). Auf Grundlage der im Jahr 2022 gelten-
den gesetzlichen Pauschalierungswerte unter Beachtung der Anhebung des Werts
fur Schulbedarf auf 156 EUR verbleibt es bei einem Ansatz von 50 EUR monatlich

als gewichtetem Wert fur Bildung und Teilhabe fir ein Kind.

Damit ergeben sich folgende Grundsicherungsniveaus fur das dritte Kind in den un-

terschiedlichen Mietenstufen:

Grundsicherungsbedarf 2022 Mietenstufen

bis IV \% VI Vil
gewichteter durchschnittlicher Re- 316,78 € 316,78 € 316,78 € 316,78 €
gelbedarf?
Unterkunftskosten? 130,90 € 141,90 € 156,20 € 171,60 €
Heizkosten? 29,39 € 29,39 € 29,39 € 29,39 €
gewichtete durchschnittliche Be- 50,00 € 50,00 € 50,00 € 50,00 €
darfe fur Bildung und
Teilhabe*
Summe 527,07 € 538,07 € 552,37 € 567,77 €

1 gem. Anlage zu § 28 SGB XII - Gewichtung gem. 13. Existenzminimumbericht vom 26. Oktober 2020 (BT-Drs. 19/22800), S.
6,7

2 Unterschiedsbetrag It. Anlage 1 zu § 12 WoGG zwischen 4- und 5-Personen-Haushalt erhéht um einen Sicherheitszuschlag
in Hohe von 10%

3 anteilige Heizkosten fiir 15 qm unter Zugrundelegung des hochsten Wertes des Heizspiegels 2020 von 22,60 €/gm jahrlich
sowie einer Preissteigerung von jahrlich 2% gem. 13. Existenzminimumbericht vom 26. Oktober 2020 (BT-Drs. 19/22800), S.
6

4 vgl. Ausfihrungen zu Artikel 2

Der um 15 v. H. Uber diesem grundsicherungsrechtlichen Bedarf liegende, erforderli-
che Nettomehrbetrag beziffert sich daher aktuell auf 606,13 EUR bis Mietenstufe IV,
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auf 618,78 EUR in Mietenstufe V, 635,23 EUR in Mietenstufe VI und 652,94 EUR in
Mietenstufe VII.

Auf der anderen Seite der Vergleichsbetrachtung steht dann, so das Gericht, der tat-
sachliche Nettomehrbetrag, also der Unterschied in der Besoldung, der Beamtinnen
und Beamten oder Richterinnen und Richtern der gleichen Besoldungsgruppe mit
zwei Kindern einerseits und mit der fraglichen Kinderzahl andererseits zur Verfiigung
steht, wobei das Nettoeinkommen unter Berucksichtigung des Kindergelds zu ermit-
teln ist (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 63).

Auch diesbezuglich greift das Bundesverfassungsgericht auf seine Grundsatztberle-
gungen in der Leitentscheidung BVerfG — 2 BvL 4/18 im Wesentlichen zurtick und
zieht das Grundgehalt einschlie3lich solcher Beziigebestandteile heran, die allen
Betroffenen einer Besoldungsgruppe gewdahrt werden, ausgehend jedoch vom
Grundgehalt der Endstufe, falls eine Bemessung nach Erfahrungsstufen erfolgt, weil
so sichergestellt ist, dass der Mehrbetrag der Nettoalimentation auch bei dem hdch-
sten fur die Besoldungsgruppe relevanten Steuersatz den Abstand zur Grundsiche-
rung wahrt (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 63 ff.).

Bei der Ermittlung des Nettoeinkommens sind ebenso die Kosten einer die Beihilfe-
leistungen des Dienstherrn ergdnzenden Krankheitskosten- und Pflegeversicherung
in Abzug zu bringen, konkret der durchschnittliche Beitrag fir minderjahrige Kinder
unter Berlcksichtigung des konkreten Beihilfesatzes entsprechend den Durch-
schnittserhebungen des PKV-Verbands (vgl. BVerfG 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 66 ff.).

Konkret ergab sich daher laut Auskunft des PKV-Verbands vom 11. August 2021 in
der Retrospektive ein durchschnittlicher monatlicher Beitrag fur eine Krankenversi-
cherung fur ein minderjahriges Kind in Hohe von 36 EUR. Fir eine 4-kopfige Familie
belief sich somit laut dem PKV-Verband der Jahresgesamtbeitrag auf 6 880,80 EUR,
wohingegen eine 5-kdpfige Familie mit 7 312,80 EUR belastet war. Fur vorliegende
Zwecke wurden diese Beitrage — wie oben bereits dargestellt — fortentwickelt und an

die perspektivischen Gegebenheiten im Jahr 2022 angepasst, sodass ein Gesamt-
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beitrag zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung in Hohe von 7 585 EUR
respektive 8 041 EUR hier anzusetzen ist.

Vom Bruttoeinkommen abzuziehen sind die Steuern (Einkommensteuer und Solidari-
tatszuschlag) unter Beriicksichtigung der Abzugsfahigkeit der Kosten der Kranken-
und Pflegeversicherung als Sonderausgaben (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn.
69). Hinzuzurechnen ist ferner das Kindergeld (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn.
71).

Nimmt man dieses neue Grundkonzept des Bundesverfassungsgerichts als Aus-
gangsbasis und stellt den jeweiligen Mehrbetrag der Nettoalimentation mit dem oben
dargestellten sozialrechtlichen Grundsicherungsniveau in den verschiedenen, teils
zusammengefassten Mietenstufen gegenuber, ergeben sich die in Anlage 7 ausge-
wiesenen Bruttozuschlagsbetrage ab dem dritten Kind.

Zur Verdeutlichung soll nachfolgend im Einzelnen erlautert werden, wie sich die Net-
toabstandsbetrachtung des Verfassungsgerichts in die notwendigerweise als Brutto-
betrage darzustellenden Tabellenwerte umwandeln lasst.

Entscheidend sind zunachst die Uberlegungen des Gerichts, dass bei einer bloR
pauschalierenden Betrachtung zwar die steuerliche Freistellung des Einkommensbe-
trags in Hohe der Existenzminima der Kinder einschlie3lich der Bedarfe fiir Betreu-
ung und Erziehung oder Ausbildung durch die Auszahlung von Kindergeld bewirkt
wird und das Kindergeld mithin dem Einkommen hinzugerechnet wird, aber gerade
fur héhere Besoldungsgruppen sich der Ansatz des Kinderfreibetrags entsprechend
§ 31 Satz 4 EStG im Sinne einer konkreten Betrachtung doch als gunstiger erweisen
kann (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn. 71). Richtigerweise stellt das Gericht fest,
dass die entsprechende Bestimmung des jeweiligen Grenzbetrags, bei dem nicht das
Kindergeld, sondern der Kinderfreibetrag steuerlich gunstiger wirkt, auf3erst komplex
ist, was jedoch kein Argument fiir den Gesetzgeber sein kann, sich einer genauen
und sachgerechten sowie fir die jeweiligen Beamtinnen und Beamten sowie Richte-
rinnen und Richter gerechteren Methodik zu verschlie3en. Anderenfalls wirde das

Land, und dies verkennt das Gericht leider ganzlich, eine Wertigkeitsdiskussion der-
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gestalt erdffnen, dass es als Alternative die Familienzuschlage besoldungsgruppen-
abhangig ausdifferenzieren musste, was fiur niedrigere Besoldungsgruppen dann
aber auch deutlich niedrigere Zuschlage fur die dritten und weiteren Kinder zur Folge
hatte. Ebenso wenig sachgerecht wére es, nach der pauschalierenden Herange-
hensweise des Bundesverfassungsgerichts einheitliche Erh6hungsbetrage auf Basis
der hochsten Besoldungsgruppen unter ausschlie3licher Betrachtung des Kinder-
gelds zu berechnen, die wegen steuerlicher Progressionseffekte fur die unteren Be-
soldungsgruppen netto aber viel zu hoch und damit nicht erforderlich wéren. Diese
Grundproblematik blendet das Gericht folglich aus, indem es eine Nettoberechnung
zur Bestimmung des Mehrbedarfs kinderreicher Familien vornimmt, der Gesetzgeber
aber Bruttobetrdge unabhangig von den steuerlichen Individualkonstellationen in sei-
nem Besoldungsgesetz ausweisen muss, auch wenn es den Gestaltungsspielraum
zur Erreichung der verfassungsrechtlich vorgegebenen Ziele herausstellt und dabei
eine starkere Berlcksichtigung des Steuerrechts selbst ins Spiel bringt, da die ei-
gentliche Ursache der Brutto-Netto-Differenzen gerade im Steuerrecht verwurzelt ist.
Dariiber hinaus ist die Gunstigerprifung nach § 31 EStG im Jahressteuerausgleich
zwingend vorgeschrieben und erfolgt im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung
von Amts wegen. Der Besoldungsgesetzgeber hat mithin, anders als das Gericht,
gerade keinen konkreten Einzelfall im Nachgang zu I6sen, sondern ein in sich stim-
miges Gesamtgefiige unter Berlcksichtigung der gesetzlichen Vorgaben zu gewahr-

leisten.

Letztlich Iasst sich unter Zugrundelegung von § 31 EStG mithin konkret berechnen,
in welcher Hohe die festgestellte Nettodifferenz in einen konkreten Bruttobetrag des
Familienzuschlags fur dritte und weitere Kinder umgerechnet werden kann, damit
dieser ausreichend ist, um in sdmtlichen Besoldungsgruppen den Abstand zwischen
dem zweiten und dritten Kind zum Grundsicherungsniveau eines dritten Kindes zu
wahren. Hierzu wurde in einem mehrstufigen Verfahren wie nachfolgend beschrieben

vorgegangen.

1. Schritt — Ermittlung der tatsédchlichen Steuerlast einer 4-kdpfigen Beamtenfamilie
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Ausgangspunkt ist ein fiktives in 1 000-EUR-Schritten ansteigendes Grundgehalt,
welches zur besseren Vergleichbarkeit mit einer laufenden Nummer 1 bis 35 verse-
hen wurde. Dieses wird um den personenstandsabhangigen sowie kinderbezogenen
Familienzuschlag fur zwei Kinder erhéht. Davon abzuziehen sind der Werbungsko-
sten-Pauschbetrag (1 000 EUR) nach § 9 a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG, der steuer-
lich abzugsfahige Anteil der Kranken- und Pflegeversicherung (6 169 EUR) nach §
10 Abs. 1 Nr. 3 EStG sowie der Sonderausgaben-Pauschbetrag (72 EUR) nach § 10
¢ EStG. Das insoweit ermittelte Einkommen nach 8 2 Abs. 4 EStG wird sodann im
Rahmen der Gunstigerprifung des 8 31 EStG in ein jeweilig zu versteuerndes Ein-
kommen mit der entsprechenden tariflichen beziehungsweise festzusetzenden Ein-
kommensteuer umgewandelt. Letztendlich kann somit fur jede laufende Nummer 1
bis 35 die tatsachliche Jahressteuerlast unter Beriicksichtigung des gezahlten Kin-
dergelds (2 628 EUR je Kind) sowie eventueller Kinderfreibetrage (8 388 EUR je
Kind) ermittelt werden.

2. Schritt — Ermittlung des Nettojahreseinkommens einer 4-kopfigen Beamtenfamilie

Basis der Betrachtung bilden die den laufenden Nummern 1 bis 35 zugewiesenen
Bruttoeinkommen (Grundgehalt zuzlglich Familienzuschlage), verringert um die in
Schritt 1 ermittelte steuerliche Gesamtbelastung. Dartiber hinaus sind laut dem Bun-
desverfassungsgericht noch die gesamten Kosten der Kranken- und Pflegeversiche-
rung (7 585 EUR), und nicht nur der steuerlich berticksichtigungsféahige Teil, abzu-
ziehen. Das Kindergeld ist schlie3lich nicht nochmals zu bericksichtigen, da dies
bereits in Schritt 1 bei der Ermittlung der steuerlichen Gesamtlast erfolgte. Somit
ergibt sich fur jede laufende Nummer 1 bis 35 ein ,End-Netto“-Jahreseinkommen fur

eine 4-kopfige Beamtenfamilie.
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Tabelle 1:

Schritt 1: Ermittlung der tatsdchlichen Steuerlast unter Beriicksichtigung von § 31 EStG Schritt 2: Ermittlung des Vergleichnettoeinkommens
Grundgehalt Gunstiger- tarifliche Gesamtsteuerlast
. N . - Zu versteuerndes . festzusetzende unter . 5
(in 1.000 € Schritten) Einkommen prifung N Einkommen- | _ o Einnahmen | Gesamtsteuerlast | Beitrag zur PKV End-Netto-
Ifd. Nr. | . . Einkommen Einkommensteuer | Beriicksichtigung N
inkl. Familienzuschlag | § 2 Abs. 4 EStG | nach § 31 steuer§32a It. Spalte 2 It. Spalte 8 gesamt Jahreseinkommen
fiir 2 Kinder EStG § 2 Abs. 5 EStG EStG §2 Abs. 6 EStG | des .ausgezahlten
Kindergelds

1 65.964,32 € 58.723,32 € |Kindergeld 58.723,32 € 9.656,00 9.656,00 € 4.400,00 € | 65.964,32 € 4.400,00 € 7.585,00 € 53.979,32 €
2 66.964,32 € 59.723,32 € |Kindergeld 59.723,32 € 9.956,00 9.956,00 € 4.700,00€ | 66.964,32 € 4.700,00 € 7.585,00 € 54.679,32 €
3 67.964,32 € 60.723,32 € |Kindergeld 60.723,32 € 10.260,00 10.260,00 € 5.004,00€ | 67.964,32 € 5.004,00 € 7.585,00 € 55.375,32 €
4 68.964,32 € 61.723,32 € |Kindergeld 61.723,32 € 10.564,00 10.564,00 € 5.308,00€ | 68.964,32 € 5.308,00 € 7.585,00 € 56.071,32 €
5 69.964,32 € 62.723,32 € |Kindergeld 62.723,32 € 10.870,00 10.870,00 € 5.614,00€ | 69.964,32 € 5.614,00 € 7.585,00 € 56.765,32 €
6 70.964,32 € 63.723,32 € |Kindergeld 63.723,32 € 11.178,00 11.178,00 € 5.922,00€ | 70.964,32€ 5.922,00 € 7.585,00 € 57.457,32 €
7 71.964,32 € 64.723,32 € |Kindergeld 64.723,32 € 11.490,00 11.490,00 € 6.234,00€ | 71.964,32€ 6.234,00 € 7.585,00 € 58.145,32 €
8 72.964,32 € 65.723,32 € |Kindergeld 65.723,32 € 11.802,00 11.802,00 € 6.546,00€ | 72.964,32 € 6.546,00 € 7.585,00 € 58.833,32 €
9 73.964,32 € 66.723,32 € |Kindergeld 66.723,32 € 12.116,00 12.116,00 € 6.860,00€ | 73.964,32€ 6.860,00 € 7.585,00 € 59.519,32 €
10 74.964,32 € 67.723,32 € |Kindergeld 67.723,32 € 12.434,00 12.434,00 € 7.178,00€ | 74.964,32 € 7.178,00 € 7.585,00 € 60.201,32 €
11 75.964,32 € 68.723,32 € |Kindergeld 68.723,32 € 12.752,00 12.752,00 € 7.496,00€ | 75.964,32€ 7.496,00 € 7.585,00 € 60.883,32 €
12 76.964,32 € 69.723,32 € |Kindergeld 69.723,32 € 13.074,00 13.074,00 € 7.818,00€ | 76.964,32 € 7.818,00 € 7.585,00 € 61.561,32 €
13 77.964,32 € 70.723,32 € |1KFB 62.335,32 € 10.750,00 13.378,00 € 8.122,00€ | 77.964,32€ 8.122,00 € 7.585,00 € 62.257,32 €
14 78.964,32 € 71.723,32 € |1KFB 63.335,32 € 11.058,00 13.686,00 € 8.430,00€ | 78.964,32€ 8.430,00 € 7.585,00 € 62.949,32 €
15 79.964,32 € 72.723,32 € |1KFB 64.335,32 € 11.368,00 13.996,00 € 8.740,00€ | 79.964,32 € 8.740,00 € 7.585,00 € 63.639,32 €
16 80.964,32 € 73.723,32 € |1KFB 65.335,32 € 11.680,00 14.308,00 € 9.052,00€ | 80.964,32 € 9.052,00 € 7.585,00 € 64.327,32 €
17 81.964,32 € 74.723,32 € |1KFB 66.335,32 € 11.994,00 14.622,00 € 9.366,00€ | 81.964,32 € 9.366,00 € 7.585,00 € 65.013,32 €
18 82.964,32 € 75.723,32 € |1KFB 67.33532 € 12.310,00 14.938,00 € 9.682,00€ | 82.964,32€ 9.682,00 € 7.585,00 € 65.697,32 €
19 83.964,32 € 76.723,32 € |1KFB 68.335,32 € 12.628,00 15.256,00 € 10.000,00€ | 83.964,32 € 10.000,00 € 7.585,00 € 66.379,32 €
20 84.964,32 € 77.723,32 € |1KFB 69.335,32 € 12.948,00 15.576,00 € 10.320,00€ | 84.964,32 € 10.320,00 € 7.585,00 € 67.059,32 €
21 85.964,32 € 78.723,32 € |2 KFB 61.947,32 € 10.632,00 15.888,00 € 10.632,00€ | 85.964,32 € 10.632,00 € 7.585,00 € 67.747,32 €
22 86.964,32 € 79.723,32 € |2 KFB 62.947,32 € 10.938,00 16.194,00 € 10.938,00€ | 86.964,32 € 10.938,00 € 7.585,00 € 68.441,32 €
23 87.964,32 € 80.723,32 € |2KFB 63.947,32 € 11.248,00 16.504,00 € 11.248,00€ | 87.964,32 € 11.248,00 € 7.585,00 € 69.131,32 €
24 88.964,32 € 81.723,32 € |2 KFB 64.947,32 € 11.560,00 16.816,00 € 11.560,00€ | 88.964,32 € 11.560,00 € 7.585,00 € 69.819,32 €
25 89.964,32 € 82.723,32 € |2KFB 65.947,32 € 11.872,00 17.128,00 € 11.872,00€ | 89.964,32 € 11.872,00 € 7.585,00 € 70.507,32 €
26 90.964,32 € 83.723,32 € |2 KFB 66.947,32 € 12.188,00 17.444,00 € 12.188,00€ | 90.964,32 € 12.188,00 € 7.585,00 € 71.191,32 €
27 91.964,32 € 84.723,32 € |2 KFB 67.947,32 € 12.504,00 17.760,00 € 12.504,00€ | 91.964,32 € 12.504,00 € 7.585,00 € 71.875,32 €
28 92.964,32 € 85.723,32 € |2 KFB 68.947,32 € 12.824,00 18.080,00 € 12.824,00€ | 92.964,32 € 12.824,00 € 7.585,00 € 72.555,32 €
29 93.964,32 € 86.723,32 € |2 KFB 69.947,32 € 13.146,00 18.402,00 € 13.146,00€ | 93.964,32 € 13.146,00 € 7.585,00 € 73.233,32 €
30 94.964,32 € 87.723,32 € |2KFB 70.947,32 € 13.470,00 18.726,00 € 13.470,00 € | 94.964,32 € 13.470,00 € 7.585,00 € 73.909,32 €
31 95.964,32 € 88.723,32 € |2 KFB 71.947,32 € 13.794,00 19.050,00 € 13.794,00€ | 95.964,32 € 13.794,00 € 7.585,00 € 74.585,32 €
32 96.964,32 € 89.723,32 € |2KFB 7294732 € 14.122,00 19.378,00 € 14.122,00€ | 96.964,32 € 14.122,00 € 7.585,00 € 75.257,32 €
33 97.964,32 € 90.723,32 € |2 KFB 73.947,32 € 14.452,00 19.708,00 € 14.452,00€ | 97.964,32 € 14.452,00 € 7.585,00 € 75.927,32 €
34 98.964,32 € 91.723,32 € |2KFB 7494732 € 14.784,00 20.040,00 € 14.784,00€ | 98.964,32 € 14.784,00 € 7.585,00 € 76.595,32 €
35 99.964,32 € 92.723,32 € |2 KFB 75.947,32 € 15.118,00 20.374,00 € 15.118,00€ | 99.964,32 € 15.118,00 € 7.585,00 € 77.261,32 €

Die Schritte 1 und 2 werden im Anschluss mit Ansatz des gleichen Grundgehalts bei

einer 5-kopfigen Beamtenfamilie als Schritte 3 und 4 wiederholt.

3. Schritt — Ermittlung der tatsédchlichen Steuerlast einer 5-k6pfigen Beamtenfamilie

Ausgangspunkt ist wiederum das gleiche, in 1 000-EUR-Schritten ansteigende
Grundgehalt der Nummern 1 bis 35. Dieses wird um den personenstandsabh&angigen
sowie kinderbezogenen Familienzuschlag fur drei Kinder erhdht. Davon abzuziehen
sind der Werbungskosten-Pauschbetrag (1 000 EUR), der steuerlich abzugsfahige
Anteil der Kranken- und Pflegeversicherung (6 541 EUR) sowie der Sonderausga-
ben-Pauschbetrag (72 EUR). Das so ermittelte Einkommen nach 8 2 Abs. 4 EStG
wird sodann im Rahmen der Ginstigerprufung in ein jeweilig zu versteuerndes Ein-
kommen mit der entsprechenden tariflichen beziehungsweise festzusetzenden Ein-
kommensteuer umgewandelt. Letztendlich kann somit fur jede laufende Nummer 1
bis 35 die tatsachliche Jahressteuerlast unter Berticksichtigung des gezahlten Kin-
dergelds (2 628 EUR flr das erste und zweite Kind beziehungsweise 2 700 EUR fur
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das dritte Kind) sowie eventueller Kinderfreibetrage (8 388 EUR je Kind) ermittelt

werden.

4. Schritt — Ermittlung des Nettojahreseinkommens einer 5-kopfigen Beamtenfamilie

Hierfur sind zunachst die den laufenden Nummern 1 bis 35 zugewiesenen Bruttoein-
kommen (Grundgehalt zzgl. Familienzuschlage), verringert um die in Schritt 3 ermit-
telte steuerliche Gesamtbelastung, heranzuziehen. Ferner sind — wie in Schritt 2 aus-
fuhrlich  dargestellt — entsprechend den  Entscheidungsgrinden  des
Bundesverfassungsgerichts die gesamten Kosten der Kranken- und Pflegeversiche-
rung (8 041 EUR) abzuziehen. Eine zusatzliche Berucksichtigung des Kindergelds ist
nicht angezeigt, da dies bereits in Schritt 3 bei der Ermittlung der steuerlichen Ge-
samtlast erfolgte. Somit ergibt sich fur jede laufende Nummer 1 bis 35 ein ,End-
Netto“-Jahreseinkommen fiir eine 5-kdpfige Beamtenfamilie.
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Tabelle 2:

Schritt 3: Ermittlung der tatsdchlichen Steuerlast unter Beriicksichtigung von § 31 EStG Schritt 4: Ermittlung des Vergleichnettoeinkommens
Grundgehalt Glinstiger- tarifliche Gesamtsteuerlast ;
N 3 N . Zu versteuerndes | . festzusetzende unter . Beitrag zur
(in 1.000 € Schritten) | Einkommen prifung N Einkommen- | _ o Einnahmen Gesamtsteuerlast End-Netto-
Ifd. Nr. | L Einkommen Einkommensteuer | Beriicksichtigung PKV N
inkl. Familienzuschlag |§ 2 Abs. 4 EStG| nach § 31 steuer§32a It. Spalte 2 It. Spalte 8 Jahreseinkommen
fiir 3 Kinder EStG §2 Abs. 5 EStG EStG § 2 Abs. 6 EStG des ?usgezah\ten gesamt
Kindergelds

1 73.22432 € 65.611,32 € |Kindergeld 65.611,32 € 11.766,00 11.766,00 € 3.810,00 € 73.22432 € 3.810,00€ | 8.041,00€ 61.373,32 €
2 74.22432 € 66.611,32 € |Kindergeld 66.611,32 € 12.082,00 12.082,00 € 4.126,00 € 74.22432 € 4.126,00€ | 8.041,00€ 62.057,32 €
3 75.224,32 € 67.611,32 € |Kindergeld 67.611,32 € 12.398,00 12.398,00 € 4.442,00 € 75.224,32 € 4.442,00€ | 8.041,00€ 62.741,32 €
4 76.224,32 € 68.611,32 € |Kindergeld 68.611,32 € 12.716,00 12.716,00 € 4.760,00 € 76.224,32 € 4.760,00 € | 8.041,00 € 63.423,32 €
5 77.224,32 € 69.611,32 € |Kindergeld 69.611,32 € 13.038,00 13.038,00 € 5.082,00 € 77.224,32 € 5.082,00€ | 8.041,00 € 64.101,32 €
6 78.22432 € 70.611,32 € |1 KFB 62.223,32 € 10.716,00 13.344,00 € 5.388,00 € 78.22432 € 5.388,00€ | 8.041,00€ 64.795,32 €
7 79.224,32 € 71.611,32 € |1 KFB 63.223,32 € 11.024,00 13.652,00 € 5.696,00 € 79.22432 € 5.696,00€ | 8.041,00 € 65.487,32 €
8 80.224,32 € 72.611,32 € |1 KFB 64.223,32 € 11.334,00 13.962,00 € 6.006,00 € 80.224,32 € 6.006,00€ | 8.041,00 € 66.177,32 €
9 81.224,32 € 73.611,32 € |1 KFB 65.223,32 € 11.646,00 14.274,00 € 6.318,00 € 81.224,32 € 6.318,00€ | 8.041,00 € 66.865,32 €
10 82.22432 € 74.611,32 € |1KFB 66.223,32 € 11.960,00 14.588,00 € 6.632,00 € 82.224,32 € 6.632,00€ | 8.041,00 € 67.551,32 €
11 83.224,32 € 75.611,32 € |1 KFB 67.223,32 € 12.274,00 14.902,00 € 6.946,00 € 83.224,32 € 6.946,00€ | 8.041,00 € 68.237,32 €
12 84.224,32 € 76.611,32 € |1 KFB 68.223,32 € 12.592,00 15.220,00 € 7.264,00 € 84.224,32 € 7.264,00€ | 8.041,00€ 68.919,32 €
13 85.224,32 € 77.611,32 € |1 KFB 69.223,32 € 12.912,00 15.540,00 € 7.584,00 € 85.224,32 € 7.584,00€ | 8.041,00€ 69.599,32 €
14 86.224,32 € 78.611,32 € |2 KFB 61.835,32 € 10.598,00 15.854,00 € 7.898,00 € 86.224,32 € 7.898,00€ | 8.041,00 € 70.285,32 €
15 87.22432 € 79.611,32 € |2KFB 62.835,32 € 10.904,00 16.160,00 € 8.204,00 € 87.22432 € 8.204,00€ | 8.041,00€ 70.979,32 €
16 88.224,32 € 80.611,32 € |2 KFB 63.835,32 € 11.214,00 16.470,00 € 8.514,00 € 88.224,32 € 8.514,00€ | 8.041,00€ 71.669,32 €
17 89.224,32 € 81.611,32 € |2 KFB 64.835,32 € 11.524,00 16.780,00 € 8.824,00 € 89.224,32 € 8.824,00€ | 8.041,00€ 72.359,32 €
18 90.224,32 € 82.611,32 € |2 KFB 65.835,32 € 11.838,00 17.094,00 € 9.138,00 € 90.224,32 € 9.138,00€ | 8.041,00€ 73.045,32 €
19 91.224,32 € 83.611,32 € |2 KFB 66.835,32 € 12.152,00 17.408,00 € 9.452,00 € 91.224,32 € 9.452,00€ | 8.041,00 € 73.731,32 €
20 92.224,32 € 84.611,32 € |2 KFB 67.835,32 € 12.470,00 17.726,00 € 9.770,00 € 92.224,32 € 9.770,00€ | 8.041,00€ 74.413,32 €
21 93.224,32 € 85.611,32 € |2 KFB 68.835,32 € 12.788,00 18.044,00 € 10.088,00 € 93.224,32 € 10.088,00€ | 8.041,00 € 75.095,32 €
22 94.224,32 € 86.611,32 € |2 KFB 69.835,32 € 13.110,00 18.366,00 € 10.410,00 € 94.224,32 € 10.410,00 € | 8.041,00 € 75.773,32 €
23 95.224,32 € 87.611,32 € |2 KFB 70.835,32 € 13.432,00 18.688,00 € 10.732,00 € 95.224,32 € 10.732,00 € | 8.041,00 € 76.451,32 €
24 96.224,32 € 88.611,32 € |2 KFB 71.835,32 € 13.758,00 19.014,00 € 11.058,00 € 96.224,32 € 11.058,00 € | 8.041,00 € 77.125,32 €
25 97.22432 € 89.611,32 € |2 KFB 72.83532€ 14.086,00 19.342,00 € 11.386,00 € 97.224,32 € 11.386,00€ | 8.041,00 € 77.797,32 €
26 98.224,32 € 90.611,32 € |3 KFB 65.447,32 € 11.716,00 19.672,00 € 11.716,00 € 98.224,32 € 11.716,00€ | 8.041,00 € 78.467,32 €
27 99.224,32 € 91.611,32 € |3 KFB 66.447,32 € 12.030,00 19.986,00 € 12.030,00 € 99.224,32 € 12.030,00€ | 8.041,00 € 79.153,32 €
28 100.224,32 € 92.611,32 € |3 KFB 67.447,32 € 12.346,00 20.302,00 € 12.346,00 € | 100.224,32 € 12.346,00 € | 8.041,00 € 79.837,32 €
29 101.22432 € 93.611,32 € |3 KFB 68.447,32 € 12.664,00 20.620,00 € 12.664,00 € | 101.224,32 € 12.664,00 € | 8.041,00 € 80.519,32 €
30 102.224,32 € 94.611,32 € |3 KFB 69.447,32 € 12.984,00 20.940,00 € 12.984,00€ | 102.22432 € 12.984,00€ | 8.041,00 € 81.199,32 €
31 103.224,32 € 95.611,32 € |3 KFB 70.447,32 € 13.308,00 21.264,00 € 13.308,00 € | 103.224,32 € 13.308,00€ | 8.041,00 € 81.875,32 €
32 104.22432 € 96.611,32 € |3 KFB 71.447,32€ 13.632,00 21.588,00 € 13.632,00 € | 104.224,32 € 13.632,00€ | 8.041,00 € 82.551,32 €
33 105.22432 € 97.611,32 € |3 KFB 72.447,32 € 13.958,00 21.914,00 € 13.958,00 € | 105.224,32 € 13.958,00 € | 8.041,00 € 83.225,32 €
34 106.224,32 € 98.611,32 € |3 KFB 73.447,32 € 14.286,00 22.242,00 € 14.286,00 € | 106.224,32 € 14.286,00 € | 8.041,00 € 83.897,32 €
35 107.224,32 € 99.611,32 € |3 KFB 74.447,32 € 14.618,00 22.574,00 € 14.618,00€ | 107.224,32 € 14.618,00€ | 8.041,00 € 84.565,32 €

5. Schritt — Gegeniiberstellung der jeweiligen Nettoeinkommen einer 4-kdpfigen und

einer 5-kopfigen Beamtenfamilie

Die konkrete Berechnung stellt hierbei das ,End-Netto“-Jahreseinkommen einer 4-
kopfigen Beamtenfamilie (Tabelle 1) mit dem einer 5-kopfigen Beamtenfamilie (Ta-
belle 2) gegentber und vergleicht dieses mit dem notwendigen Nettoabstand zum
Grundsicherungsbedarf eines dritten Kindes. Unter Zuhilfenahme der Zielwertanaly-
se kann folglich festgestellt werden, dass ein monatlicher Familienzuschlag fur dritte
und weitere Kinder in Hohe von 605 EUR brutto notwendig ist, um den Nettomehrbe-
trag zum Grundsicherungsbedarf eines dritten Kindes (wohnhaft in Mietenstufe 1V)

von 15 v. H. einzuhalten.

Tabelle 3:
Gegenuberstellung der jeweiligen ,End-Netto“-Jahreseinkommen bei zwei bezie-
hungsweise drei Kindern unter Berlcksichtigung eines Familienzuschlags fur dritte

und weitere Kinder von monatlich 605 EUR.
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End-Netto- End-Netto- 115% des
Jahreseinkommen | Jahreseinkommen . Grundsicherungs- [Mehrbetrag
Ifd. Nr. . . Differenz .
2 Kind- 3 Kind- niveaus netto
Beamtenfamilie Beamtenfamilie der MS IV

1 53.979,32 € 61.373,32 € 7.394,00 € 7.273,56 € 120,44 €
2 54.679,32 € 62.057,32 € 7.378,00 € 7.273,56 € 104,44 €
3 55.375,32 € 62.741,32 € 7.366,00 € 7.273,56 € 92,44 €
4 56.071,32 € 63.423,32 € 7.352,00 € 7.273,56 € 78,44 €
5 56.765,32 € 64.101,32 € 7.336,00 € 7.273,56 € 62,44 €
6 57.457,32 € 64.795,32 € 7.338,00 € 7.273,56 € 64,44 €
7 58.145,32 € 65.487,32 € 7.342,00 € 7.273,56 € 68,44 €
8 58.833,32 € 66.177,32€ | 7.344,00 € 7.273,56 € 70,44 €
9 59.519,32 € 66.865,32 € 7.346,00 € 7.273,56 € 72,44 €
10 60.201,32 € 67.551,32 € 7.350,00 € 7.273,56 € 76,44 €
11 60.883,32 € 68.237,32€ | 7.354,00 € 7.273,56 € 80,44 €
12 61.561,32 € 68.919,32 € 7.358,00 € 7.273,56 € 84,44 €
13 62.257,32 € 69.599,32 € 7.342,00 € 7.273,56 € 68,44 €
14 62.949,32 € 70.285,32 € 7.336,00 € 7.273,56 € 62,44 €
15 63.639,32 € 70.979,32 € 7.340,00 € 7.273,56 € 66,44 €
16 64.327,32 € 71.669,32 € 7.342,00 € 7.273,56 € 68,44 €
17 65.013,32 € 72.359,32 € 7.346,00 € 7.273,56 € 72,44 €
18 65.697,32 € 73.045,32 € 7.348,00 € 7.273,56 € 74,44 €
19 66.379,32 € 73.731,32 € 7.352,00 € 7.273,56 € 78,44 €
20 67.059,32 € 74.413,32 € 7.354,00 € 7.273,56 € 80,44 €
21 67.747,32 € 75.095,32 € 7.348,00 € 7.273,56 € 74,44 €
22 68.441,32 € 75.773,32 € 7.332,00 € 7.273,56 € 58,44 €
23 69.131,32 € 76.451,32 € 7.320,00 € 7.273,56 € 46,44 €
24 69.819,32 € 77.125,32 € 7.306,00 € 7.273,56 € 32,44 €
25 70.507,32 € 77.797,32 € 7.290,00 € 7.273,56 € 16,44 €
26 71.191,32 € 78.467,32 € 7.276,00 € 7.273,56 € 2,44 €
27 71.875,32 € 79.153,32 € 7.278,00 € 7.273,56 € 4,44 €
28 72.555,32 € 79.837,32 € 7.282,00 € 7.273,56 € 8,44 €
29 73.233,32 € 80.519,32 € 7.286,00 € 7.273,56 € 12,44 €
30 73.909,32 € 81.199,32 € 7.290,00 € 7.273,56 € 16,44 €
31 74.585,32 € 81.875,32 € 7.290,00 € 7.273,56 € 16,44 €
32 75.257,32 € 82.551,32 € 7.294,00 € 7.273,56 € 20,44 €
33 75.927,32 € 83.225,32 € 7.298,00 € 7.273,56 € 24,44 €
34 76.595,32 € 83.897,32 € 7.302,00 € 7.273,56 € 28,44 €
35 77.261,32 € 84.565,32 € 7.304,00 € 7.273,56 € 30,44 €

Eine zweite wesentliche Neuerung bei der Ausweisung der Familienzuschlage fir

dritte und weitere Kinder folgt ebenfalls den Ansatzen des Bundesverfassungsge-

richts. Denn der Besoldungsgesetzgeber ist nach der verfassungsgerichtlichen Leit-

entscheidung zur Alimentation kinderreicher Familien gerade nicht verpflichtet, die

Besoldung einer Beamtin oder eines Beamten beziehungsweise einer Richterin oder

eines Richters auch dann an den regionalen Hochstwerten der Wohnkosten auszu-

richten, wenn diese oder dieser hiervon gar nicht betroffen ist. Der Gesetzgeber
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muss nicht pauschalieren, sondern kann den mal3geblichen Bedarf individuell oder
gruppenbezogen erfassen und insbesondere Besoldungsbestandteile an die regiona-
len Lebenshaltungskosten ankntpfen, etwa durch Einfihrung eines an den 6rtlichen
Wohnkosten orientierten Zuschlags. Eine an Wohnsitz oder Dienstort anknipfende
Abstufung ist mit dem Alimentationsprinzip daher vereinbar, sofern sie sich vor Arti-
kel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes rechtfertigen lasst. Mit den Mietenstufen des Wohn-
geldgesetzes, denen alle Kommunen entsprechend den drtlichen Verhaltnissen des
Mietwohnungsmarktes zugeordnet sind, steht — so das Gericht in seinen Entschei-
dungsgrinden — ein leicht zu handhabendes Kriterium bereit (vgl. BVerfG — 2 BvL
6/17 u. a., Rn. 53).

Diese Grundsatziberlegung ist auch nach der vorliegenden Auffassung zielfihrend.
Es hat sich ndmlich herausgestellt, dass in Rheinland-Pfalz als Flachenland letztlich
eine sehr homogene Verteilung der Mietenstufen nach dem Wohngeldgesetz vor-
liegt. Konkret befinden sich alle Wohnorte im Land — lediglich mit Ausnahme von
Mainz — in den Mietenstufen | bis IV, sodass — zugunsten der Beamtinnen und Be-
amten sowie Richterinnen und Richter — bei der Bemessung des Mehrbedarfs im
Familienzuschlag fur die dritten und weiteren Kinder bei der gebotenen Gegenuber-
stellung mit dem sozialrechtlichen Grundsicherungsniveau zunéachst die Mietenstufe
IV als Basis herangezogen wird (siehe auch vorgenannte Tabelle 3). Damit lasst sich
fur die weit Uberwiegende Anzahl der Bediensteten ein einheitlicher Zuschlagsbetrag
nach den neuen gerichtlichen Vorgaben ausweisen. Um dariber hinaus aber auch
die Betroffenen mit Wohnsitz in Orten héherer Mietenstufen (Mainz und Wohnsitze
aulRerhalb der Landesgrenzen) zu erfassen, welche mit rund 7,5 v. H. aller einschla-
gigen Familienkonstellationen die kleinste Gruppe Uberhaupt darstellen, werden tber
diesen Grundbetrag hinaus mit vorliegender Regelung im Sinne einer Teilregionali-
sierung ergdnzende Aufstockungsbetrage fur inlandische Wohnsitze in den Mieten-
stufen V bis VII von 19 bis 68 EUR gezahlt, sodass beispielsweise auch die einzige
Hochpreisregion im Land nach dem Wohngeldgesetz mit einem héheren Familienzu-
schlag erfasst wird. Die Berechnung dieser Betrage entspricht insoweit der oben aus-
fuhrlich dargestellten Vorgehensweise mit der Mal3gabe, dass flir die Abstandsbe-
rechnung das jeweilige Grundsicherungsniveau der Mietenstufen V bis VII zugrunde

gelegt wird.

-76 -

76



Tabelle 3 a:

Gegenuberstellung der jeweiligen ,End-Netto“-Jahreseinkommen bei zwei bezie-

hungsweise drei Kindern unter Berlcksichtigung eines Familienzuschlags fur dritte

und weitere Kinder von monatlich 605 EUR zuztglich 19 EUR Aufstockungsbetrag

(Wohnort in Mietenstufe V)

End-Netto- End-Netto- 115% des
Jahreseinkommen | Jahreseinkommen . Grundsicherungs- | Mehrbetrag
Ifd. Nr. . . Differenz .
2 Kind- 3 Kind- niveaus netto
Beamtenfamilie Beamtenfamilie der MSV
1 53.979,32 € 61.529,32€ | 7.550,00 € 7.425,36 € 124,64 €
2 54.679,32 € 62.213,32 € 7.534,00 € 7.425,36 € 108,64 €
3 55.375,32 € 62.897,32 € 7.522,00 € 7.425,36 € 96,64 €
4 56.071,32 € 63.577,32 € 7.506,00 € 7.425,36 € 80,64 €
5 56.765,32 € 64.259,32 € | 7.494,00 € 7.425,36 € 68,64 €
6 57.457,32 € 64.953,32 € | 7.496,00 € 7.425,36 € 70,64 €
7 58.145,32 € 65.645,32 € | 7.500,00 € 7.425,36 € 74,64 €
8 58.833,32 € 66.335,32€ | 7.502,00 € 7.425,36 € 76,64 €
9 59.519,32 € 67.023,32€ | 7.504,00 € 7.425,36 € 78,64 €
10 60.201,32 € 67.709,32 € | 7.508,00 € 7.425,36 € 82,64 €
11 60.883,32 € 68.391,32 € 7.508,00 € 7.425,36 € 82,64 €
12 61.561,32 € 69.073,32 € 7.512,00 € 7.425,36 € 86,64 €
13 62.257,32 € 69.753,32 € 7.496,00 € 7.425,36 € 70,64 €
14 62.949,32 € 70.443,32 € | 7.494,00 € 7.425,36 € 68,64 €
15 63.639,32 € 71.137,32€ | 7.498,00 € 7.425,36 € 72,64 €
16 64.327,32 € 71.827,32€ | 7.500,00 € 7.425,36 € 74,64 €
17 65.013,32 € 72.515,32€ | 7.502,00 € 7.425,36 € 76,64 €
18 65.697,32 € 73.203,32€ | 7.506,00 € 7.425,36 € 80,64 €
19 66.379,32 € 73.887,32€ | 7.508,00 € 7.425,36 € 82,64 €
20 67.059,32 € 74.569,32 € 7.510,00 € 7.425,36 € 84,64 €
21 67.747,32 € 75.249,32 € 7.502,00 € 7.425,36 € 76,64 €
22 68.441,32 € 75.927,32 € 7.486,00 € 7.425,36 € 60,64 €
23 69.131,32 € 76.605,32 € | 7.474,00 € 7.425,36 € 48,64 €
24 69.819,32 € 77.279,32€ | 7.460,00 € 7.425,36 € 3464 €
25 70.507,32 € 77.951,32€ | 7.444,00 € 7.425,36 € 18,64 €
26 71.191,32 € 78.625,32 € | 7.434,00 € 7.425,36 € 8,64 €
27 71.875,32 € 79.309,32€ | 7.434,00 € 7.425,36 € 8,64 €
28 72.555,32 € 79.993,32€ | 7.438,00€ 7.425,36 € 12,64 €
29 73.233,32 € 80.673,32 € 7.440,00 € 7.425,36 € 14,64 €
30 73.909,32 € 81.353,32 € 7.444,00 € 7.425,36 € 18,64 €
31 74.585,32 € 82.031,32 € 7.446,00 € 7.425,36 € 20,64 €
32 75.257,32 € 82.705,32€ | 7.448,00 € 7.425,36 € 22,64 €
33 75.927,32 € 83.377,32€ | 7.450,00 € 7.425,36 € 2464 €
34 76.595,32 € 84.049,32 € | 7.454,00 € 7.425,36 € 28,64 €
35 77.261,32 € 84.717,32€ | 7.456,00 € 7.425,36 € 30,64 €
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Tabelle 3 b:

Gegenuberstellung der jeweiligen ,End-Netto“-Jahreseinkommen bei zwei bezie-
hungsweise drei Kindern unter Berlcksichtigung eines Familienzuschlags fur dritte
und weitere Kinder von monatlich 605 EUR zuziglich 43 EUR Aufstockungsbetrag
(Wohnort in Mietenstufe VI)

End-Netto- End-Netto- 115% des
Jahreseinkommen | Jahreseinkommen . Grundsicherungs- |Mehrbetrag
Ifd. Nr. . . Differenz .
2 Kind- 3 Kind- niveaus netto
Beamtenfamilie Beamtenfamilie der MS VI
1 53.979,32 € 61.727,32 € 7.748,00 € 7.622,76 € 125,24 €
2 54.679,32 € 62.411,32 € 7.732,00 € 7.622,76 € 109,24 €
3 55.375,32 € 63.093,32 € 7.718,00 € 7.622,76 € 95,24 €
4 56.071,32 € 63.773,32 € 7.702,00 € 7.622,76 € 79,24 €
5 56.765,32 € 64.459,32 € 7.694,00 € 7.622,76 € 71,24 €
6 57.457,32 € 65.153,32 € | 7.696,00 € 7.622,76 € 73,24 €
7 58.145,32 € 65.843,32 € | 7.698,00 € 7.622,76 € 75,24 €
8 58.833,32 € 66.533,32€ | 7.700,00 € 7.622,76 € 77,24 €
9 59.519,32 € 67.221,32€ | 7.702,00 € 7.622,76 € 79,24 €
10 60.201,32 € 67.905,32 € | 7.704,00 € 7.622,76 € 81,24 €
11 60.883,32 € 68.589,32 € | 7.706,00 € 7.622,76 € 83,24 €
12 61.561,32 € 69.269,32 € | 7.708,00 € 7.622,76 € 85,24 €
13 62.257,32 € 69.949,32 € | 7.692,00 € 7.622,76 € 69,24 €
14 62.949,32 € 70.643,32 € 7.694,00 € 7.622,76 € 71,24 €
15 63.639,32 € 71.335,32 € 7.696,00 € 7.622,76 € 73,24 €
16 64.327,32 € 72.025,32 € | 7.698,00 € 7.622,76 € 75,24 €
17 65.013,32 € 72.713,32€ | 7.700,00 € 7.622,76 € 77,24 €
18 65.697,32 € 73.399,32€ | 7.702,00 € 7.622,76 € 79,24 €
19 66.379,32 € 74.083,32€ | 7.704,00 € 7.622,76 € 81,24 €
20 67.059,32 € 74.765,32 € | 7.706,00 € 7.622,76 € 83,24 €
21 67.747,32 € 75.445,32 € | 7.698,00 € 7.622,76 € 75,24 €
22 68.441,32 € 76.123,32 € 7.682,00 € 7.622,76 € 59,24 €
23 69.131,32 € 76.799,32 € | 7.668,00 € 7.622,76 € 45,24 €
24 69.819,32 € 77.473,32 € 7.654,00 € 7.622,76 € 31,24 €
25 70.507,32 € 78.143,32 € 7.636,00 € 7.622,76 € 13,24 €
26 71.191,32 € 78.821,32 € 7.630,00 € 7.622,76 € 7,24 €
27 71.875,32 € 79.507,32€ | 7.632,00€ 7.622,76 € 9,24 €
28 72.555,32 € 80.189,32 € | 7.634,00€ 7.622,76 € 11,24 €
29 73.233,32 € 80.869,32 € | 7.636,00 € 7.622,76 € 13,24 €
30 73.909,32 € 81.549,32 € | 7.640,00 € 7.622,76 € 17,24 €
31 74.585,32 € 82.225,32 € | 7.640,00 € 7.622,76 € 17,24 €
32 75.257,32 € 82.899,32 € 7.642,00 € 7.622,76 € 19,24 €
33 75.927,32 € 83.571,32 € 7.644,00 € 7.622,76 € 21,24 €
34 76.595,32 € 84.241,32 € 7.646,00 € 7.622,76 € 23,24 €
35 77.261,32 € 84.909,32 € 7.648,00 € 7.622,76 € 25,24 €
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Tabelle 3 c:

Gegenuberstellung der jeweiligen ,End-Netto“-Jahreseinkommen bei zwei bezie-

hungsweise drei Kindern unter Berlcksichtigung eines Familienzuschlags fur dritte

und weitere Kinder von monatlich 605 EUR zuziglich 68 EUR Aufstockungsbetrag

(Wohnort in Mietenstufe VII)

End-Netto- End-Netto- 115% des
Jahreseinkommen | Jahreseinkommen . Grundsicherungs- |Mehrbetrag
Ifd. Nr. . . Differenz .
2 Kind- 3 Kind- niveaus netto
Beamtenfamilie Beamtenfamilie der MS VIl

1 53.979,32 € 61.931,32€ | 7.952,00€ 7.835,28 € 116,72 €
2 54.679,32 € 62.615,32 € 7.936,00 € 7.835,28 € 100,72 €
3 55.375,32 € 63.297,32 € 7.922,00 € 7.835,28 € 86,72 £
4 56.071,32 € 63.977,32 € 7.906,00 € 7.835,28 € 70,72 €
5 56.765,32 € 64.667,32 € 7.902,00 € 7.835,28 € 66,72 €
6 57.457,32 € 65.359,32 € | 7.902,00 € 7.835,28 € 66,72 €
7 58.145,32 € 66.051,32 € | 7.906,00 € 7.835,28 € 70,72 €
8 58.833,32 € 66.739,32 € | 7.906,00 € 7.835,28 € 70,72 €
9 59.519,32 € 67.425,32 € | 7.906,00 € 7.835,28 € 70,72 €
10 60.201,32 € 68.111,32€ | 7.910,00 € 7.835,28 € 74,72 €
11 60.883,32 € 68.793,32€ | 7.910,00 € 7.835,28 € 74,72 €
12 61.561,32 € 69.473,32 € 7.912,00 € 7.835,28 € 76,72 €
13 62.257,32 € 70.157,32 € 7.900,00 € 7.835,28 € 64,72 €
14 62.949,32 € 70.851,32 € 7.902,00 € 7.835,28 € 66,72 £
15 63.639,32 € 71.543,32€ | 7.904,00 € 7.835,28 € 68,72 €
16 64.327,32 € 72.233,32€ | 7.906,00 € 7.835,28 € 70,72 €
17 65.013,32 € 72.919,32 € | 7.906,00 € 7.835,28 € 70,72 €
18 65.697,32 € 73.605,32 € | 7.908,00 € 7.835,28 € 72,72 €
19 66.379,32 € 74.289,32 € | 7.910,00 € 7.835,28 € 74,72 €
20 67.059,32 € 74.969,32 € | 7.910,00 € 7.835,28 € 74,72 €
21 67.747,32 € 75.649,32 € | 7.902,00 € 7.835,28 € 66,72 €
22 68.441,32 € 76.325,32 € 7.884,00 € 7.835,28 € 48,72 €
23 69.131,32 € 77.001,32 € 7.870,00 € 7.835,28 € 34,72 €
24 69.819,32 € 77.673,32€ | 7.854,00 € 7.835,28 € 18,72 €
25 70.507,32 € 78.345,32€ | 7.838,00€ 7.835,28 € 2,72 €
26 71.191,32 € 79.027,32€ | 7.836,00 € 7.835,28 € 0,72 €
27 71.875,32 € 79.711,32€ | 7.836,00 € 7.835,28 € 0,72 €
28 72.555,32 € 80.393,32€ | 7.838,00€ 7.835,28 € 2,72 €
29 73.233,32 € 81.073,32€ | 7.840,00€ 7.835,28 € 4,72 €
30 73.909,32 € 81.751,32€ | 7.842,00€ 7.835,28 € 6,72 €
31 74.585,32 € 82.42732€ | 7.842,00€ 7.835,28 € 6,72 €
32 75.257,32 € 83.101,32 € 7.844,00 € 7.835,28 € 8,72 €
33 75.927,32 € 83.773,32 € 7.846,00 € 7.835,28 € 10,72 €
34 76.595,32 € 84.443,32 € 7.848,00 € 7.835,28 € 12,72 €
35 77.261,32 € 85.109,32 € | 7.848,00€ 7.835,28 € 12,72 €
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Die Ansatze des Landes bewegen sich schlief3lich nicht nur im Einklang mit den ge-
richtlichen Hinweisen, vielmehr geht auch die aktuelle wissenschaftliche Aufbereitung
in diese Richtung. So haben Frau Prof. Dr. Gisela Farber und Herr Lutz Rodermond
in der ZBR 6/2021, S. 186, 189 jungst eine Wohnungsbeihilfe auf Zeit fir besonders
belastete Ballungsraume mit dem Argument ins Spiel gebracht, dass diese Beihilfe
hinreichend Spielraum fur die Zukunft bietet, andererseits aber auch den verfas-

sungsrechtlichen Vorgaben gerecht wird.

Die jeweiligen Aufstockungsbetrdge zum Familienzuschlag fur dritte und weitere Kin-
der werden in der Anlage 7 zum Landesbesoldungsgesetz im Einzelnen ausgewie-
sen. Die Aufstockungsbetrage orientieren sich an den Mietenstufen V bis VII, denen
die jeweilige Wohngemeinde, in der die Besoldungsempfangerin oder der Besol-
dungsempfanger mit ihrer oder seiner Hauptwohnung (8 21 Abs. 2 und 4 und § 22
Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes) gemeldet ist, nach § 12 Abs. 1 des Wohngeldge-
setzes in Verbindung mit § 1 Abs. 3 der Wohngeldverordnung zugeordnet ist. Soweit
die Wohngemeinde aufRerhalb des Geltungsbereichs des Wohngeldgesetzes liegt,
verbleibt es danach bei dem entsprechenden Grundbetrag. Die Hauptwohnung ist
mit einer amtlichen Meldebestatigung (8 24 Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes) auf

Anforderung nachzuweisen, beispielsweise wenn ein Umzug erfolgt.

Andert sich die Hauptwohnung, gilt die der bisherigen Wohngemeinde zugeordnete
Mietenstufe bis zum letzten Tag des Monats, welcher in der amtlichen Meldebestéti-
gung als Auszugsmonat benannt ist und die der neuen Wohngemeinde zugeordnete
Mietenstufe ab dem ersten Tag des Monats, der dem in der amtlichen Meldebestéti-

gung genannten Einzugsmonat folgt.
Zu Nummer 10
Die Anlagen 6 bis 11 des Landesbesoldungsgesetzes (Anlage Il zu diesem Gesetz)

ersetzen aufgrund der Erhéhungen der Beziige zum 1. Dezember 2022 die bisheri-

gen Tabellen.
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Zu Nummer 11

Die Inhaltsiibersicht ist durch die Einflgung des neuen § 41 a LBesG entsprechend
zu andern. Des Weiteren erfolgt eine redaktionelle Bereinigung, da die Anlagen 12
und 13 bereits durch Artikel 3 Nr. 5 des Gesetzes vom 18. August 2015 (GVBI.
S. 201) aufgehoben worden sind.

Zu Artikel 4 (Anderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes)

Zu den Nummern 1 bis 3

Durch den Wegfall der Besoldungsgruppe A 4 bedarf es der Umstellung der Anknup-
fung der Mindestversorgung von der Besoldungsgruppe A 4 an die Besoldungsgrup-
pe A 5. Hierbei kommt es rundungsbedingt zu geringfiigigen Verbesserungen bei der
Hohe der zu bertcksichtigenden Mindestversorgung. Die Regelung erfasst auch die
vor Inkrafttreten des Gesetzes in den Ruhestand eingetretenen Beamtinnen und Be-

amten.

Zu Nummer 4

Fir zum Zeitpunkt der Anhebung der Besoldungsgruppe von A 4 nach A 5 vorhan-
dene Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger, deren Versorgungs-
bezige die ruhegehaltfahigen Dienstbezliige nach der Besoldungsgruppe A 4 zu-
grunde liegen und die Mindestversorgung nicht zum Tragen kommt, bedarf es einer
Ubergangsregelung, damit diese Versorgungsbeziige auch an den kiinftigen Anpas-

sungen teilnehmen.

Zu Nummer 5

Die Anlage zum Landesbeamtenversorgungsgesetz regelt die Hohe der Zuschlage
nach den 88 66 bis 69 LBeamtVG (Kindererziehungszuschlag, Kindererziehungser-
ganzungszuschlag, Kinderzuschlag, Pflegezuschlag und Kinderpflegeergdnzungszu-

schlag). Als Versorgungsbeziige nach 8 3 LBeamtVG nehmen diese Zuschlage an
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den Anpassungen der Versorgungsbezlge teil (8 4 LBeamtVG). Entsprechend er-
folgt eine Anpassung der Zuschlage ab 1. Dezember 2022 (Anlage V).

Zu Artikel 5 (Anderung der Landesmehrarbeitsvergiitungsverordnung)

Nummer 1 setzt den Wegfall der Besoldungsgruppe A 4 in der Landesmehrarbeits-
vergutungsverordnung um. Nummer 2 gewahrleistet die Anpassung der Mehrarbeits-
vergutungssatze nach 8 4 der Landesmehrarbeitsvergitungsverordnung entspre-

chend den Artikeln 2 und 3 dieses Gesetzes.

Zu Artikel 6 (Anderung der Landeserschwerniszulagenverordnung)

In Fortflhrung des Landesgesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung
2019/2020/2021 und als Ausdruck der besonderen finanziellen Anerkennung wird die
lineare Anpassung aus Artikel 2 fur das Jahr 2022 auf alle Zahlbetrage fur die Dien-

ste zu ungunstigen Zeiten Ubertragen.

Zu Artikel 7 (Anderung der Landesverordnung uber die Gewahrung von Unter-

haltsbeihilfen an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare)

Es wird gewahrleistet, dass die Anpassungen fur Anwarterinnen und Anwarter im
Jahr 2022 entsprechend fur Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare gelten.
Auf die Begriindung zu Artikel 2 wird verwiesen.

Zu Artikel 8 (Uberleitung)

Zu Absatz 1

Die vorhandenen Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe A 4 werden auf-
grund der Streichung dieser Besoldungsgruppe und der kinftigen Zuordnung des

ersten Einstiegsamts zur Besoldungsgruppe A 5 (vgl. Artikel 3 Nr. 2) nach Besol-

dungsgruppe A 5 kraft Gesetzes Ubergeleitet. Gleiches qilt fur die Dienstbezeichnun-
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gen der Anwarterinnen und Anwarter im Vorbereitungsdienst zum ersten Ein-

stiegsamt.

Zu Absatz 2

Die vorhandenen Beamtinnen und Beamten in Stufe 1 der Besoldungsgruppen A 4
bis A 7 werden aufgrund der Streichung dieser Erfahrungsstufe und unter Berlck-
sichtigung der Uberleitung nach Absatz 1 in Stufe 2 der Besoldungsgruppen A 5 bis
A 7 Ubergeleitet (vgl. Artikel 3 Nr. 8). Sie profitieren damit automatisch von einer mit
der Stufenstreichung verbundenen Erhéhung des Grundgehalts.

Ab dem Zeitpunkt der gesetzlichen Uberleitung in die jeweilige Stufe 2 beginnt die
Stufenlaufzeit fur die betroffenen Beamtinnen und Beamten in dieser Stufe zu laufen.
Im Sinne einer Stichtagsregelung, die notwendigerweise typisieren und verallgemei-
nern muss, wird dabei keine Unterscheidung vorgenommen, ob in der bisherigen
Stufe 1 bereits entsprechende Zeiten verbracht worden sind beziehungsweise ob bei
der vormaligen Stufenzuordnung zur Stufe 1 bericksichtigungsfahige Zeiten nach 8
29 Abs. 2 Satz 2 LBesG zum Tragen kamen (vgl. BVerfG — 2 BvR 568/15, Rn. 15 ff.).
Die Neuregelung fuhrt stets zu einer Verbesserung der gegenwartigen Einkommens-

situation.

Eine Neufestsetzung des Stufenbeginns ist aufgrund der Gesetzlichkeit der Uberlei-

tung entbehrlich.

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)

Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.

Zu Nummer 1

Entsprechend dem Tarifergebnis soll auch den Beamtinnen und Beamten, Richterin-

nen und Richtern sowie Anwarterinnen und Anwartern die zusatzlich zu den ohnehin

geschuldeten Bezuigen gewahrte einmalige Sonderzahlung aus Anlass der COVID-
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19-Pandemie schnellstmoglich — spéatestens bis zum 31. Marz 2022 — ausbezahlt
werden, damit diese von der Steuerfreiheit gemaR § 3 Nr. 11 a EStG entsprechend
profitieren. Infolgedessen ist zugunsten der Betroffenen ein riickwirkendes Inkrafttre-

ten zum Zeitpunkt der Tarifeinigung vorgesehen.

Zu Nummer 2

Die in Artikel 3 Nr. 1, 2, 5 bis 9 und 11, in Artikel 4 Nr. 1 bis 4, in Artikel 5 Nr. 1 und in
Artikel 8 geregelten strukturellen Beziigeverbesserungen sowie die Mdglichkeit der
Entgeltumwandlung sollen zum 1. Januar 2022 — und damit schon vor den linearen
Bezligesteigerungen — in Kraft treten. Eine noch weitergehende Ruckwirkung ist
auch aufgrund eines fehlenden verfassungsgerichtlichen Handlungsauftrags fur das
rheinland-pféalzische Landesrecht — etwa zur Anhebung des Familienzuschlags fur
kinderreiche Beamtenfamilien — nicht erforderlich (vgl. BVerfG — 2 BvL 6/17 u. a., Rn.
95, BVerfG — 2 BvL 4/18, Rn. 183).

Zu Nummer 3

Die Vorschrift gewahrleistet, dass das Tarifergebnis fur die Beschaftigten der Lander
fur das Jahr 2022 zeitgleich — und damit zum 1. Dezember 2022 — auf die Beziige-
empfangerinnen und Bezuigeempféanger ubertragen wird.

Zu Nummer 4

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten im Ubrigen.

-84 -

84



	02 Gesetzentwurf.pdf
	Artikel 1
	Einmalige Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie
	(Corona-Sonderzahlung)
	Artikel 2
	Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezüge für das Jahr 2022
	1. um 2,8 v. H. werden ab dem 1. Dezember 2022 erhöht
	a) die Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen A, B, W, R und C (kw),
	b) der Mindestbetrag nach § 37 Abs. 1 Satz 3 des Landesbesoldungsgesetzes,
	c) der Familienzuschlag, mit Ausnahme der Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppe A 5 der Landesbesoldungsordnung A sowie der Beträge nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind und der dazugehörigen mietenstufenabhängi...
	d) die Amtszulagen, die in den Fußnoten zu Ämtern der Landesbesoldungsordnungen A, B und R ausgebracht sind,
	e) die Allgemeine Zulage nach Nummer 12 der Vorbemerkungen zu den Landesbesoldungsordnungen A und B sowie nach Nummer 2 der Vorbemerkungen zu der Landesbesoldungsordnung C (kw),
	f) die Beträge der Grundgehaltsspannen der Anlage 11;

	2. um 50 EUR werden ab dem 1. Dezember 2022 die Anwärtergrundbeträge erhöht.
	1. Grundgehaltssätze
	a) fortgeltender Besoldungsordnungen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,
	b) in den Regelungen über künftig wegfallende Ämter,
	c) in Zwischenbesoldungsgruppen der Landesbesoldungsordnung A,

	2. Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder in Regelungen über künftig wegfallende Ämter,
	3. Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzten Sondergrundgehälter und Zuschüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,
	4. in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundgehalt nach § 67 Abs. 4 des Landesbesoldungsgesetzes,
	5. Leistungsbezüge für Beamtinnen und Beamte der Landesbesoldungsordnung W, soweit diese Bezüge nach § 38 des Landesbesoldungsgesetzes an regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen.

	Artikel 3
	1. Dem § 2 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt:
	„Ausgenommen hiervon sind Leistungen im Rahmen einer Entgeltumwandlung für vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrräder, die den Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern auch zur privaten Nutzung überlassen werden, wenn es sich um Fahrräder ...
	2. In § 25 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „A 4“ durch die Angabe „A 5“ ersetzt.
	3. In § 38 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort „laufende“ gestrichen.
	4. § 41 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 4 Satz 2 wird gestrichen.
	b) In Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe „4 bis 7“ durch die Angabe „3 bis 6“ ersetzt.

	5. Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefügt:
	„§ 41 a
	Sonderzuschlag zum Familienzuschlag
	(1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 2 wird ein Sonderzuschlag zum Familienzuschlag gemäß Anlage 7 gewährt. Der Betrag vermindert sich um die zustehende Allgemeine Zulage, um die zustehenden Amts- und Stellenzulagen sowie um Ausgleichs- ...
	(2) Anspruch auf den Sonderzuschlag gemäß Absatz 1 Satz 1 haben nach Maßgabe der Anlage 7 Beamtinnen und Beamte mit Anspruch auf den Familienzuschlag nach § 41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie gleichzeitigem Anspruch auf den Familienzuschlag nach § 41 Abs. 1...
	6. Anlage 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 5 Buchst. a der Vorbemerkungen zu den Landesbesoldungsordnungen A und B werden die Worte „den Besoldungsgruppen A 4 bis“ durch die Worte „der Besoldungsgruppe“ ersetzt.
	b) Die Besoldungsgruppe A 4 der Landesbesoldungsordnung A wird gestrichen.

	7. Anlage 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 1 wird in der Tabelle nach den Spaltenüberschriften „Grundamtsbezeichnung, Zusatz“ die erste Zeile mit den Bezeichnungen „Besoldungsgruppe A 4 Hauptwachtmeisterin, Hauptwachtmeister“ und dem Zusatz „Justiz-“ gestrichen.
	b) Nummer 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

	8. Anlage 6 Nr. 1 erhält die aus Anlage I zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.
	9. Die Anlagen 7 bis 9 erhalten die aus Anlage II zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.
	10. Die Anlagen 6 bis 11 erhalten die aus Anlage III zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.
	11. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend den vorstehenden Bestimmungen geändert und die Angaben „Anlage 12 Erschwerniszulagen“ und „Anlage 13 Überleitungsübersicht“ werden gestrichen.

	Artikel 4
	Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes
	1. In § 24 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „65 v. H. aus der Stufe 7 der Besoldungsgruppe A 4“ durch die Worte „60,6 v. H. aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5“ ersetzt.
	2. § 45 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:
	„Das Unfallruhegehalt beträgt mindestens 66,7 v. H. aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5;“.
	3. § 73 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:
	„1. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie Witwen und Witwer die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Höhe des 1,4-Fachen der jeweils ruhegeh...
	b) Nummer 3 erhält folgende Fassung:
	„3. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, oder nach § 39 Abs. 2 und 3 LBG in den Ruhestand versetzt worden sind, bis zum Ablauf des Monats, in dem sie die Regelaltersgrenze...
	4. Dem § 88 wird folgender Absatz 6 angefügt:
	„(6) Für die im Zeitpunkt der besoldungsrechtlichen Anhebung der Besoldung von A 4 auf A 5 zum 1. Januar 2022 vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, deren erdiente Ruhegehälter auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbez...
	5. Die Anlage erhält die aus Anlage IV zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

	Artikel 5
	Änderung der Landesmehrarbeitsvergütungsverordnung
	1. In § 2 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „A 4“ durch die Angabe „A 5“ ersetzt.
	2. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:
	b) In Absatz 3 werden folgende Zahlen ersetzt:


	Artikel 6
	Änderung der Landeserschwerniszulagenverordnung
	1. in Nummer 1 „3,61“ durch „3,71“,
	2. in Nummer 2 „1,01“ durch „1,04“ und
	3. in Nummer 3 „1,86“ durch „1,91“.

	Artikel 7
	Änderung der Landesverordnung über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare
	Artikel 8
	Überleitung
	Artikel 9
	Inkrafttreten
	1. Artikel 1 mit Wirkung vom 29. November 2021,
	2. Artikel 3 Nr. 1, 2, 5 bis 9 und 11, Artikel 4 Nr. 1 bis 4, Artikel 5 Nr. 1 und Artikel 8 mit Wirkung vom 1. Januar 2022,
	3. die Artikel 2 und 3 Nr. 10, Artikel 4 Nr. 5, Artikel 5 Nr. 2 und die Artikel 6 und 7 am 1. Dezember 2022,
	4. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.
	Anlage I
	(zu Artikel 3 Nr. 8)
	Anlage II
	(zu Artikel 3 Nr. 9)
	Anlage III
	(zu Artikel 3 Nr. 10)
	Anlage IV
	(zu Artikel 4 Nr. 5)



	MP Gesetzentwurf zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2022 (LBVAnpG 2022).pdf

